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Entwurf  
 
Lernen - ein Leben lang 
 
Vorläufige Empfehlungen des Forum Bildung 
 
 
Das Forum Bildung hat auf der Grundlage des Berichts der Expertengruppe die nachfolgen-
den vorläufigen Empfehlungen erarbeitet. Die Handlungsfelder dieser Empfehlungen bedür-
fen weiterer Konkretisierungen zu umsetzbaren Maßnahmen. 
 
Die vorläufigen Empfehlungen werden in einen breiten öffentlichen Dialog eingebracht. Am 
Ende des Diskussionsprozesses werden die Empfehlungen überarbeitet und in Gesamtemp-
fehlungen zusammengefasst, die durch gute Beispiele illustriert werden sollen.  
 
 
Präambel 
 
Wirtschaft und Gesellschaft befinden sich in einem anhaltenden Strukturwandel, der alle Le-
bens- und Arbeitsbereiche erfasst. Immer raschere technische und gesellschaftliche Verän-
derungsprozesse führen zu immer höheren und neuen Qualifikationsanforderungen und stel-
len hohe Anforderungen an Orientierung und Perspektiven, um den Wandel zu bewältigen, 
zu nutzen und zu gestalten. Kontinuierliches Lernen ist der Schlüssel zur Vermeidung von 
Problemen wie zur Nutzung der Chancen, die sich aus dem Wandel ergeben. Die Bedeutung 
lebenslangen Lernens ist daher national und international unbestritten. 
 
Im Mittelpunkt der Bildungspolitik steht heute das Ziel, lebenslanges Lernen zu einer Wirk-
lichkeit für alle zu machen. Dieser Frage wird auch international eine hohe Bedeutung zuge-
messen (vgl. UNESCO-Bericht 1997, EU-Gipfel in Lissabon; Memorandum der EU-
Kommission, OECD-Ministerkonferenz April 2001). 
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Die Verwirklichung des Grundsatzes lebenslangen Lernens betrifft alle Bildungsbereiche von 
Kindertageseinrichtungen bis zur Weiterbildung, erfordert eine stärkere Verzahnung von Bil-
dungsbereichen und von Bildungswegen und setzt insbesondere Ausbau und neue Konzep-
te der Weiterbildung voraus. Eine gute Erstausbildung ist eine gute Voraussetzung für die 
Fortsetzung des Lernens. Lebenslanges Lernen hat sich gleichermaßen auf die Entwicklung 
der Persönlichkeit, Teilhabe und Gestaltung der Gesellschaft und Beschäftigungsfähigkeit zu 
beziehen. Die Gleichstellung der Geschlechter muss auf dem Weg zur lernenden Gesell-
schaft durchgängiges Leitprinzip sein (vgl. Vorläufige Empfehlungen "Förderung von Chan-
cengleichheit"). 
 
Bei der Entwicklung von Strategien zur Verwirklichung des Grundsatzes lebenslangen Ler-
nens sind folgende Entwicklungen zu berücksichtigen: 
• zunehmende Verantwortung des Einzelnen für die Steuerung des kontinuierlichen Ler-
nens. Dies stellt hohe Anforderungen an Lern- und Lernorganisationskompetenz und er-
fordert neue Formen der individuellen Begleitung; 
• steigende Nutzerorientierung der Weiterbildung. Dies setzt voraus, dass sich Weiterbil-
dungsanbieter stärker auf individuelle wie auch institutionelle Nachfrager von Weiterbil-
dung einstellen;  
• gleichzeitig aber bleibt die Verantwortung des Staates bestehen, die Rahmenbedingun-
gen für ungehinderten Zugang für alle, für Qualitätssicherung und für Transparenz zu ga-
rantieren; 
• zunehmende Prozessorientierung: Leben/Arbeiten und Lernen werden immer stärker ver-
zahnt. Dies erfordert immer mehr die Einbeziehung von Lernprozessen außerhalb der 
formalen Bildung in Bildungseinrichtungen; 
• demografische Entwicklung: der wachsende Anteil älterer Menschen bei gleichzeitig zu-
nehmendem Fachkräftemangel erfordert spezifische Weiterbildungsangebote für die per-
sönliche, berufliche und soziale Entwicklung; 
• zunehmendes Risiko der Ausgrenzung: In dem Maße, in dem kontinuierliches Lernen 
Schlüssel für die Zukunft ist, führt das Nichtteilhaben an kontinuierlichem Lernen immer 
häufiger zu sozialer und beruflicher Ausgrenzung. 
 
Diese Tendenzen stellen hohe Anforderungen an alle Organisationen und Akteure in der Bil-
dung. 
 
 
I.  Voraussetzungen: Motivation, Lernkompetenz und Lernorganisationskompetenz 
 
Motivation zum Lernen, Lernen des Lernens (Lernkompetenz) und die Kompetenz, 
Lernen selbst zu steuern sind entscheidende Voraussetzungen für lebenslanges Ler-
nen. Sie müssen möglichst früh vermittelt werden. Schule und Berufsausbildung 
müssen noch stärker für kontinuierliches Lernen motivieren und befähigen. 
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Die beste Motivation für lebenslanges Lernen ist die Erfahrung, dass Lernen Sinn macht. 
Dies erfordert eine Lern- und Lehrkultur, die Freude am Lernen und Freude an Leistung 
vermittelt (vgl. Themenschwerpunkt "Neue Lern- und Lehrkultur" des Forum Bildung). Grund-
lagen für Lernmotivation und Lernkompetenz werden lange vor dem Eintritt in die Schule ge-
legt. Deshalb entscheidet die Qualität der Förderung im Kindergarten bereits über Motivation 
und Befähigung zu kontinuierlichem Lernen. Auch noch bessere individuelle Förderung in 
den ersten Grundschuljahren kann die Voraussetzungen für lebenslanges Lernen erheblich 
verbessern. Dazu bedarf es einer intensiven Zusammenarbeit mit den Eltern (vgl. vorläufige 
Empfehlungen zur Förderung von Chancengleichheit). 
 
Lernumgebungen können den Erwerb von fachlichen und überfachlichen Kompetenzen posi-
tiv beeinflussen. Die Umgebungen des Menschen sind in Lernprozesse einzubeziehen und 
für das Lernen nutzbar zu machen. Dazu gehört insbesondere die lernförderliche Organisati-
on und Gestaltung von Arbeitsplätzen.  
 
Qualität und Transparenz von Weiterbildungsangeboten und Weiterbildungsanbietern ist we-
sentliche Voraussetzung dafür, dass die einzelne Person Verantwortung für die Gestaltung 
kontinuierlichen Lernens übernehmen kann (vgl. Vorläufige Empfehlungen zur Qualitätssi-
cherung). Informationen und Transparenz müssen durch eine individuelle Bildungs- und 
Qualifizierungsberatung ergänzt werden, die für alle erreichbar ist. 
 
Eine verstärkte Werbung für Weiterbildung kann durch Beispiele erfolgreicher Weiterbildung 
von Personen aus Gruppen mit geringer Weiterbildungsbeteiligung zur Wiederaufnahme von 
Bildung motivieren. Dies gelingt in vorbildlicher Weise durch die Adult Learner's Week in 
Großbritannien. Die 1998 in Deutschland eingeführten Lernfeste sind weiter auszubauen. 
 
 
Handlungsfelder: 
• frühe Förderung von Lernmotivation und Lernkompetenz in Kindertageseinrichtungen und 
in der Grundschule (vgl. Vorläufige Empfehlungen zur Förderung von Chancengleichheit); 
• Sensibilisierung für die Notwendigkeit lernförderlicher Umgebungen in Bildungseinrichtun-
gen, Verbesserung von Lerngelegenheiten in der Lebens- und Arbeitswelt, beispielsweise 
durch lernförderliche Arbeitsplätze zur Unterstützung des Lernens im Prozess der Arbeit; 
• stärkere Verknüpfung von allgemeinem und beruflichem Lernen; Verwirklichung von 
Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit; 
• Sicherstellung des Zugangs zu Information und individueller Beratung sowie Steigerung 
der Zielgenauigkeit, Intensivierung der Weiterbildungswerbung. 
 
Adressaten: 
Länder, Bund, Betriebe, Sozialpartner, Bildungsträger 
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II.  Lebenslanges Lernen für alle 
 
Lebenslanges Lernen ist für alle zu verwirklichen, auch für diejenigen, die bisher in zu 
geringem Maße an Weiterbildung teilnehmen. Dies ist entscheidend für die Vermei-
dung und den Abbau von Ausgrenzung und liegt auch im Interesse der Wirtschaft, die 
mit der aktuellen demografischen Entwicklung auf die Erschließung des Fachkräftepo-
tentials angewiesen ist. Ansätze zum Abbau von Weiterbildungsbarrieren müssen ge-
zielt an informelles Lernen anknüpfen.  
 
In dem Maße, in dem kontinuierliches Lernen zukunftsentscheidend ist, führt das Nichtteilha-
ben an kontinuierlichem Lernen immer häufiger zu beruflicher und sozialer Ausgrenzung. 
Dies betrifft insbesondere Personen mit geringen Qualifikationen, Migrantinnen und Migran-
ten sowie Langzeitarbeitslose, die häufig nicht über die für lebenslanges Lernen erforderliche 
Motivation, Lernkompetenz und Lernorganisationskompetenz verfügen (vgl. auch Vorläufige 
Empfehlungen "Förderung von Chancengleichheit"). Während 1997 48 % der Personen mit 
Hochschulabschluss an beruflicher Weiterbildung teilgenommen haben, waren dies unter 
den Personen ohne beruflichen Abschluss nur 9 %. (Berichtsystem Weiterbildung VII). Die 
Arbeitslosenquote von Erwerbstätigen ohne Berufsabschluss war 1998 zehn Mal höher als 
die der Absolventen von Fachhochschulen (25,8 % gegenüber 2,6 %). Die Ermöglichung le-
benslangen Lernens auch für diese Personengruppen erhält daher die Dimension einer nati-
onalen Aufgabe, im Interesse der betroffenen Individuen, des sozialen Zusammenhalts der 
Gesellschaft wie im Interesse der Wirtschaft.  
 
Weiterbildungsbarrieren dieser Gruppen beruhen insbesondere auf Angst vor Misserfolg in-
folge negativer Bildungserfahrungen sowie auf mangelnder Information über Weiterbil-
dungsmöglichkeiten und der mit Weiterbildung verbundenen Chancen. Maßnahmen zur 
Stärkung der Teilnahme von Erwachsenen mit geringen Qualifikationen an lebenslangem 
Lernen müssen an diesen Ursachen ansetzen. 
 
Besonders erfolgreich ist das gezielte Anknüpfen an informelle Lernprozesse. Bei relativ vie-
len Personen aus diesen Zielgruppen, die nicht an Weiterbildung teilnehmen, sind Aktivitäten 
im Bereich des informellen Lernens festzustellen. Dabei wird vom praktischen Zugang zum 
Erwerb von Wissen und Kompetenzen im Prozess der Arbeit profitiert. Hilfestellungen am 
Arbeitsplatz durch Kollegen oder Vorgesetzte können diesen Prozess wirksam unterstützen. 
 
Älteren Arbeitnehmern muss durch spezifische Weiterbildungsangebote eine Qualifizie-
rungsperspektive gegeben werden. Die Einbeziehung älterer Erwachsener in lebenslanges 
Lernen gewinnt jedoch nicht nur unter demografischen Gesichtspunkten für die Beschäfti-
gungsfähigkeit an Bedeutung, sondern angesichts des Wandels in allen Bereichen gleicher-
maßen als Voraussetzung für die Teilhabe an der Gesellschaft und für ein sinnerfülltes Le-
ben im Alter. Berufliche Erfahrungen und Kompetenzen älterer Arbeitnehmer sollten bei der 
Tradierung betrieblichen Wissens und der Vermittlung von fachlichen Fertigkeiten genutzt 
werden.  
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Weiterbildungsangebote für ältere Erwachsene müssen altersspezifische Anforderungen be-
rücksichtigen, z. B. 
• direktere Lernmöglichkeiten, die anwendungsrelevant sind,  
• Spielraum für nach eigenen Möglichkeiten selbst gesteuertes Lernen, 
• Lernmöglichkeiten zu Hause mit abrufbaren Lernhilfen,  
• sinnvolle gesellschaftliche Tätigkeiten, die zum Lernen herausfordern, z. B. Aktivitäten in 
der Nachbarschaft und im Wohnumfeld. 
 
 
Handlungsfelder: 
• Breite Umsetzung eines Qualifizierungskonzepts für Personengruppen mit geringen Quali-
fikationen mit folgenden Elementen: 
- individuelle aufsuchende Beratung am Arbeitsplatz, 
- Zertifizierung von im Prozess der Arbeit erworbenen Kompetenzen, 
- Schaffung lernförderlicher Situationen, 
- Qualifizierung in der gewohnten Umgebung des Arbeitsplatzes durch modularisierte 
Weiterbildungsangebote, die an vorhandene Kompetenzen anknüpfen, 
- vorbereitende und begleitende Sprachkurse für Migrantinnen und Migranten; 
• spezielle Weiterbildungsangebote für ältere Erwachsene, die den Interessen und Lern-
möglichkeiten dieser Zielgruppe gerecht werden. 
 
Adressaten: 
Bund, Bundesanstalt für Arbeit, Betriebe, Länder, Kommunen, Sozialpartner  
 
 
III.  Finanzielle und zeitliche Ressourcen für lebenslanges Lernen 
 
Lebenslanges Lernen bedarf eines langfristigen Finanzierungs- und Lernzeitenkon-
zepts, das Planungssicherheit, Motivation und Übernahme von Verantwortung für den 
eigenen Bildungsweg ermöglicht. In ein solches Konzept sind die arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente des Bundes, der Länder und der Kommunen sowie die Rege-
lungsmöglichkeiten der Tarifparteien einzubeziehen. 
 
Im Unterschied zu der bisherigen Finanzierung von Weiterbildung, die von punktuellen An-
lässen ausgeht, bedarf es für lebenslanges Lernen eines langfristigen Finanzierungskon-
zepts für den gesamten individuellen Bildungsweg. In engem Zusammenhang damit steht die 
Notwendigkeit von Lernzeitregelungen, die es ermöglichen, Lernzeiten je nach biografischen 
Notwendigkeiten über das gesamte Leben zu verteilen.  
 
Ein Finanzierungskonzept für lebenslanges Lernen sollte u.a. folgende Elemente enthalten:  
• Stärkung der Nutzerorientierung: Mittel sollten vorrangig dem Individuum zur Verfügung 
gestellt werden. Finanzierungsinstrumente wie insbesondere das SGB III sollten den 
schrittweisen Erwerb von Qualifikationen ermöglichen;  
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• Herstellung einer Balance zwischen individueller Eigenverantwortung und Förderung 
durch Verbindung von öffentlicher und tarifvertraglicher Finanzierung mit Eigenleistung. 
Öffentliche Mittel sollten so eingesetzt werden, dass sie die individuelle Investitionsbe-
reitschaft in Bildung fördern; 
• Neuregelung des Verhältnisses von Lern- und Arbeitszeiten über Tarifverträge und Ver-
einbarungen. Betriebsunabhängige Lernzeitkonten können die individuelle Auswahl von 
Lernangeboten und die situationsbedingte Inanspruchnahme fördern; 
• spezielle Förderstrukturen für kleine und mittlere Unternehmen: öffentliche Förderung ist 
hier beispielsweise möglich durch Zuschüsse für individuelle berufsbegleitende Qualifi-
zierung oder durch Förderung von Qualifizierung im Unternehmen. Unkomplizierte An-
tragsverfahren und längerfristige Planbarkeit sind hier besonders wichtig. Jobrotation 
kann gerade kleinen und mittleren Unternehmen helfen, Arbeitnehmer für Qualifizierung 
freizustellen;  
• Förderung von Weiterbildungsverbünden; 
• Anreize dafür - auch steuerliche -, nicht nur berufsbezogene Lernangebote im engeren 
Sinne wahrzunehmen, sondern auch Angebote mit allgemeinen Lerninhalten, die für die 
Orientierung in der Wissensgesellschaft besonders wichtig sind. 
 
 
Handlungsfelder: 
• Stärkung der Nachfrageorientierung in der Weiterbildung durch Förderung der Individuen 
und durch stärkere Berücksichtigung betrieblicher Arbeitssituationen; 
• Herstellung einer Balance zwischen individueller Eigenverantwortung und Förderung; da-
bei sind auch Vorschläge für Bildungsgutscheine und Bildungssparen zu prüfen; 
• Ermöglichung eines schrittweisen Erwerbs von Qualifikationen im Rahmen der Förderung 
des Sozialgesetzbuchs III (SGB III); 
• Neuregelung von Lern- und Arbeitszeiten sowie Weiterbildungsfinanzierung über Tarifver-
träge (vgl. Vorschläge des Bündnisses für Arbeit); 
• spezielle Förderung von Beschäftigten in kleinen und mittleren Betrieben; 
• Überprüfung der steuerlichen Berücksichtigung von Aufwendungen für Bildungszwecke. 
 
Adressaten: 
Bund, Bundesanstalt für Arbeit, Länder, Kommunen, Sozialpartner 
 
 
IV. Netzwerke 
 
Netzwerke und Kooperationsverbünde leisten einen wichtigen Beitrag zur Verbesse-
rung der Transparenz, zur Optimierung der regionalen Bildungsstruktur, zur Weiter-
entwicklung und Sicherung der Qualität und zur Verwertbarkeit von Bildungsangebo-
ten. Sie sind zu stärken und kontinuierlich auszuweiten. 
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Netzwerke führen Anbieter und Nachfrager von Bildung sowie die für Bildungs-, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik Verantwortlichen in der Region zusammen, um die Qualität der 
Lernangebote, die Entscheidungsfindung von Anbietern und Abnehmern und die Lernbeteili-
gung zu fördern. Sie sind ein wesentliches Element der Entwicklung von lernenden Regionen 
(vgl. das zwischen Bund und Ländern abgestimmte BMBF-Programm "Lernende Regionen - 
Förderung von Netzwerken"). Netzwerke stützen sich auf Kontextbedingungen wie Vertrau-
en, Anerkennung und gemeinsame Interessen. Die Prinzipien der Freiwilligkeit und der Wei-
terbildungsmärkte sind zu beachten. Interessenkonflikte und Konkurrenzängste können das 
Funktionieren von Netzwerken hemmen.  
 
Lernnetzwerke können sich von weichen Kooperationen z.B. zur gemeinsamen Öffentlich-
keitsarbeit zu vertraglich abgesicherten und längerfristigen Absprachen z.B. zur Bedarfsfest-
stellung, zur Beratung, zur Qualifizierung des Personals und zur Qualitätssicherung entwi-
ckeln. Die Grundfinanzierung sollte nach einer überregionalen Anschubfinanzierung zuneh-
mend regional verantwortet werden.  
 
Regionale Initiative, neutrale Koordinierung und Verknüpfung von Bildungs-, Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik sind wichtige Voraussetzungen für Zustandekommen und Funktionieren. 
Eine überörtliche inhaltliche Unterstützung sowie eine Förderung des Erfahrungsaustauschs 
können die Qualität der regionalen Netzwerke erheblich fördern.  
 
 
Handlungsfelder: 
• Weiterentwicklung und kontinuierliche Ausweitung des Konzepts von Netzwerken zur 
besseren Strukturierung und Unterstützung von Lernmöglichkeiten in der Region; 
• überregionale inhaltliche und finanzielle Unterstützung von regionalen Netzwerken; 
• Ermöglichung des überregionalen Erfahrungsaustauschs von regionalen Netzwerken. 
 
Adressaten: 
Länder, Bund, Europäische Union, Kommunen, Bundesanstalt für Arbeit, regionale Akteure 
der allgemeinen und beruflichen Bildung. 
 
 
V. Modularisierung in der Weiterbildung 
 
Geregelte und zertifizierbare Module der Weiterbildung unterstützen die Verzahnung 
von Bildungsbereichen und die Berücksichtigung informellen Lernens, erleichtern die 
Fortsetzung von Bildungs- und Qualifizierungsprozessen und fördern die individuelle 
Entscheidung für Bildung und Qualifizierung durch bessere Übersichtlichkeit. Sie sol-
len in ihrer Gesamtheit zu anerkannten Abschlüssen führen. 
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Modularisierung der Weiterbildung trägt zur Flexibilisierung der Bildung und Qualifizierung 
von Erwachsenen bei, baut auf individuellen Voraussetzungen auf und ermöglicht die Ver-
bindung von formellen und informellen Lernprozessen.  
 
Weiterbildungsmodule beschreiben wesentliche Kompetenzbereiche eines Berufsbildes und 
weisen Handlungskompetenz aus. Sie ermöglichen das schrittweise Nachholen von Ab-
schlüssen in anerkannten Berufen, den Erwerb von Weiterbildungsabschlüssen und von ar-
beitsmarktgängigen Nachweisen. Entscheidende Bedingungen sind möglichst bundesweite 
Regelungen von Weiterbildungsmodulen und die Einführung von Modulprüfungen, die es 
beispielsweise ermöglichen, eine unterbrochene berufliche Weiterbildung auch bei einem 
anderen Bildungsanbieter fortzusetzen.  
 
Modulare Qualifizierung richtet sich an Menschen mit unterschiedlichen Lernbiographien un-
abhängig von ihrer Vorbildung, von vorhandenen Bildungsabschlüssen und ihrer aktuellen 
Situation. Sie ermöglicht die Anerkennung von Kenntnissen und Kompetenzen, die in formel-
len oder informellen Lernprozessen erreicht worden sind und erleichtert damit die Wieder-
aufnahme von Bildung und Qualifizierung. 
 
Nicht nur für Arbeitnehmer, sondern auch für Arbeitgeber sind Module ein praktikables Kon-
zept, da die zeitlich überschaubaren und in sich geschlossenen Einheiten den betrieblichen 
Erfordernissen und Situationen angepasst werden können. Die Koppelung mit betriebsprak-
tischen Erfahrungen stellt ein wichtiges Merkmal modularer Konzepte dar.  
 
Wegen ihrer individuellen Gestaltbarkeit erfordert modularisierte Weiterbildung allerdings ei-
nen hohen Koordinations- und Beratungsaufwand auf Seiten der Bildungsanbieter. Dazu ge-
hören eine individuelle Qualifizierungsberatung, die sich auf die Feststellung individueller 
Kenntnisse und Kompetenzen stützt, und eine Lernberatung zur Begleitung und Unterstüt-
zung des individuellen Lernprozesses. Regionale Netzwerke sind gut geeignet, die Träger 
bei der Erfüllung dieser neuen Aufgaben zu unterstützen.  
 
 
Handlungsfelder: 
• Bundesweite Regelungen von Modulen der beruflichen Weiterbildung im Rahmen von 
Berufsbildern;  
• individuelle Qualifizierungsberatung auf der Grundlage der Feststellung von vorhandenen 
Kenntnissen und Kompetenzen;  
• Einführung von Modulprüfungen in der Weiterbildung;  
• Lernberatung zur Begleitung und Unterstützung des Lernprozesses.  
 
Adressaten: 
Bund, Länder, zuständige Stellen, Sozialpartner, Betriebe 
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VI. Zertifizierung 
 
Lebenslanges Lernen bedarf neuer Formen der Zertifizierung, die auch Ergebnisse in-
formeller Lernprozesse systematisch einbeziehen und überfachliche Kompetenzen 
angemessen erfassen. Prüfungsverfahren sollten mit Beratung für die Fortsetzung 
des Lernens verbunden werden.  
 
Die Verwirklichung des Grundsatzes lebenslangen Lernens macht eine offenere Anerken-
nung und Zertifizierung der auf verschiedenen Lernwegen erworbenen Kenntnisse und 
Kompetenzen erforderlich. Insbesondere müssen die bisher nicht ausreichend berücksichtig-
ten Ergebnisse informellen Erfahrungslernens im Lebens- und Arbeitsalltag festgestellt und 
anerkannt werden. Für die Entwicklung entsprechender Verfahren sollten Erfahrungen ande-
rer Länder herangezogen werden, z. B. mit dem bilan de compétence in Frankreich und der 
Accreditation of Prior Learning im britischen System.  
 
Zertifizierungen beziehen sich bisher vorwiegend auf Ergebnisse theoretischen Lernens und 
auf im Gedächtnis gespeichertes Wissen. Zu wenig berücksichtigt werden Fähigkeiten zum 
bewussten selbstgestalteten Lernen und zur kreativen Selektion, Kombination, Bewertung 
und Anwendung von Wissen, das für die Lösung einer konkreten Aufgabenstellung erforder-
lich ist. Neue Prüfungsverfahren und -methoden sollten daher u.a. folgende Elemente be-
rücksichtigen: 
 
• Lernen und Prüfungen sollten stärker auf die Erfüllung konkreter Arbeitsaufträge, die Lö-
sung praktischer Probleme und auf offene Fragestellungen bezogen werden, um Wider-
sprüche zwischen theoretischer Lernausrichtung und praktischen Lebens- und Berufsan-
forderungen zu überwinden;  
• die Feststellung von Lernergebnissen sollte sich in Zukunft mehr auf die selbständige Lö-
sung von Problemen und das recherchierende Erarbeiten z.B. am PC beziehen, um die 
Selbstorganisation und Eigenverantwortung des Lernenden festzustellen;  
• gemeinsam zu bearbeitende Aufgaben, die wechselseitige Abstimmung, praktische Ko-
operation und gemeinsames Management erfordern, ermöglichen das Erfassen von so-
zialen und kommunikativen Kompetenzen; 
• Prüfungen sollten mit der Beratung für weiteres Lernen verbunden werden. 
 
Die Einführung eines Qualifizierungspasses - als persönliches Dokument, das das 
kontinuierliche Lernen des Lernenden begleitet - sollte erwogen werden. Das erleichtert das 
Wiederaufnehmen von Bildung und Qualifizierung, strukturiert einen möglichen Weg zum 
Nachholen eines Berufsabschlusses und erleichtert den Nachweis der Voraussetzungen für 
die Zulassung zur Externenprüfung und dokumentiert Weiterbildungswege in Teilschritten.  
 
 
Handlungsfelder: 
• Entwicklung von Verfahren zur Anerkennung der durch informelle Lernprozesse erwor-
benen Kenntnisse und Kompetenzen (bildungswegunabhängige Kompetenzprüfungen); 
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• Entwicklung von Prüfungsverfahren und –methoden, um insbesondere überfachliche und 
soziale Kompetenzen sowie die Ergebnisse informellen Lernens angemessener zu erfas-
sen; 
• entsprechende Qualifizierung von Prüferinnen und Prüfern; 
• Entwicklung von Nachweisen von Lernprozessen und von zertifizierten Modulen. 
 
Adressaten: 
Bund, Länder, zuständige Stellen, Sozialpartner, Europäische Union. 
VII. Neue Medien 
 
Neue Formen des Einsatzes von Medien für den Umgang mit Wissen sowie die Aneig-
nung und Verteilung von Wissen entfalten dann ihre Möglichkeiten am besten, wenn 
sie mit anderen Lernmethoden kombiniert und in einen sozialen Kontext eingebettet 
sind. 
 
Das sog. E-Learning ist mit einer breiten Akzeptanz und Bereitschaft zum kontinuierlichen 
Lernen und einem hohen Maß an Selbstorganisation verknüpft. Allerdings reicht es keines-
wegs aus, elektronische Lernformen einzuführen, um lebenslanges Lernen zu verwirklichen. 
Die neuen Medien entfalten ihre Leistungsfähigkeit am besten, wenn die Lernprozesse ein-
gebettet sind in einen sozialen Kontext, in die Kooperation mit anderen Lernenden oder mit 
Tutoren. Zugleich wird eine optimale Unterstützung des Lernenden erreicht, wenn sämtliche 
Lernmethoden und Instrumente zusammenwirken. 
 
Der Einsatz der neuen Medien verstärkt den Subjektwechsel bei der Steuerung des Lernens. 
Der Lernprozess wird nicht mehr unmittelbar von den Lehrenden organisiert. Die Lernenden 
greifen aufgrund eigener Entscheidungen auf Lernprogramme, Informationsquellen etc. zu, 
die ihnen die neuen Medien in unterschiedlicher Weise anbieten. Sie erwerben Wissen durch 
erkundende und selbständige Aktivitäten (vgl. Themenschwerpunkt "Neue Lern- und Lehrkul-
tur"). 
 
Trotz hohen technischen Know-hows und vielfältiger Ansätze mit E-Learning hat sich der 
Einsatz neuer Medien noch nicht in der Bildung durchgesetzt und sind ihre produktiven Po-
tenziale für lebenslanges Lernen bisher nicht ausgeschöpft. Es fehlen insbesondere metho-
disch-didaktisch ausgefeilte Konzepte für die Vermittlung von Medienkompetenz für die in 
der Bildung tätigen Personen, die auch die Verbindung mit den klassischen Lernmethoden 
und -instrumenten umfassen und reflektieren.  
 
 
Handlungsfelder: 
• Vermittlung des Umgangs mit neuen Medien als neue Kulturtechnik in allen Bereichen 
und auf allen Stufen der Bildung, Sicherung des technischen Zugangs zu neuen Medien 
für alle sozialen Gruppen; 
• interdisziplinäre Grundlagen- und Anwendungsforschung zur Entwicklung von Konzepten 
für den Einsatz neuer Medien in allen Bildungsbereichen; 
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• Aus- und Fortbildungsoffensive "Neue Medien" für das in der Bildung tätige Personal; 
• Weiterentwicklung von Lernsoftware unter inhaltlichen und methodisch-didaktischen Ge-
sichtspunkten, Steigerung der Benutzerfreundlichkeit; 
• Nutzung der Vernetzungsmöglichkeiten des Internets für regionale Weiterbildungsdaten-
banken (vgl. Vorläufige Empfehlungen zur Qualitätsentwicklung und -sicherung). 
 
Adressaten: 
Europäische Union, Bund, Länder, Wissenschaft 
 
 
VIII. Professionalisierung  
 
Die Professionalisierung der in der Weiterbildung Tätigen ist eine wesentliche Bedin-
gung für die Verwirklichung lebenslangen Lernens. Dabei geht es vor allem darum, mit 
welchen Methoden Weiterbildung am effizientesten erfolgt und wie das Ergebnis von 
Weiterbildung wirksam und nachhaltig in den Lebens- und Arbeitsalltag transferiert 
wird.  
 
Die gegenwärtige Praxis der Professionalisierung in der Weiterbildung wird den neuen und 
erweiterten Aufgaben, die auf die Lehrenden zukommen, bislang nur unzureichend gerecht. 
In der Weiterbildung sind meist fachliche Spezialisten tätig, von denen man annimmt, sie 
seien automatisch befähigt, Inhalte erwachsengerecht vermitteln zu können. Zielorientiertes 
und flexibles, sach- und adressatenspezifisches und zugleich effizientes Lehren muss aber 
gelernt werden. Diese Qualifizierung muss neben didaktisch-methodischer Kompetenz, So-
zialkompetenz und persönlicher Kompetenz, insbesondere weitere vier Kompetenzen um-
fassen:  
• Managementkompetenz, 
• Planungskompetenz, 
• Medienkompetenz, 
• Beratungskompetenz. 
 
Insgesamt muss sich in der Aus- und Weiterbildung der in der Weiterbildung tätigen Perso-
nen die Neuorientierung der Weiterbildung zu einer Kultur des Lernens niederschlagen, die 
das Lernen im ganzen Lebensverlauf auch außerhalb von Bildungseinrichtungen berücksich-
tigt. 
 
Fragen der Aus- und Weiterbildung der in anderen Bildungsbereichen tätigen Personen wer-
den unter dem Themenschwerpunkt "Neue Lern- und Lehrkultur" vertieft. 
 
 
Handlungsfelder: 
• Weiterentwicklung von Konzepten zielorientierten, sach- und adressatengerechten sowie 
praxisorientierten und effizienten Lehrens in der Weiterbildung; 
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• verstärkte Einführung von weiterbildenden Qualifizierungsangeboten für die in der Wei-
terbildung Tätigen; 
• Sicherstellung der fachpraktischen Ausbildung. 
 
Adressaten: 
Länder, Bund, Hochschulen, Weiterbildungsträger, Betriebe 
 
 
IX. Rolle der Hochschulen 
 
Die Hochschulen werden ihrer herausragenden Rolle in der Wissensgesellschaft nur 
gerecht, wenn Weiterbildung als dritte Aufgabe neben Erstausbildung und Forschung 
konsequent ausgebaut wird. Das Studium muss stärker für lebenslanges Lernen moti-
vieren und befähigen.  
 
Obwohl das weiterbildende Studium durch das Hochschulrahmengesetz bereits 1976 zur 
Hochschulaufgabe erklärt wurde und trotz programmatischer Vorarbeiten von bildungs- und 
wissenschaftspolitischen Gremien haben die Hochschulen in der Vergangenheit nur einen 
geringen Beitrag zur Weiterbildung erbracht. Weiterbildung wird bis heute überwiegend 
- gegen entsprechende Honorierung – nur von einzelnen Hochschulangehörigen geleistet. 
Weiterbildung kann sich daher meist nicht auf das gesamte Profil der Hochschule stützen. 
 
Die Hochschulen schöpfen insofern ihre Potenziale im Bereich lebenslanges Lernen noch 
keineswegs aus. Die Übernahme gesellschaftlicher Servicefunktionen für Weiterbildung fin-
det in den Hochschulen keine breite Akzeptanz. Es mangelt auch an hochschuldidaktischen 
Verfahren, die Erstausbildung und Weiterbildung so aufeinander zu beziehen, dass Ausbil-
dungserfolg an Hochschulen zu weiterbildenden Aktivitäten motiviert.  
 
Weiterbildungsangebote der Hochschulen sollten in der Regel durch die Teilnehmer oder die 
entsendenden Organisationen finanziert werden.  
 
 
Handlungsfelder: 
• Stärkere Motivierung und Befähigung zum lebenslangen Lernen durch das Studium, bei-
spielsweise durch individuelle Studienberatung und intensive Begleitung in den ersten 
Semestern, Anregungen zur selbständigen Erarbeitung und auffindendem Lernen; weite-
re Ausrichtung von Studiengängen auf "Credit Point"-Angebote; 
• Erweiterung der Lehre um modularisierte weiterbildende Studiengänge; u.a. integrierte 
und koordinierte Weiterbildungsangebote mit der Wirtschaft; verstärkter Einsatz von vir-
tuellen Weiterbildungsangeboten; 
• Öffnung der Weiterbildungsangebote der Hochschulen für besonders qualifizierte Prakti-
ker ohne Hochschulstudium; 
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• stärkere Öffnung der Hochschulen für ihr wirtschaftliches, soziales und kulturelles Umfeld 
für regionale Netzwerke und für eine Kooperation mit der Wirtschaft; Verstärkung von 
Serviceangeboten der Hochschulen auf regionalen Weiterbildungsmärkten; 
• Stärkung von Hochschulkapazitäten für Weiterbildung, Setzung von entsprechenden An-
reizen; Schaffung von Möglichkeiten zur Vorfinanzierung von Investitionen, die Hoch-
schulen im Weiterbildungsbereich vornehmen müssen; 
• kontinuierliche Weiterbildung für das Hochschulpersonal. 
 
 
Adressaten: 
Bund, Länder, Hochschulen, Sozialpartner 
Arbeitsstab Forum Bildung 
in der Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
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Vorbemerkung 
 
Das Forum Bildung hat eine Expertengruppe gebeten, eine Expertise zum Themenschwerpunkt 
„Lernen, ein Leben lang“ zu erarbeiten. Fragestellungen ergeben sich aus dem Arbeitspapier Nr. 6 
des Forum Bildung. Der Expertengruppe stand ein Arbeitszeitraum von Mitte Dezember 2000 bis 
Anfang April 2001 zur Verfügung. 
 
Es gibt im nationalen wie im internationalen Rahmen wenig Dissens darüber, dass lebenslanges 
Lernen eine Schlüsselgröße für die Bewältigung der Herausforderungen ist, die sich für Wirtschaft 
wie Privatleben im Übergang zur Wissensgesellschaft stellen. In jüngster Zeit wird der relativ breite 
Konsens für die nationale Debatte durch die Erklärung des „Bündnisses für Arbeit, Ausbildung und 
Wettbewerbsfähigkeit“ zur Qualifizierungsoffensive „Berufliche Bildung“ vom 04. März 2001, für die 
internationale durch die Stellungnahme der EU-Kommission vom Oktober 2000 bestätigt. 
 
Der breite politische Konsens für lebenslanges Lernen ist eine notwendige, aber keine hin-
reichende Bedingung für eine neue Bildungspraxis von Individuen und Organisationen, die lebens-
langes Lernen für alle zur Realität werden lassen kann. Die Expertengruppe hat in mehreren Sit-
zungen zwischen 18. Dezember 2000 und 05. April 2001 zunächst erörtert, worin die wesentlichen 
Unterschiede zwischen traditioneller Weiterbildung und dem Konzept lebenslangen Lernens lie-
gen, um vor diesem Hintergrund der Frage nachzugehen, was an den institutionellen Arrange-
ments im Bildungs- und Beschäftigungsbereich vordringlich verändert werden muss, um das Kon-
zept lebenslangen Lernens für alle in die Realität umzusetzen. 
 
Der Bericht wendet sich primär an das Forum Bildung. Er ist Grundlage für die Erarbeitung von 
Empfehlungen durch das Forum Bildung. Der Bericht wendet sich darüber hinaus an die breite 
Öffentlichkeit, um die öffentliche Debatte von Empfehlungsentwürfen des Forum Bildung zum 
Themenschwerpunkt „Lernen, ein Leben lang“ zu unterstützen. Er gliedert sich in zwei Teile: Der 
erste behandelt die von der Expertengruppe gemeinsam verantwortete Expertise mit Empfehlun-
gen, der zweite Teil (Anhang) enthält die von den jeweiligen Autor/innen vorgelegten Ausarbeitun-
gen, die den Beratungen zugrunde lagen, aber in den Formulierungen in der alleinigen Verantwor-
tung der jeweiligen Verfasser/innen stehen. 
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Zusammenfassung 
 
• Lebenslanges Lernen - als durchgängiges und übergreifendes Prinzip - ist eine Schlüsselgröße 
für die Bewältigung der Herausforderungen, die sich für Wirtschaft wie Privatleben im Über-
gang zur Wissensgesellschaft stellen. Die Schnelligkeit des ökonomisch-technischen Wandels, 
die zunehmende Unkalkulierbarkeit von Entwicklungen auf den Güter- und Arbeitsmärkten und 
die steigende Unsicherheit in den (berufs-)biographischen Perspektiven der Menschen stellen 
neue Anforderungen sowohl an die gesellschaftliche Organisation von Lernprozessen im Er-
wachsenenalter als auch an das individuelle Lernverhalten:  
- Die Organisation von Weiterbildung wandelt sich von eher angebots- zu eher nachfrage-
orientierten, von eher institutionen- zu eher prozessbezogenen Formen. 
- Im Konzept lebenslangen Lernens erlangen informelle Lernprozesse eine steigende Be-
deutung und erhöhte Aufmerksamkeit. 
• Neben neuen Chancen für persönliche Entfaltung, Selbstbestimmung und Selbstorganisation 
verstärken sich auch Gefahren der Ausgrenzung vor allem für diejenigen, die nicht die kogniti-
ven und motivationalen Voraussetzungen für die mit lebenslangem Lernen verbundenen An-
forderungen haben erwerben können und individuell überfordert sind. Um die Chancen zu nut-
zen und die Gefahren zu bannen, bedarf es weitreichender Veränderungen in den institutionel-
len Arrangements von Bildung und Weiterbildung. 
• Damit lebenslanges Lernen zum integralen Bestandteil von Biographie und Biographieplanung 
von allen werden kann, bedarf es in Institutionen und bei Personen eines neuen Bildungs- und 
Lernbewusstseins, das Lernmotivation und Lernkompetenz von frühster Kindheit an übt durch 
Ermunterung zu Eigeninitiative, Selbstverantwortung und Selbstorganisation. 
• Finanzielle und zeitliche Ressourcen gehören eng zusammen. Die Tarifpartner sollten - wie im 
einzelnen konzipiert – Modelle einer neuen Verbindung von Arbeits- und Lernzeiten entwickeln; 
die öffentlichen Mittel im Bereich der beruflichen Qualifizierung sollten wirksamer eingesetzt 
werden (z.B. durch Einführung von Job-Rotationsmodellen). Unter der Perspektive lebenslan-
gen Lernens bedarf es eines langfristigen Finanzierungskonzepts, das bisher nirgends exis-
tiert. Es muss dem einzelnen Planungssicherheit, Motivation und selbstverantwortliche Disposi-
tionsfähigkeit über den individuellen Bildungsweg ermöglichen.  
• Angesichts der demographischen Entwicklung gewinnt der Einbezug älterer Erwachsener ins 
lebenslange Lernen an Bedeutung. Zur Überwindung ihrer Lern- und Teilnahmeprobleme be-
darf es vor allem direkterer, an ihre alltäglichen Lebenssituationen anschließender Lernmög-
lichkeiten.  
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• Daneben ist auch die Gruppe der Geringqualifizierten und „lernungewohnten“ Personen be-
sonders zu fördern, insbesondere durch persönliche Ansprache und Beratung, Zertifi-
zierungsmöglichkeiten für ihre im Arbeitsprozess erworbenen Kompetenzen und vor allem 
durch eine lernförderliche Gestaltung der Arbeitsplätze. 
• Die Förderung regionaler Netzwerke und Kooperationsverbünde ist auszubauen, um Transpa-
renz, Erreichbarkeit, Verfügbarkeit, Vielfalt und Weiterentwicklung von Lernmöglichkeiten zu 
sichern. 
• Eine besondere Bedeutung kommen der Modularisierung und Zertifizierung von Lernprozessen 
zu, da durch sie formalisiertes und informelles Lernen vergleichbar gemacht, die Transparenz 
über individuelle Lernleistungen erhöht und flexible Bildungswege besser gestaltet werden 
können. Modularisierung und Zertifizierung sind in Deutschland besonders sensible Themen, 
weil sie mit „großen Traditionen“ (Berufskonzept) und institutionellen Interessen (Zertifizierung 
als Machtposition von Bildungseinrichtungen) kollidieren können. Die Expertengruppe emp-
fiehlt eine Modularisierung im Rahmen von Berufs- und Kompetenzprofilen, die Überprüfung 
und Veränderung einer in ihren Anlagen veralteten Zertifizierungspraxis sowie den Aufbau un-
abhängiger und offener Zertifizierungsagenturen, die von Fortbildungs- und Lerneinrichtungen 
getrennt sind. 
• Neue Professionalisierungskonzepte für die in der Weiterbildung Tätigen sind eine unab-
dingbare Voraussetzung für lebenslanges Lernen für alle. Im Kern geht es um eine Neu-
definition von Kompetenzprofilen; bei ihnen müssen Management-, Beratungs-, Planungs- und 
Medienkompetenz gegenüber traditionellen pädagogisch-didaktischen Kompetenzen an ge-
wicht gewinnen – und deren Umsetzung in Studiengänge. 
• Mit dem Einsatz neuer Medien eröffnen sich zwar vielfältige und noch nicht ausgeschöpfte 
Möglichkeiten und Chancen für Lernprozesse; damit verbunden sind aber auch Gefahren der 
sozialen Ausgrenzung aufgrund mangelnder Kompetenzen (Problem der „digitalen“ Spaltung 
der Gesellschaft). Offener Zugang für alle zu den neuen Medien, die Verbindung elektronischer 
und traditioneller Vermittlungsmethoden, die nach allen Erfahrungen den fruchtbarsten Weg 
des Einsatzes von E-Learning sichert, sowie Förderung einer breiten interdisziplinären Grund-
lagen- und Anwendungsforschung sind die wichtigsten Ansatzpunkte. 
• Bislang ist die Rolle der Hochschulen im Prozess lebenslangen Lernens eher marginal, eine 
exakte Positionierung im Bereich kooperativer Weiterbildung fehlt noch. Um die ihrer herausra-
genden Funktion in einer „Wissensgesellschaft“ zukommende Rolle im lebenslangen Lernen 
Realität werden zu lassen, erscheint nicht allein ein Ausbau (modularisierter) Kontakt-, Ergän-
zungs-, Aufbau- und Vertiefungsstudiengänge und die Anrechnung von Weiterbildungsleistun-
gen der Hochschullehrer/innen auf ihre Deputate erforderlich, sondern eine für lebenslanges 
Lernen motivierende Umgestaltung des gesamten Studiums. 
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1. Perspektive lebenslanges Lernen: ihr aktueller Hintergrund und ihr Konzept 
 
Für individuelles Lernen und dessen institutionelle Organisation setzt der Weg in die Wis-
sensgesellschaft – der ein wenig plakative Begriff sei hier als Metapher für einen epochalen ge-
sellschaftlichen Wandel gestattet– neue Bedingungen gegenüber früheren Zeiten: Die Beschleuni-
gung des Wissensverschleißes erhöht den Zwang zur Kontinuität und Permanenz der individuellen 
Lern- und Weiterbildungsanstrengungen, eröffnet gleichzeitig aber auch neue Chancen. Unsicher-
heit und Unkalkulierbarkeit der Entwicklungen auf den Produkt- und Arbeitsmärkten, die nicht zu-
letzt durch die ausgreifende Internationalisierung und den ökonomischen Strukturwandel gestiegen 
sind und auf die alltäglichen Lebensverhältnisse ausstrahlen, verringern tendenziell die Ziel- und 
Adressatengenauigkeit institutioneller (Weiter-)Bildungsangebote. Selbst in Zeiten beträchtlichen 
beruflichen und sektoralen Strukturwandels in den 60er und 70er Jahren, in denen die Anforderun-
gen an die Mobilität auch bereits zunahmen, hatte man noch relativ gute Anhaltspunkte für Qualifi-
kationen sowie Berufs- und Tätigkeitsfelder, auf die hin man Bildungsangebote konzipieren konnte. 
Dies galt für die allgemeine wie für die berufliche Weiterbildung, wo man durch Fortbildungs- und 
Umschulungsangebote auf breiter Ebene einen wichtigen Beitrag zur qualifikatorischen Bewälti-
gung des ökonomisch-technischen Wandels geleistet hat. Von dieser Situation ist man immer wei-
ter entfernt, die Sicherheit über die herkömmlichen Qualifikationsparameter hat abgenommen. Es 
sind diese Veränderungen in den sozialen und ökonomischen Bedingungen, die der jahrzehnte-
lang folgenlos gebliebenen Beschwörung von „permanenter Weiterbildung“ (education permante) 
heute vielleicht eine bessere Realisierungschance geben. Lebenslanges Lernen ist nicht mehr nur 
eine Bildungsfrage, sondern zugleich eine der sozio-ökonomischen Leistungsfähigkeit einer Ge-
sellschaft. 
 
Ob man hieraus einen Paradigmenwechsel in der Organisation von Lernen im Erwachsenenalter 
ableitet, zu dem es gekommen sei oder zu dem es kommen müsse, ist weniger entscheidend als 
das Einvernehmen darüber, dass sich die Anforderungen sowohl an die gesellschaftliche Organi-
sation von Lernprozessen im Erwachsenenalter als auch an das individuelle Lernverhalten sehr 
weitgehend gewandelt haben, und dieser Wandel auf die Institutionalisierung von Bildungssyste-
men insgesamt ausstrahlt (vgl. Expertengruppe 1 des Forum Bildung 2000). Die Richtung des 
Wandels lässt sich besonders deutlich an der Organisation beruflicher Weiterbildung erkennen und 
als Tendenz von einer stärker angebots- zu einer stärker nachfrageorientierten oder von einer eher 
institutionen- zu einer eher prozessorientierten Weiterbildung interpretieren. 
 
Prozessorientierung heißt (in bezug auf die Verknüpfung von Arbeits- und Lernprozessen) im Zu-
sammenhang mit lebenslangem Lernen zweierlei: 
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• Zum einen zielt der Begriff darauf, das Lernen im Erwachsenenalter enger mit den Arbeits- und 
anderen sozialen Lebensprozessen zu verbinden, es stärker bedürfnis- und bedarfsgerecht zu 
gestalten und die institutionellen Barrieren, die heute Lebens- und Arbeitswelt auf der einen 
und Lern- und Weiterbildungswelt auf der anderen Seite gegeneinander abschotten, organisa-
torisch und/oder methodisch-didaktisch abzubauen und zu einer höheren Integration von Lern- 
und Lebenswelten zu kommen als in der Vergangenheit. 
• Zum anderen meint Prozessorientierung die konsequente Orientierung von Weiterbildung an 
den tatsächlichen Lernprozessen der Individuen: an ihren eigenen, realen Lernumgebungen, 
ihren Bedürfnissen und kognitiven und motivationalen Kompetenzen. 
 
Prozessorientierung in beiden Aspekten hat zur Wiederentdeckung informellen Lernens geführt, 
das auch in der Vergangenheit Bedeutung hatte. Schon immer haben Menschen vieles außerhalb 
der offiziellen Bildungsinstitutionen gelernt – in ihrer alltäglichen Arbeit in und außerhalb von Be-
trieben, bei ihren Hobbies, in ihrer Alltagskommunikation. Der persönliche Nutzen solcher informel-
len Lernprozesse hat nie ernsthaft in Frage gestanden. Anders sieht es mit ihrer gesellschaftlichen 
Anerkennung aus. Sie trat oft gegenüber zertifizierten Qualifikationen des institutionalisierten 
Schul-, Aus- und Fortbildungssystems in den Hintergrund. Nicht zuletzt deswegen, weil heute im 
Zeichen von IuK-Technik und Internetkommunikation die Techniken der Bewältigung von Erwerbs-
arbeit und Alltagsleben zunehmend konvergieren, weichen in Bezug auf die individuelle Kompe-
tenzentwicklung die Grenzen zwischen Arbeits- und Lebenswelt, zwischen formellem und informel-
lem Lernen immer weiter auf. Insofern betont die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
in ihrem „Memorandum über Lebenslanges Lernen“ die Notwendigkeit, drei grundlegende Katego-
rien von Strukturtypen des Lernens zu unterscheiden: 
 
• Formales Lernen findet in Bildungs- und Ausbildungseinrichtungen statt und führt zu anerkann-
ten Abschlüssen und Qualifikationen. 
• Nicht-formales Lernen findet außerhalb der Hauptsysteme der allgemeinen und beruflichen 
Bildung statt und führt nicht unbedingt zum Erwerb eines formalen Abschlusses. Nicht-formales 
Lernen kann am Arbeitsplatz und im Rahmen von Aktivitäten der Organisationen und Gruppie-
rungen der Zivilgesellschaft (wie Jugendorganisationen, Gewerkschaften und politischen Par-
teien) stattfinden. Auch Organisationen oder Dienste, die zur Ergänzung der formalen Systeme 
eingerichtet wurden, können  als Ort nicht-formalen Lernens  fungieren  (z.B.  Kunst-, Musik- 
und Sportkurse oder private Betreuung durch Tutoren zur Prüfungsvorbereitung). 
• Informelles Lernen ist eine natürliche Begleiterscheinung des täglichen Lebens. Anders als 
beim formalen und nicht-formalen Lernen handelt es sich beim informellen Lernen nicht not-
wendigerweise um ein intentionales Lernen, weshalb es auch von den Lernenden selbst unter 
Umständen gar nicht als Erweiterung ihres Wissens und ihrer Fähigkeiten wahrgenommen 
 - 8 - 
wird“ (Memorandum über Lebenslanges Lernen 2000, S. 9 f. [vgl. auch Giese-
ke/Nuissl/Emminger im Anhang]).1 
 
 
Das Konzept lebenslangen Lernens im hier entwickelten Sinne birgt große Chancen zu mehr 
Selbstbestimmung und Selbstorganisation in der Erwerbsarbeit und in der Alltagskommunikation. 
Aber es birgt, gerade weil permanentes Lernen immer stärker zur zentralen Bedingung für die ge-
sellschaftliche Statuszuweisung bzw. den Statuserhalt, für gesellschaftliche und politische Teilhabe 
und für Gestaltung des Alltagslebens wird, ebenso Gefahren verstärkter Ausgrenzung derjenigen, 
die nicht die kognitiven und motivationalen Voraussetzungen für die damit verbundenen Anforde-
rungen haben erwerben können und individuell überfordert sind. Denn im Vergleich mit der Wei-
terbildung früherer Jahrzehnte, die in beruflichen Bereichen vor allem anlassbezogen war und de-
ren Anstöße von außen kamen, wenn jemand seinen Arbeitsplatz oder Beruf wechseln musste 
oder aufsteigen wollte oder auch im persönlichen Bereich zumeist einem besonderen individuellen 
Interesse folgte, verlangt das neue Konzept lebenslangen Lernens ein kontinuierliches und selbst-
organisiertes Weiterbildungsverhalten, ein hohes Maß an Eigeninitiative:  
 
• Weiterbildung wird zum integralen Bestandteil der Biographie und Biographieplanung, nicht nur 
im Sinne der nach wie vor relevanten Karriereplanung, sondern im Sinne von Beschäftigungs-
sicherung als Sicherstellung der eigenen employability, von Statuserhalt und autonomer Le-
bensgestaltung. (Dies war bis zu einem gewissen Grade auch früher der Fall, aber nicht so u-
biquitär, nicht so kontinuierlich und nicht so schwer korrigierbar im Fall von Versäumnissen wie 
heute.) 
• Weiterbildungsplanung und -steuerung werden als Anforderung zunehmend subjektiviert. Le-
benslanges Lernen gelingt letztendlich befriedigend nur dort, wo die Individuen zu eigenständi-
ger Planung und Organisation ihrer Weiterbildung bereit und fähig sind. Selbstverantwortung 
und Selbstorganisation sind insofern nicht nur Schlagworte. 
• Weiterbildung wird damit auch zunehmend reflexiv in dem Sinne, dass den vorgenannten An-
forderungen an Weiterbildungsverhalten am ehesten entsprochen werden kann, wenn das In-
dividuum sich ständig mit seiner Umwelt auseinandersetzt, seine Situation reflektiert und sein 
eigenes Wissen und seine Kompetenz an der Entwicklung von Anforderungen seiner berufli-
chen und sozialen Umwelt überprüfen kann. 
 
Es wäre ein Missverständnis, lebenslanges Lernen im definierten Sinne nur als eine individuelle 
Bringschuld zu verstehen. Was als Anforderung an die Individuen beschrieben ist, markiert 
zugleich und unabdingbar eine Verpflichtung für Gesellschaft und Politik, den institutionellen Rah-
                                                 
1 In der internationalen Diskussion werden heute zunehmend nonformales und informelles Lernen unter dem 
Sammelbegriff „Informal Learning“ zusammengefasst. 
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men und die sozialen Verhältnisse so zu gestalten, dass die Individuen die Anforderungen bewälti-
gen, die dafür notwendigen Kompetenzen ausbilden und weiterentwickeln können. Die starke Sub-
jektivierung des Konzepts lebenslangen Lernens entlässt die Institutionen der Weiterbildungssteu-
erung und die Organisationen der Erwerbsarbeit nicht aus ihrer Verantwortung für die Bereitstel-
lung von Ressourcen und Angeboten, definiert aber das Verhältnis von Individuum und Organisati-
on neu.  
 
Prozessorientierung bei der Lernorganisation erfordert Nachfrageorientierung, beide gehören un-
auflösbar zusammen. Dies bedeutet, dass sich das Verhältnis zwischen Individuen und Institutio-
nen und zwischen Organisationen der Erwerbsarbeit und beruflichen Weiterbildungseinrichtungen 
neu gestaltet: Erwerbsarbeit und Qualifizierung müssen enger aufeinander bezogen sein; Lernen 
im unmittelbaren Zusammenhang von Arbeit wird immer wichtiger, um das Lernen effektiv zu ma-
chen und Leerlauf, Zeit- und Ressourcenvergeudung zu vermeiden. Weiterbildungseinrichtungen, 
die sich diesen Herausforderungen nicht stellen, werden zunehmend Schwierigkeiten am Markt 
bekommen. 
 
Einem zweiten Missverständnis ist vorzubeugen: Die Betonung der Prozess- und Nachfra-
georientierung von lebenslangem Lernen könnte zu dem Schluss verleiten, dass es sich um einen 
permanenten Anpassungsprozess handelt. Dies wäre eine unzulässige funktionalistische Verkür-
zung. Auch ein Konzept lebenslangen Lernens sollte eines Begriffs von Bildung, wie er für die eu-
ropäischen Bildungssysteme in der Tradition der Aufklärung verbindlich geworden ist, nicht entra-
ten. Je mehr Arbeits- und Lebenswelt konvergieren, desto wichtiger ist es, dass das Individuum 
Selbstbewusstsein, eigene Beurteilungsmaßstäbe gegenüber gesellschaftlichen Veränderungen 
und kritische Distanz entwickeln und aufrechterhalten kann. Ebenso verlangt dieses Konzept, soll 
es nicht zum „Lernkampf jedes gegen jeden“ kommen, eine ständige Reflexion auf Solidarität und 
Mitmenschlichkeit als unverzichtbare Grundlagen gesellschaftlichen Zusammenlebens.  
 
Vor dem Hintergrund des hier entwickelten Konzepts hat die Expertengruppe sich darauf konzent-
riert, die in ihren Augen wichtigsten institutionellen Arrangements des gegenwärtigen Bildungs- 
und Weiterbildungssystems zu prüfen und Handlungsperspektiven herauszuarbeiten. 
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2. Zugänge zu lebenslangem Lernen: Institutionelle Bedingungen zur Realisierung 
des Konzepts 
 
Das Konzept des lebenslangen Lernens ist heute ein durchgängiges und übergreifendes Prinzip. 
Die Expertengruppe war sich darüber einig, dass der skizzierte Perspektivenwechsel von der An-
gebots- zur Nachfrageseite nicht den Verzicht auf institutionelle Regelungen und Support-
Strukturen bedeuten kann. Um die Individuen zum lebenslangen Lernen zu motivieren und zu be-
fähigen, sind sowohl Voraussetzungen in ihrer Sozialisation, Lern- und Arbeitsbiographie als auch 
materielle/zeitliche Bedingungen in ihrer je aktuellen Lebenssituation zu schaffen. Eigeninitiative, 
Selbstverantwortung und Selbstorganisation als zentrale individuelle Kompetenzen für lebenslan-
ges Lernen haben biographische und institutionelle Voraussetzungen. 
 
2.1 Lernmotivation und Lernkompetenz 
 
Jede Lern- und Bildungsmotivation ist komplex. Menschen, die lernen, haben bereits auf einer 
ganz elementaren Ebene unterschiedliche Motive. Ebenso können sich Motivationslagen innerhalb 
des Individuums im Verlauf seines Lebens durch die Verarbeitung seiner Erfahrungen verändern. 
 
In der Weiterbildungsdiskussion haben drei aus der Motivationsforschung stammende Per-
spektiven, die auch für lebenslanges Lernen Bedeutung haben, eine Rolle gespielt: die Ge-
genüberstellung von intrinsischer und extrinsischer Motivation, die Unterscheidung zwischen laten-
ter und manifester Motivation sowie der Aspekt der Dauerhaftigkeit von Motivationen.  
 
Eine lange wissenschaftliche Diskussion lehrt, dass die begrifflich-analytischen Unterscheidungen 
von Lernmotivationen nicht im Sinne realer Entgegensetzungen, sondern eher als Komplementari-
täten zu verstehen sind. So spielen für reale Weiterbildungsentscheidungen zumeist intrinsische 
Motive wie auch extrinsische Anreize oder Anlässe eine Rolle. Allerdings bleibt die intrinsische 
Motivation ein unverzichtbares Fundament, wenn es um die Umsetzung äußerer Anreize in eigene 
Handlungsimpulse und -strategien für lebenslanges Lernen geht. Die Kenntnis von latenten Moti-
ven wiederum ermöglicht es, Angebote für manifeste Bildungsinteressen so zu entwickeln, dass 
auch Menschen zur Teilnahme an Lernprozessen bewegt werden, die sonst nicht in ihnen auftau-
chen würden. 
 
Die zweite zentrale Kategorie im Zusammenhang lebenslangen Lernens ist die Lernkompetenz. 
Ohne auf die ausdifferenzierte wissenschaftliche Debatte über diesen Begriff und seine mögliche 
Operationalisierung in „Teil“-Kompetenzen einzugehen, erscheint klar, dass Lernkompetenz im 
Sinne kognitiver Operationen zur Wahrnehmung und Selbstorganisation von Lernen sehr früh in 
der Sozialisation geprägt wird (vgl. Ausarbeitungen der Expertengruppen 1 und 2). 
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Aus beiden Aspekten, Lernmotivation und Lernkompetenz, lassen sich eine Reihe von Empfehlun-
gen zur Verbesserung des Zugangs zu lebenslangem Lernen begründen: 
 
• Zur Entwicklung von Lernmotivation und -kompetenz ist es erforderlich, dass bereits in frühen 
Lernphasen (Kindergarten, Vor- und Grundschule) Kommunikation und Spiel-/Lernangebote so 
zu gestalten sind, dass sie Spaß, Interesse, Eigenaktivität und Neugier fördern. Dies ist nicht 
allein eine Frage des Verhaltens von Erziehern/Lehrern(innen), sondern auch der personellen 
und sachlichen Ausstattung.  
• Die Lernumgebungen sind zu verbessern und lernförderlich zu gestalten, d.h. die Umgebungen 
des Menschen (das soziale Umfeld, die Arbeitsplätze u. a.) sind in Lernprozesse einzubezie-
hen und für das Lernen nutzbar zu machen. Eine besondere Bedeutung kommt im Erwachse-
nenalter einer lernintensiven und –förderlichen Gestaltung der Arbeit zu; ohne sie steht jede 
Programmatik lebenslangen Lernens auf schwachen Füßen. 
• Lehre und Lernen müssen wesentlich motivierender sein als vielfach in traditionellen Um-
gebungen. Dabei genügt es nicht, auf neue „Lernarrangements“ mit Medien zu verweisen; die-
se können unter Umständen demotivierender als schulischer Frontalunterricht sein. Es geht 
darum, in Weiterbildungseinrichtungen alle Arten von Methoden für die Aktivierung von Men-
schen zur Selbstorganisation ihres Lernens zu entwickeln und Lehrende in den entsprechen-
den methodischen Kompetenzen weiter zu qualifizieren. (vgl. Expertise Professionalisierung) 
• Wichtig ist, Lernnachweise kompatibel zu machen (zwischen Ländern, aber auch zwischen 
unterschiedlichen Lernarrangements); vor allem sind Lernnachweise für Leistungen des 
selbstgesteuerten und informellen Lernens zu entwickeln. (vgl. Expertise Zertifizierung) 
• Da der begrenzte Zugang von Menschen zu Lernprozessen oft an mangelnder Information 
liegt, sind Information und Beratung für Weiterbildung im Rahmen lebenslangen Lernens zu 
verbessern, transparenter zu machen und Zugänge zu ihnen zu erweitern.  
• Auch eine verbesserte Weiterbildungswerbung und ein besseres Marketing gehören hierher. 
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2.2 Lebenslanges Lernen für weiterbildungsfernere Erwachsene  
 
Für Personen mit geringen Qualifikationen, die in der Regel die für lebenslanges Lernen er-
forderlichen Lernkompetenzen und Lernorganisationskompetenzen nicht besitzen, steigt das Risi-
ko der Ausgrenzung. In dem Maße, in dem kontinuierliches Lernen Schlüssel für die Zukunft ist, 
führt das Nichtteilhaben an kontinuierlichem Lernen immer häufiger zu beruflicher und sozialer 
Ausgrenzung. Die Arbeitslosenquote von Erwerbstätigen ohne Berufsabschluss war 1998 zehn 
Mal höher als die der Absolventen von Fachhochschulen (25,8 % gegenüber 2,6 %). Die Ermögli-
chung lebenslangen Lernens auch für diese Personengruppen erhält daher die Dimension einer 
nationalen Aufgabe, sowohl im Interesse der betroffenen Individuen wie im Interesse der Wirt-
schaft, die mit der aktuellen demographischen Entwicklung zunehmend auf das Erschließen des 
Fachkräftepotentials auch dieser Personengruppen angewiesen ist. 
 
Während 1997 48 % der Personen mit Hochschulabschluss an beruflicher Weiterbildung teilge-
nommen haben, waren dies unter den Personen ohne beruflichen Abschluss nur 9 %. Das Projekt 
„Weiterbildung von bildungsfernen Gruppen“ bestätigt, dass die Weiterbildungsbarrieren dieser 
Gruppen insbesondere folgende Ursachen haben: 
 
• Angst vor Misserfolg, die in der Regel auf vorausgegangenen negativen Bildungserfahrungen 
beruht; 
• Nicht-in-Betracht-Ziehen von Weiterbildung wegen der permanenten Notwendigkeit, sich mit 
Jobs durchzuschlagen; 
• Zufriedenheit, überhaupt beschäftigt zu sein; 
• mangelnde Information über Weiterbildungsmöglichkeiten; 
• Unselbständigkeit. 
 
Ansätze zur Stärkung der Weiterbildungsteilnahme von Personen mit geringen Qualifikationen 
müssen an diesen Ursachen ansetzen. Von Bedeutung sind beispielsweise persönliche Ansprache 
durch eine als vertrauenswürdig eingeschätzte Person, Information über den konkreten Nutzen 
von Weiterbildung, Unterstützung bei der Schaffung erforderlicher äußerer Bedingungen (z.B. Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten bei allein erziehenden Müttern). Besonders erfolgreich ist das gezielte 
Anknüpfen an informelle Lernprozesse. Das oben genannte Projekt bestätigt, dass bei relativ vie-
len Nichtteilnehmern Aktivitäten im Bereich des informellen Lernens festzustellen sind. Dabei wird 
der Vorteil des praktischen Zugangs zum Erwerb von Wissen und Kompetenzen betont. Als hilf-
reich werden Hilfestellungen am Arbeitsplatz durch Kollegen oder Vorgesetzte empfunden. 
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Auf der Grundlage dieser Erfahrungen werden folgende Aktivitäten für eine Qualifizierung von Er-
wachsenen mit geringen Qualifikationen empfohlen: 
 
• individuelle aufsuchende Beratung am Arbeitsplatz durch eine als kompetent und glaubwürdig 
eingeschätzte Person; dadurch können Ängste abgebaut und eine Qualifizierungsorientierung 
ermöglicht werden; 
• Zertifizierung von Kompetenzen, die im Prozess der Arbeit erworben worden sind; dies macht 
Mut für weitere Qualifizierungsschritte; 
• Qualifizierung in der gewohnten Umgebung des Arbeitsplatzes durch modularisierte Angebote, 
die unmittelbar an vorhandene Kompetenzen anknüpfen; dadurch wird Qualifizierung  über-
schaubar und unterscheidet sich sichtbar von vorausgegangenen  negativen  Lernerfahrungen. 
Wichtig ist dabei die lernfördernde Gestaltung des Arbeitsplatzes. 
 
2.3 Die Einbeziehung älterer Erwachsener in das lebenslange Lernen 
 
Eine besondere Situation stellt sich – zumindest für eine lange Übergangszeit – für den Einbezug 
älterer Erwachsener ins lebenslanges Lernen dar. Sie gewinnt angesichts der demographischen 
Entwicklung an Bedeutung, und zwar unter dem Gesichtspunkt des Erhalts ihrer „employability“ 
ebenso wie unter dem der gesellschaftlichen und politischen Teilhabe und der Chancen eines 
sinnerfüllten Lebens im Alter. Ähnlich schwierig ist die Situation im Besonderen auch für Frauen im 
mittleren und höheren Alter. 
 
Die Gründe für die von der internationalen Forschung hinreichend nachgewiesene Weiterbildungs-
zurückhaltung dieser Gruppe sind vor allem: Abschreckende Schul-Erinnerungen, zunehmende 
Verunsicherung der Selbsteinschätzung (nicht zuletzt auch in Bezug auf neue Medien), Scheu vor 
Fremdsteuerung, Bevormundung und Abhängigkeit, Motivationseinbußen nach Ausscheiden aus 
dem Berufsleben, Stigmatisierungsängste und äußere Teilnahmehindernisse (Gebühren, Zeiten, 
Wege). 
 
Zur Überwindung dieser Lern- bzw. Teilnahmeprobleme bedarf es zum Teil der Realisierung jener 
Anforderungen, die (unter 2.1.) zur Verbesserung von Motivation und Kompetenz allgemein formu-
liert worden sind. Zum anderen Teil aber sind altersspezifische Aspekte besonders zu beachten: 
 
• Ältere Menschen brauchen direktere Lernmöglichkeiten, die ohne lange fachsystematische 
Lehrgangsumwege auf die für sie wichtigen Fragen bezogen, möglichst unmittelbar anwen-
dungsrelevant sind und ihnen Spielraum für ein nach eigenen Möglichkeiten und Vorausset-
zungen gesteuertes Lernen geben.  
 - 14 - 
• Bei Einschränkungen der Beweglichkeit sollten die Lernmöglichkeiten zu Hause und das „in-
formelle Lernen“ in Lebenssituationen durch „just in time“ (medial) abrufbare Lernhilfen, durch 
Lernagenturen, Lernclubs, Servicestellen, Lern-Netzwerke etc. unterstützt werden. 
• Insbesondere nach dem Ausscheiden aus dem Berufsleben mit seinen motivierenden Anre-
gungs-, Verwertungs- und Anerkennungszusammenhängen sind sinnvolle gesellschaftliche Tä-
tigkeiten, die zum Lernen herausfordern, wie Gelegenheitsdienstleistungen zur Unterstützung 
von Mitbürgern oder in Familien und bei Jüngeren wichtig. Sie stärken Selbstwertgefühl und 
Lernmotivation (vgl. das Papier Dohmen im Anhang). 
 
2.4 Finanzielle und zeitliche Ressourcen für lebenslanges Lernen 
 
Unter dem Gesichtspunkt lebenslanges Lernen stellt sich das Finanzierungsproblem in einer ande-
ren zeitlichen Dimension als bei traditioneller Weiterbildung: Hier konnte man von un-
terschiedlichen punktuellen Anlässen ausgehen und entsprechend Finanzierungsregelungen prak-
tizieren. Unter der Perspektive lebenslangen Lernens bedarf es eines langfristigen Finanzierungs-
konzepts, das dem Einzelnen Planungssicherheit, Motivation und selbstverantwortliche Dispositi-
onsfähigkeit über den individuellen Bildungsweg ermöglicht. Die Finanzierungsproblematik ist un-
mittelbar verbunden mit der Frage der Lernzeiten, über die heute eine rege Debatte zwischen den 
Tarifparteien geprägt wird. Die Verteilung von Lernzeiten über die Lebensspanne ist für dynami-
sche Gesellschaften eine angemessene Form von Aneignungsprozessen kultureller Lebensfor-
men.  
 
Die sich im Zeitaufwand darstellenden indirekten Kosten lebenslangen Lernens werden als Zeitab-
teile zum Teil in der Arbeitszeit übernommen, sie verschieben sich aber zunehmend in die Freizeit 
der Beschäftigten. Etwa 40% der beruflichen Weiterbildung findet außerhalb der Arbeitszeit statt. 
Neben den Kosten werden die Zeitanteile unmittelbar zum betrieblichen und gesellschaftlichen 
Aushandlungsgegenstand. Es finden sich in der betrieblichen Realität vielfältige Formen von time-
sharing und Finanzsplitting zwischen Unternehmen und Beschäftigten. Dies führt dazu, dass für 
die Verwirklichung lebenslangen Lernens das Zeit-Geld-Problem insgesamt zum bargaining-Feld 
wird, aber auch neue Konsenschancen eröffnet. 
 
Ein präziser Einblick in Größenordnungen und Träger der Finanzierung von Weiterbildung stellt 
sich als außerordentlich schwierig dar, weil das deutsche Finanzierungssystem sich aus der Addi-
tion unterschiedlicher Quellen ergibt, deren Einzelangaben teils durch Statistiken, teils in Form von 
Erhebungen oder gar durch Schätzungen gewonnen werden. Dementsprechend schwanken die 
Angaben zum Gesamtvolumen zwischen 70 Mrd. und 100 Mrd. DM jährlich. Die Gesamtaufwen-
dungen teilen sich unter vier Finanzträgern auf: Privatpersonen, Betriebe und Verwaltungen, Bun-
desanstalt für Arbeit und öffentliche Hand. Da verschiedene Träger die Finanzlast tragen, spricht 
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man von einem Mischfinanzierungssystem, bei dem jedoch ein eindeutiger bzw. gesetzlich gere-
gelter Zusammenhang zwischen den beteiligten Gruppen und ihren Zuständigkeiten fehlt (vgl. das 
Papier Baethge im Anhang). 
 
Die Hauptprobleme des aktuellen Finanzierungssystems von Weiterbildung lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:  
 
• Neben der mangelnden Klarheit über Finanzierungszuständigkeiten begünstigt bzw. be-
nachteiligt das aktuelle System bestimmte Gruppen, denen im positiven Fall beispielsweise ei-
ne Doppelfinanzierung zu gute kommt (über die Kostenübernahme und die Nähe zur Praxis 
und über Finanzierungen durch die Bundesanstalt für Arbeit), im Gegensatz dazu stehen Un- 
und Geringqualifizierte, längere Zeit aus dem Erwerbsleben Ausgeschiedene sowie ältere Ar-
beitnehmer. Finanzierungsgerechtigkeit - und damit verbunden Chancengleichheit für Zugän-
ge - besteht aktuell nicht. 
• Das Verhältnis von Kosten und Nutzen bei lebenslangem Lernen ist sowohl gesellschaftlich als 
auch individuell schwer zu bestimmen. Die private Investitionsbereitschaft ist um so eher zu er-
reichen, je klarer der „return on investment“ für die Privatperson ist. Die Schwierigkeit liegt dar-
in, dass sich solche „returns“ oftmals nicht in monetären Größen messen lassen, sondern sich 
in erweiterten Handlungsmöglichkeiten, erhöhter beruflicher Souveränität oder auch gesteiger-
ter Lebenszufriedenheit und Wohlbefinden äußern. Selbst bei Einzelaktivitäten ist eine Zu-
schreibung des Nutzens problematisch, da kurz- und langfristige Effekte nur schwer mess- und 
vergleichbar sind (z.B. in Form späterer Einkommenserhöhungen) bzw. unter Umständen 
kaum feststellbar, ob sich bestimmte Erfolge tatsächlich auf die Teilnahme an einer bestimm-
ten Maßnahme zurückführen lassen. 
• Neben direkten monetären Aufwendungen geht ein Großteil der anfallenden Kosten für lebens-
langes Lernen auf Opportunitätskosten zurück bzw. bezieht sich auf Investitionen, die zeitlicher 
Art sind (Freizeitverlust) sowie auf physische und psychische Belastungen. Mehr als die Hälfte 
betrieblich anfallender Kosten sind Freistellungskosten.  
• Auch wenn der Weiterbildungsbereich ein gemischtwirtschaftliches System der Finanzierung 
durch private (Individuen wie Unternehmen) und öffentliche Haushalte ist, funktioniert er weit-
gehend marktwirtschaftlich: Finanziers bestimmen das Angebot, was zur Folge hat, dass die 
freie Wahl von Kursinhalten nur dort möglich ist, wo der Teilnehmende die Maßnahme auch 
selbst bezahlt. Andernfalls - wenn z.B. BA oder Betriebe als Geldgeber fungieren - werden die 
Kursinhalte entsprechend vorgegeben bzw. nur bestimmte Inhalte und Ziele finanziert. 
 
Eine Finanzierungsregelung für lebenslanges Lernen hat bereits im Ansatz systematische Benach-
teiligungen zu vermeiden. Weil lebenslanges Lernen in Zukunft immer mehr zum integrativen Be-
standteil individualisierter Sozialpolitik werden wird, ist sie so zu gestalten, dass sie individuelle 
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Risikovorsorge, Anpassung an ökonomisch-sozialen Wandel sowie dessen Mitgestaltung ermög-
licht. Der Veränderungsbedarf schließt insgesamt alle arbeitsmarktpolitischen Instrumente des 
Bundes, der Länder und der Kommunen mit ein, damit insbesondere für die Zielgruppe der Be-
nachteiligten die Strukturen flexibler und transparenter werden. Aktuell betrifft das vor allem (Lang-
zeit-)Arbeitslose, ins Erwerbsleben zurückkehren wollende Frauen und Männer sowie ältere Ar-
beitnehmer und Erwerbstätige, denen unter Berücksichtigung der demographischen Entwicklung 
besondere Bedeutung beizumessen ist (zu dieser Problematik vgl. Expertise Dohmen im Anhang). 
 
Zwar gibt es zum gegenwärtigen Zeitpunkt kein konkludentes Finanzierungsmodell für le-
benslanges Lernen, aber es lassen sich einige zentrale Prinzipien benennen, die bei seiner Ent-
wicklung zu beachten sind: 
 
• Es muss die Nachfrageorientierung in der Weiterbildung stärken. Gelder müssen vorrangig 
direkt den Individuen, nicht den Bildungsinstitutionen, zur Verfügung gestellt werden. Wichtigs-
tes Finanzierungsinstrument in diesem Bereich ist das SGB III, das hinsichtlich einer flexibleren 
Handhabung so ausgebaut werden sollte, dass dem schrittweisen Erwerb von Qualifikationen 
(z.B. durch die Etablierung modularer Konzepte, die die Bildungsträger zur Einhaltung entspre-
chender Qualitätsstandards verpflichten) je nach individuellen Rahmenbedingungen Rechnung 
getragen wird. Außerdem könnten im SGB III generelle, an die Höhe des Einkommens gekop-
pelte Unterstützungen verankert werden, die im Hinblick auf das Kosten-Nutzen-Problem wir-
ken. 
• Es muss eine Balance zwischen individueller Eigenverantwortung und Förde-
rung/Unterstützung herstellen. Dies bedeutet keine einfache Alimentierung von Weiterbildung, 
sondern die Verbindung von öffentlicher und halböffentlicher (z.B. durch Tarifverträge) Finan-
zierung und Eigenleistung. Öffentliche Mittel sollten so eingesetzt werden, dass sie die private 
Investitionsbereitschaft in Bezug auf Lernen/Weiterbildung fördern. Zeit und Geld sollten dabei 
verrechnungsfähig sein. 
• Über Tarifverträge bzw. Vereinbarungen, wie sie beispielsweise zwischen IG Metall/Deutsche 
Post-Gewerkschaft und ZVEI/Deutsche Telekom AG für die Neuordnung der beruflichen Wei-
terbildung in der IT-Branche abgeschlossen wurden, sollte das Verhältnis von Lern- und Ar-
beitszeiten neu geregelt werden. Lernzeitkonten, die dem Einzelnen für seine Berufszeit 
betriebsunabhängig zur Verfügung gestellt werden, könnten individuelle Auswahl von Lernan-
geboten mit bedürfnisbezogener Flexibilität ihrer Nutzung verbinden. 
• Der Anspruch lebenslangen Lernens stellt besonders kleinere und mittlere Unternehmen vor 
hohe Herausforderungen; deshalb bedürfen sie speziell abgestimmter Förderstrukturen. 
Öffentliche Finanzierung kann hier zum einen durch Zuschüsse zur individuellen be-
rufsbegleitenden Qualifizierung der Beschäftigten eingreifen als auch durch überschaubare 
Förderprogramme für Maßnahmen in den Unternehmen selbst. Unterstützend könnten hier 
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z.B. unkomplizierte Antragsverfahren und die längerfristige Planbarkeit von Zuschüssen wir-
ken.  
• Es sollte auf neue Modelle wie z.B. das Job-Rotationsmodell zurückgegriffen werden, bei dem 
die Weiterbildungsaktivität von Arbeitnehmern zum Anlass genommen wird, Arbeitslose eben-
falls weiterzubilden, damit diese den Arbeitsplatz der Beschäftigten während der Weiterbil-
dungsmaßnahme einnehmen können. Zur Finanzierung könnten Fonds der staatlichen Ar-
beitsmarktpolitik genutzt werden, die einen Großteil der anfallenden Kosten refinanzieren.  
• Ein zukünftiges Finanzierungssystem sollte Anreize dafür geben, nicht nur eng arbeits- oder 
berufsbezogene Lernangebote, sondern auch allgemeine Lerninhalte wahrzunehmen.  
 
Das Ziel einer lernenden Gesellschaft lässt sich nicht allein durch finanzielle Investitionen errei-
chen. Weitere Voraussetzungen sind organisatorische Veränderungen (z.B. das Umstrukturieren 
von Arbeitsprozessen) und vor allem ein Umdenken in Richtung Flexibilität.  
 
2.5 Netzwerke 
 
Zu den institutionellen Voraussetzungen zur Sicherung und Verbesserung der Zugänge gehören 
infrastrukturelle Strategien. Netzwerke und Kooperationsverbünde erscheinen als ein sinnvoller 
Weg, die Erreichbarkeit, Verfügbarkeit, Vielfalt und Weiterentwicklung von Lernmöglichkeiten zu 
sichern. Als Netzwerke werden eigenständige Organisationen verstanden, die sich mit spezifischer 
Aufgabenstellung ohne übergeordnete Lenkung in offener Weise verbinden.  
 
Dem Aufbau von Supportstrukturen in Form von Netzwerken zwischen regionalen Bildungs-
anbietern und Akteuren ist im Rahmen des Konzepts lebenslangen Lernens ein hoher Stellenwert 
beizumessen. Private und öffentliche Bildungsanbieter vernetzen sich dabei mit regionalen Akteu-
ren der beruflichen wie allgemeinen Bildung (Kammern, Gewerkschaften, Verbände, Arbeitsämter, 
Bildungsträger unterschiedlicher Art und zuständige Stellen der öffentlichen Verwaltung) und ko-
operieren miteinander. Ziel solcher Kooperationen oder Vernetzungen muss vor allem die Quali-
tätsverbesserung von Bildungsprozessen und ihrer Verwendbarkeit sein. Darüber hinaus können 
solche Netzwerke zur Optimierung der regionalen Bildungsinfrastruktur weitere Funktionen wie 
Bedarfsklärung, Planung und Empfehlung von Schwerpunktsetzungen, Abstimmung der Angebote, 
Erstellung regionaler Programme und Verbesserung der Transparenz über sie, regionales Marke-
ting und „Lobby“ für Weiterbildung, Anregung zur Kooperation und zur Sicherung von Kontinuität 
und Qualität der Angebote, Entwicklung der Leitinfrastruktur und innovativer Lernarrangements, 
Mittelverteilung, Vergabe öffentlicher Initiativprojekte und Verknüpfung mit der Wirtschaftsförde-
rung wahrnehmen.  
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Mögliche Probleme und Risiken von Netzwerksteuerungen dürfen aber nicht außer Acht gelassen 
werden. Netzwerke stellen kein Allheilmittel für Regulationsdefizite dar. Eine Reihe von Problemen 
können zu Netzwerkversagen führen: Abstimmungsbedarf einer zu großen Zahl von Akteuren, 
steigender Zeitbedarf, fehlende Kontinuität, wachsende Koordinationsprobleme, zunehmender 
Verwaltungsaufwand, Fortbestehen von Macht, Hierarchie und Eigeninteressen der teilnehmenden 
Organisationen, Leugnen oder Verschieben von Konflikten, fehlende Vertrauensbasis.  
 
Um regionale Netzwerke zu realisieren, bedarf es 
 
• der Ermunterung der regionalen (Weiter)Bildungs- und Arbeitsmarktakteure zur Netz-
werkgründung und ihrer Unterstützung mit know how und Erfahrungsaustausch (Netzwerk-
Offensive, regionale „runde Tische“ für lebenslanges Lernen); 
• politischer und materieller Unterstützung von Netzwerken; 
• der Verbesserung der Wissensgrundlagen über Probleme von Bildungsnetzwerken und syste-
matischen Wissenstransfers. 
 
 
3. Lernorganisatorische Bedingungen: Modularisierung und Zertifizierung 
Im Zusammenhang lebenslangen Lernens stellen Modularisierung und Zertifizierung zwei Seiten 
des gleichen Problems dar: wie hohe Flexibilisierung von Lernprozessen mit Anerkennung und 
Transparenz ihrer Resultate verbunden werden kann. 
 
 
3.1 Modularisierung 
 
Im Kontext lebenslangen Lernens kann Modularisierung als ein Konzept gelten, das der Forderung 
nach Modernisierung und Flexibilisierung gerecht wird, eine Verbindung zwischen formellen und 
informellen Lernprozessen ermöglicht und auf individuellen Kenntnissen aufbaut. Modulare Qualifi-
zierungskonzepte können individuell auf die jeweiligen Vorkenntnisse eingehen und an sie anknüp-
fen. Sie kommen insofern der Forderung nach flexiblen Bildungswegen nach. Ihre Einsatzbereiche 
sind vielfältig und reichen von Ausbildung bis zur beruflichen Weiterbildung und können an allen 
Bildungseinrichtungen Verwendung finden.  
 
Modulare Qualifikationskonzepte haben es in Deutschland schwer. Die Kritik richtet sich in der 
beruflichen Erstausbildung darauf, dass sie in Form von beliebig kombinierbaren Ausbildungsin-
strumenten die sozialisationsförderlichen und Transparenz stiftenden Sinnzusammenhänge der 
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Berufsbilder unterliefen bzw. zerstörten. Um dieser Gefahr zu entgehen, plädiert die Experten-
gruppe - bezogen auf die Weiterbildung - für ein Konzept der Modularisierung im Rahmen von 
(neuen und für Fortbildung geeigneten) Berufsbildern bzw. einzelmaßnahmenübergreifende (integ-
rierende) Kompetenz- und Bildungsprofile. Module beschreiben wesentliche Kompetenzbereiche 
eines Berufsbildes oder Kompetenzprofils und weisen Handlungskompetenzen aus. Durch die Ori-
entierung an Berufsbildern werden für das schrittweise Erwerben von Abschlüssen in anerkannten 
Berufen oder Kompetenzprofilen von Weiterbildungsabschlüssen Qualitätsmerkmale vorgegeben. 
Modularisierungskonzepte sind flexibel: So kann beispielsweise ein und dasselbe Modul in einem 
Berufsbild zur Ausbildung gehören und in einem anderen als Zusatzqualifikation anerkannt wer-
den. Insofern eignet sich modulare Qualifikation in besonderer Weise für die Verwirklichung indivi-
dueller Lernwege und richtet sich an Personen, die aus den unterschiedlichsten Lebens- und Be-
rufsbiographien kommen und durch Modulformen ihr Lernen persönlich ausgerichtet wissen möch-
ten.  
 
Generell eignet sich Modularisierung für alle Personengruppen, im besonderen Maße aber können 
(bildungs-)benachteiligte Personen wie z.B. Menschen mit diskontinuierlichen Erwerbsbiographien, 
mit sozialen oder persönlichen Brüchen oder auch Migrant/innen davon profitieren, die ohne sol-
che Konzepte von abschlussbezogenen weiterführenden Lernaktivitäten ausgeschlossen wären. 
 
Durch die Gliederung der Bildungsinhalte und Einheiten in Module erhöht sich für alle die Transpa-
renz über individuelle Lernleistungen und –ziele. Nicht nur für Arbeitnehmer, sondern auch für Ar-
beitgeber sind Module ein praktikables Konzept, da die zeitlich überschaubaren und in sich ge-
schlossenen Einheiten den betrieblichen Erfordernissen und Situationen schneller angepasst wer-
den können. Auch stellt die Kopplung mit betriebspraktischen Erfahrungen ein wichtiges Quali-
tätsmerkmal modularer Konzepte dar. 
 
Derzeit haben sich Modularisierungskonzepte in der Bundesrepublik noch nicht flächendeckend 
durchgesetzt. Neben der oben angeführten grundsätzlichen Skepsis könnte ein weiterer Grund 
dafür der erhöhte Koordinations- und Beratungsaufwand sein, der sich aufgrund der individuellen 
Gestaltbarkeit und hohen Flexibilität von Modularisierungskonzepten ergibt. Gegenwärtige instituti-
onelle Bedingungen sind noch zu fest und an seit Jahren gültige und unflexible Curricula gebun-
den. Zur flächendeckenden Durchsetzung von Modulen für lebenslanges Lernen ist ein Abbau 
wesentlicher Barrieren und die Schaffung finanzieller, zeitlicher sowie beratungstechnischer Rah-
menbedingungen erforderlich. Ein derartig flexibles System kann seine Vorteile gegenüber her-
kömmlichen Regelungen erst zeigen, wenn durch (regionale) Abstimmungen eine Basis für modu-
lare Qualifizierung gesetzt wird, die derzeit noch fehlt. 
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Als erster Schritt für eine solche Basis zur Steuerung und Begleitung modularer Qualifizierung soll-
te eine Reihe institutioneller Vorkehrungen geschaffen werden:  
 
• die Feststellung individuell vorhandener Kenntnisse und Fähigkeiten, um im Hinblick auf das 
Nachholen eines Berufsabschlusses die Lernbedarfe zu definieren und auf dieser Grundlage 
individuelle Qualifizierungspläne für jeden Teilnehmer zu entwickeln. Das Feststellungsverfah-
ren ermöglicht zudem die formale Anerkennung beruflicher Fähigkeiten, die dann in einem 
Qualifizierungspass zertifiziert werden. 
• Auf- bzw. Ausbau einer Qualifizierungsberatung, um jeweils individuelle Qualifizierungswege 
zu planen, einen Qualifizierungsplan zu erstellen und die verschiedenen Lernorte zu verknüp-
fen sowie von Lernberatung zur Steuerung, Begleitung und Stützung des Lernprozesses. Sie 
ist insbesondere für die oft lernungewohnten Zielgruppen von größter Bedeutung. 
• Einrichtung und Durchführung von Modulprüfungen, mit denen die einzelnen Module abge-
schlossen werden. Eine Modulprüfung stellt den Nachweis über die vorhandenen/erworbenen 
Qualifikationen dar, die Modul für Modul in einem Qualifizierungspass zertifiziert werden. Eine 
Modulprüfung sollte nicht nur Kenntnisse abfragen, sondern auch die Fähigkeit zur Anwendung 
des Gelernten prüfen und die sogenannten Schlüsselqualifikationen erfassen. 
  
3.2 Zertifizierung: Bewertung des Lernens 
 
Lebenslanges Lernen, das nicht-formalisierte bzw. informelle Lernprozesse (s. EU-Kommission) 
systematisch miteinbeziehen will, verlangt nach neuen Formen der Zertifizierung. So wenig der 
individuelle Nutzen von Lernprozessen, die unintendiert bei alltäglichen Verrichtungen in und au-
ßerhalb von Erwerbsarbeit sowie bei ehrenamtlichen Engagements ablaufen und an Bedeutung 
gewinnen, in Frage steht, so sehr ist in einer Wissens- und Lerngesellschaft, in der menschliche 
Ressourcen als Kapital fungieren, sicherzustellen, dass die Resultate jedweden Lernens die 
Chance zu gesellschaftlicher Anerkennung durch Zertifizierung erhalten. 
Formen der Zertifizierung und Leistungsbescheinigung sind hilfreiche Konzepte zur Dokumentation 
und Bestätigung erreichter Leistungsstandards in Lern-, Qualifizierungs- und Bildungsprozessen. 
Durch Zertifizierungsverfahren werden Fertigkeiten und Qualifikationen für Umwelt und Arbeits-
markt erst transparent und übertragbar. Zertifikate beinhalten auch Möglichkeiten zu größerer Nut-
zenvergewisserung, Selbstvertrauen und Motivierung für die Lernenden selbst, deren Leistungen 
besser vergleichbar und wettbewerbsoffen werden. Dies gilt auch in bezug auf die internationale 
Vergleichbarkeit (besonders in Europa) und die Globalisierung von Arbeitsmärkten, wo die Zertifi-
zierung zunehmend wichtiger wird. Schließlich kann die Zertifizierung zur Motivation derer beitra-
gen, die nach längerem Ausstieg aus dem Arbeitsleben (z.B. bedingt durch Familienphasen, 
Krankheit, Arbeitslosigkeit etc.) wieder am Erwerbsleben teilhaben möchten. Ihnen eröffnet sich 
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die Möglichkeit, ihre vorhandenen Fähigkeiten nachzuweisen und einzubringen und dadurch ver-
besserte und begründete Wiedereinstiegs- und Aufstiegschancen in der Arbeit zu haben. 
 
Öffentliche Zertifizierungssysteme sind seit Beginn staatlicher Prüfungen mit einer Reihe von Prob-
lemen behaftet, die sich unter den Bedingungen einer Wissensgesellschaft verschärfen: 
 
• Objektivierende, juristisch abgesicherte und bürokratisch erlassene Prüfungsordnungen und 
Zertifizierungsrichtlinien können nur langsam und umständlich an schnelle Veränderungen der 
Anforderungen in der modernen Arbeits-, Lebens- und Medienwelt angepasst werden. Das be-
grenzt und relativiert die Relevanz zertifizierter Lernergebnisse für die aktuelle Lebens- und 
Berufsbewährung. 
• Zertifizierungen, die den erfolgreichen Abschluss fachbezogener Lernwege an Schulen und 
Hochschulen bestätigen, erfassen zu wenig die fachübergreifend-aufgabenbezogenen Umset-
zungskenntnisse und komplexen Problemlösungsfähigkeiten, die in der Lebens- und Berufs-
praxis jeweils gefordert werden. Damit wird die Legitimation einer Zuteilung von beruflich-
gesellschaftlichen Berechtigungen auf der Grundlage einer Zertifizierung von zum Teil gesell-
schaftlich irrelevanten Lernergebnissen zu einem sich verschärfenden Problem. 
• Die sich am schulischen Rahmen orientierenden Zertifizierungen beziehen sich vorwiegend auf 
Ergebnisse theoretischen Lernens. Die große Zahl der Menschen, die mehr aus der Verarbei-
tung praktischer Erfahrungen und Fälle lernt, wird durch diese Prüfungs- und Zertifizierungsan-
sätze benachteiligt und nicht für ihr (anderes) lebenslanges Weiterlernen motiviert. 
• Zertifizierungen, die sich vor allem auf die gedächtnismäßige Wissensspeicherung beziehen, 
setzen im Zeitalter der modernen Datenspeicher und Informationstechnologien unzeitgemäße 
Akzente. Wichtiger als die Zertifizierung der eloquenten Reproduktion kodifizierten Wissens ist 
für die moderne Arbeitswelt und Gesellschaft eine Bewertung der Fähigkeit zur kreativen Se-
lektion, Kombination, Deutung und Neukonstruktion des jeweils in akuten Anforderungssituati-
onen hilfreichen und sinnvollen Wissens. Die heute übliche Vergabe von Zertifizierungen und 
gesellschaftlichen Startchancen verfestigt Selektionskriterien, die mit einer Förderung des not-
wendigen offenen Lernens und Weiterlernens aller kaum vereinbar sind. 
• Die gängige Zertifizierung bezieht sich weitgehend auf Ergebnisse planmäßig organisierter, 
kollektiver Lernprozesse. Die für die Verwirklichung eines kontinuierlichen lebenslangen Ler-
nens aller besonders wichtige Fähigkeit zum bewussten selbstgesteuerten Lernen wird dabei 
wenig berücksichtigt. 
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• Bei einer vorwiegend auf das angeleitete Lernen in Bildungsinstitutionen bezogenen Prüfung 
und Zertifizierung kommen die für die Lebens- und Berufsbewährung besonders wichtigen 
Kenntnisse und Kompetenzen, die informell im Lebens- und Arbeitsvollzug erworben wurden, 
zu wenig in den Blick. Dadurch droht die gesellschaftliche Kluft zwischen anerkannten und 
nicht-anerkannten Kompetenzen und zwischen entsprechenden gesellschaftlichen Gruppen 
verfestigt zu werden.  
 
Es geht bei dem neuen Typus von Zertifizierung nicht darum, Leistungsanforderungen zu reduzie-
ren, sondern verschiedenartige (Lern)Leistungen differenzierter zu erfassen und damit sowohl 
mehr Leistungsgerechtigkeit als auch Lernmotivation zu sichern. Hierzu gehört auch, dass die 
neuen Formen der Zertifizierung breite Anerkennung auf Seiten der Arbeitgeber und Unternehmen 
finden. Damit lebenslanges Lernen realisiert werden kann, sollten Zertifizierungen noch besser auf 
individuelle Voraussetzungen und Interessen zugeschnitten sein. Dafür müssen sie aber ihren der-
zeitigen Charakter von Ausleseinstrumenten verlieren, um sich hin zu Formen der Feststellung, 
Bestätigung und Anerkennung von Kenntnissen und Kompetenzen zu entwickeln und weiteres 
Lernen zu fördern.  
 
Aus dieser Problematik ergibt sich vorrangig die Notwendigkeit, eine offenere Anerkennung und 
Zertifizierung von Kenntnissen und Kompetenzen zu praktizieren, die auf den verschiedensten 
Lernwegen erworben wurden. Zu erreichen wäre dies durch folgende Maßnahmen: 
 
• Besonders informell gewonnenes Wissen sollte in seinen Nachweismöglichkeiten formal er-
worbenem Wissen gleichgestellt werden. Da informelles Lernen schwer identifizierbar ist, müs-
sen hinreichende Verfahren zur Prüfung und Feststellung solcher Kompetenzen entwickelt so-
wie Personal entsprechend geschult werden.  
• Um die Kluft zwischen theoretischer Lernausrichtung und praktischen Lebens- und Be-
rufsanforderungen besser zu überbrücken, sollten Lernen und Prüfungen stärker auf die Lö-
sung konkreter, praxisbezogener Arbeitsaufträge abzielen, vor allem auf solche, mit denen 
auch die sozialen und kommunikativen Schlüsselkompetenzen erfasst werden.  
• Prozessorientiertes Lernen verlangt lernprozessbegleitende Feststellungs- und Prü-
fungsverfahren, d.h. Abkehr von allgemeinen Abschlussprüfungen. Ein Beispiel für eine derar-
tige Perspektive geben die Konzepte der neuen IT-Berufe ab. 
• Damit die verschiedensten Formen menschlichen Lernens in fairer Weise anerkannt werden, 
bedarf es in Zukunft vermehrt unabhängiger und offener Prüfungsinstanzen, die von den Fort-
bildungs- und Lerneinrichtungen getrennt sind. Hier werden Leistungen und Kenntnisse unab-
hängig davon, wo und wie sie erarbeitet wurden, anerkannt. Das kann besonders für „Seiten-
einsteiger“ positiv sein, die über längere Zeiträume nicht mehr an organisiertem Lernen teilge-
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nommen haben, auf diese Weise aber ihre Kenntnisse berücksichtigt finden. Da die Prüfungs-
hoheit eine wesentliche Machtquelle von Bildungsinstitutionen darstellt, ist die Einrichtung ei-
genständiger Zertifizierungsagenturen ein schwieriger politischer Akt. Müssen sie doch Unab-
hängigkeit von Bildungsinstitutionen und gleichzeitig Kooperation mit ihnen verbinden.  
• Zur komplexen und kompakten Zertifizierung bietet sich die Einführung eines Qualifizie-
rungspasses als Nachweisinstrument an: Der Qualifizierungspass ist ein persönliches Doku-
ment, das den Nutzer/die Nutzerin begleitet und von der Ausbildung bis zur Weiterbildung ein-
gesetzt werden kann. Im Qualifizierungspass werden Module zertifiziert und weitere berufs-
spezifische Qualifikationen, berufsübergreifende Zusatzqualifikationen, (praktische) Vorerfah-
rungen, Schulabschlüsse sowie sonstige Fähigkeiten und Kenntnisse, die für die berufliche Tä-
tigkeit verwertbar sind, erfasst. Für die Zulassung zur Externenprüfung nach dem Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG), Handwerksordnung (HwO) oder dem jeweils geltenden Landesschulge-
setz ist der Qualifizierungspass Nachweis, dass die Voraussetzungen erfüllt sind. Er stellt eine 
Möglichkeit dar, berufliche Kompetenzen unterhalb eines anerkannten Berufsabschlusses zu 
dokumentieren und „vorzeigbar“ zu machen. 
 
 
4. Neue Medien 
 
Angesichts der rapide steigenden Bedeutung der neuen Technologien für jede Form menschlicher 
Kommunikation, für wirtschaftliche Wertschöpfungsprozesse und Arbeit sowie nicht zuletzt für 
Lernprozesse auf allen Entwicklungsstufen sind der IuK-Technik und den neuen Medien eine be-
sondere Aufmerksamkeit zu widmen. Es geht dabei vorrangig nicht um Fragen eines technischen 
handlings, sondern um neue Formen des Umgangs mit sowie der Aneignung und Verteilung von 
Wissen. 
 
Es besteht Einmütigkeit in der einschlägigen Fachdiskussion, dass das sogenannte E-Learning 
eine neue Lernkultur sowohl voraussetzt als auch schafft, eine Lernkultur, die mit einer breiten 
Akzeptanz und Bereitschaft zum Lernen als kontinuierlichem Prozess und einem hohen Maß an 
Selbstorganisation verknüpft ist. Dabei ist es keine Kultur der Technik oder des Individualismus. 
Die neuen Medien entfalten ihre Leistungsfähigkeit besonders gut, wenn die Lernprozesse einge-
bettet sind in einen sozialen Kontext, in die Kooperation mit anderen Lernenden oder mit Tutoren. 
Insbesondere bei lernungewohnten Erwachsenen scheint der Sozialbezug unverzichtbar zu sein. 
Zugleich wird eine optimale Unterstützung des Lernenden erreicht, wenn sämtliche Lernmethoden 
und -instrumente zusammenwirken. Alle verfügbaren Ressourcen wie Web Based Training, Web 
Based Information, Computer Based Training, Teletutoring, Telecoaching sowie Präsenzseminare 
und Workshops werden genutzt. Es reicht keineswegs aus, nur elektronische Lernformen einzu-
führen, um lebenslanges Lernen zu garantieren. Das gilt besonders dann, wenn es nicht nur um 
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die Vermittlung von rein fachlichem Wissen geht, sondern auch von sozialen Kompetenzen, Ein-
stellungen, Verhaltensweisen und Erfahrungen. 
 
Mit dem Einsatz der neuen Medien geht ein Subjektwechsel bei der Steuerung des Lernens ein-
her. Der Lernprozess wird nicht mehr unmittelbar vom Lehrer organisiert. Der Lerner greift auf 
Grund eigener Entscheidungen auf Lernprogramme, Informationsquellen etc. zu, die ihm die neu-
en Medien in unterschiedlicher Weise anbieten. Er erwirbt Wissen durch erkundende und selb-
ständige Aktivitäten. Durch dieses selbstorganisierte Lernen kann der Lerner nach seinen Wün-
schen und Lernbedingungen das Lerntempo, die Auswahl und Intensität, mit der er sich dem The-
ma widmet, sowie Lernort und -zeit bestimmen.  
 
Trotz hohen technischen Know-hows und vielfältiger Ansätze mit E-Learning hat sich der Einsatz 
neuer Medien in der Bildung noch nicht durchgesetzt, und sind ihre produktiven Potentiale für le-
benslanges Lernen bisher nicht ausgeschöpft. Dies hat vielfältige Gründe: Die Entwicklung ist zu 
neu, als dass es schon methodisch-didaktisch ausgefeilte Konzepte für Medienkompetenz von 
Lehrern und Ausbildern gäbe, die auch die Verbindung zu den bestehenden herkömmlichen Lern-
mitteln reflektierten, die ihren pädagogischen Wert ja nicht verlieren. Grenzen sind dem netz- und 
web-basierten Lernen gesetzt, wenn es sich um motorische Fähigkeiten, Verhaltensweisen und 
Einstellungen handelt. Sind kognitiv geprägte Fähigkeiten noch mittels Lernsoftware trainierbar, so 
stößt das Training affektiv geprägter Einstellungen auf größere Schwierigkeiten. Ebenso lassen 
sich persönliche Verhaltensweisen im direkten Umgang mit anderen Personen, die in der Praxis an 
Bedeutung gewinnen, nur in Form von Präsenzseminaren erleben und auf der Basis von Feedback 
verändern.  
 
Zwar werden die neuen Medien im beruflichen Kontext oder in der alltäglichen Lebensorganisation 
immer selbstverständlicher, doch es fehlt in der breiten Bevölkerung oft die Kompetenz im sozialen 
und technischen Umgang mit den neuen Medien. An Zahlen zur Nutzung des Internet wird deut-
lich, dass es Exklusionen aufgrund von Alter, Geschlecht, Bildung, regionaler Verortung und nicht 
zuletzt technischer Kompetenz gibt. Um gesamtgesellschaftlich gesehen eine digitale Spaltung der 
Gesellschaft, die sich in Bezug auf den Prozess lebenslangen Lernens hemmend und erschwe-
rend auswirken würde, zu verhindern, sind vor allem in den folgenden Bereichen Veränderungen 
notwendig: 
 
• Da der Umgang mit den neuen Medien sich immer mehr zu einer Kulturtechnik entwickelt, er-
scheint eine Verengung der Medienkompetenz-Vermittlung auf die berufliche Qualifizierung 
eher kontraproduktiv. Der Umgang mit neuen Medien sollte auf allen Ebenen der Bildung, d.h. 
auch in der kulturellen und politischen Bildung gefördert werden, um besonders in diesen Be-
reichen offene Prozesse des lebenslangen Lernens zu unterstützen und Medienkompetenz im 
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umfassenden Sinne in der Bevölkerung zu entwickeln. Eine Voraussetzung dafür ist, dass der 
Technikzugang für alle sozialen Gruppen gesichert wird. 
• Die relative Neuheit von E-Learning macht es notwendig, breite interdisziplinäre Grundlagen- 
und Anwendungsforschung (einschließlich Entwicklung) für Probleme und Konzepte des Ein-
satzes neuer Medien in allen Bildungsbereichen zu ermöglichen und zu fördern. Dies könnte 
auch die Position deutscher Anbieter auf dem digitalen Bildungsmarkt stärken helfen. 
• Um die kompetente Begleitung lebenslanger Lernprozesse zu sichern, sollte eine Aus- und 
Fortbildungsoffensive „Neue Medien in der (Weiter-)Bildung“ für Lehrer/innen und Ausbil-
der/innen aller Bildungs- und Ausbildungsstufen gestartet werden. 
• Offene Zugänge zu den neuen Medien sollten verstärkt gefördert werden, möglichst in einem 
Netzwerk von Institutionen, um den unterschiedlichen Interessenlagen der Menschen gerecht 
zu werden. 
 
 
5. Professionalisierung 
 
Für die Realisierung lebenslangen Lernens ist die Professionalisierung der in der Weiterbildung 
Tätigen eine wesentliche Bedingung. Der Begründungszusammenhang hierfür wurde bereits aus-
führlich von der Expertengruppe „Neue Lern- und Lehrkultur“ geliefert. Da sich auch in der Er-
wachsenen- und Weiterbildung die systemischen Bedingungen bei gleichzeitiger Forderung nach 
hohen, qualitativen Standards permanent ändern, müssen auch die Professionalisierungsformen 
den Neuerungen gerecht werden. Die an Weiterbildung Interessierten wenden sich mit ihren eige-
nen Unsicherheiten und Lücken, die aus der ständigen Notwendigkeit zur Neuorientierung in der 
Lebens- und Arbeitswelt resultieren, an die Lehrenden, die heute verstärkt als Berater, Planer, 
Organisatoren und Lehrer fungieren und ihre Konzepte und Strategien modifizieren müssen, um 
sich solchen Anforderungen stellen zu können. 
 
Der gegenwärtige Stand der Professionalisierung in der Weiterbildung ist unzureichend; die spezi-
fisch fachlichen und pädagogischen Qualifikationen sind nicht durchweg verbreitet, ein qualifikato-
rischer Standard ebenso wenig wie ein Berufsbild gesetzt. Darüber hinaus werden die bestehen-
den Qualifizierungsformen den neuen, erweiterten Aufgaben der Lehrenden bislang nur unzurei-
chend gerecht.  
 
Die praktische Ausbildung erfolgt derzeit überwiegend nach dem Prinzip „Learning by doing“, das 
durch Fortbildungskurse und Anleitungen ergänzt wird. Zwar gibt es universitäre Ausbildungsgän-
ge mit mehr oder weniger großen Anteilen von Praktika, die in Bildungseinrichtungen absolviert 
werden, für eine wirksame und auf die aktuellen Anforderungen gegenüber im Weiterbildungsbe-
reich ausgerichtete Tätigkeit bereiten sie aber nur ungenügend vor. 
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Die Tätigkeiten in der Weiterbildung sind nach wie vor zentriert in der Lehre, neben diesem 
(mikrodidaktischen) Kern sind vielfältige weitere Anforderungen des Managements, der Pro-
grammplanung, der Beratung und der neuen Medien getreten. Im Kernbereich der Lehre sind vor 
allem zwei Probleme zu konstatieren, deren Beseitigung eine Grundvoraussetzung für die erfolg-
reiche Realisierung lebenslangen Lernens ist: 
 
• Vermittlungsproblem: Erhöhtes Bildungsniveau, neue Lern- und Wahrnehmungsformen und 
erweiterte Möglichkeiten des selbstgesteuerten Lernens werfen grundsätzlich die Frage auf, 
mit welchen Methoden und Sozialformen zukünftig Inhalte am effektivsten und effizientesten an 
die Lernenden weitergegeben werden können.  
• Transferproblem: Ein wirksamer und nachhaltiger Transfer des Gelernten in den Alltag ist oft 
schon in der Weiterbildung selbst angelegt, indem Lernprozesse zum Teil nicht zu Ende ge-
führt werden und die Phase der Reflexion über den Lernprozess selbst und die damit verbun-
dene Einsicht in seinen Sinn und Wert dem Zeitdruck geopfert wird. 
 
Um diese Probleme zu lösen, muss die Ausbildung von Lehrenden und ihre berufsbegleitende 
eigene Fortbildung auf den drei Dimensionen der Lehrkompetenz erweitert und intensiviert werden: 
 
• didaktisch-methodische Kompetenz: Sie befähigt dazu, Inhalte didaktisch aufzubereiten, Ziele 
zu formulieren und den Unterricht unter Einsatz entsprechender Methoden und Medien adres-
saten-, inhalts- und zieladäquat zu planen und durchzuführen. Im Lehr- und Lerngeschehen ist 
das Verhältnis zwischen Lehrenden und Lernenden neu zu definieren, der Lehrende muss zum 
Partner im Lernprozess werden, diesen organisieren und moderieren und den Lernenden zu-
nehmend zu eigenverantwortlichem Lernen führen.  
• Sozialkompetenz: Sie erweist sich in der Fähigkeit, die jeweils passenden sozialen Lern-
arrangements (z.B. Einzel- oder Gruppenarbeit) herzustellen, zu begleiten und bei negativen 
Entwicklungen entsprechend zu reagieren. Die Lehrenden haben sich zwar als zuständig zu 
erweisen, jedoch nicht die ausschließliche Verantwortung für den Lernprozess des Einzelnen 
zu übernehmen. 
• Persönliche Kompetenz: Sie besteht in einem persönlichen Profil, das einerseits Authentizität 
ausstrahlt, andererseits aber auch bereit ist, sich selbst zu evaluieren, immer wieder am eige-
nen Profil zu arbeiten und Kritik zu Gunsten der Lernenden umzusetzen.  
 
Die veränderte Rolle der Lehrenden gegenüber den Lernenden erfordert in einem noch höheren 
Maß als bisher die Kompetenz zu Selbstreflexion und Selbstevaluation.  
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Neben diese „klassischen“ Kompetenzen von Lehrenden treten im Bereich der Weiterbildung und 
speziell des lebenslangen Lernens weitere vier Kompetenzen, die in der Hochschulausbildung 
noch nicht systematisch vermittelt werden: 
 
• Managementkompetenz: Die Relevanz von Management nimmt zu; zum Management gehören 
Marketing, Öffentlichkeitsarbeit, Führung, Organisation, Finanzen etc. 
• Planungskompetenz: Der Planungsaufwand für adressatenorientierte Vermittlung erweitert sich 
um die Verbindung von selbstorganisierten Lernprozessen und institutionellen Lehrangeboten 
als vernetztes Planungshandeln, das insbesondere im Zuge einer „Modularisierung“ an Bedeu-
tung gewinnt. 
• Medienkompetenz: Je mehr Lernende im virtuellen Raum auf vorfabrizierte und interaktive Me-
dienangebote zurückgreifen, desto mehr wird die Kompetenz und Aktivität von Lehrenden in 
der Produktion, Beurteilung und Handhabung von medialen Angeboten gefragt sein.  
• Beratungskompetenz: Die personenbezogene Beratung wird sich ausdifferenzieren und die in 
einer Region vorhandenen Netzwerkstrukturen mit in das eigene Angebot einbeziehen müs-
sen. Nicht mehr nur eigenes Lehren, sondern Zuständigkeit für verteilte Lernangebote ist ge-
fragt. 
 
„Alte“ und „neue“ Kompetenzen der Lehrenden sind in den unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern der 
Weiterbildung in unterschiedlicher Intensität gefragt. Dabei sind - je nach Arbeitsplatz, Betrieb, 
Funktion und Ziel - unterschiedliche Kombinationen denkbar. Die wissenschaftliche und praktische 
Ausbildung der in der Weiterbildung Tätigen sollte weiterentwickelt und ausgebaut werden in Rich-
tung der skizzierten Kompetenzen. 
 
Für die wissenschaftliche Qualifizierung der in der Weiterbildung Tätigen bedeutet das Reformen 
in zweierlei Hinsicht: 
 
• Im Rahmen grundständiger Studiengänge ist ein Schwerpunkt auf die veränderten Anforde-
rungen an die Professionalität in der Weiterbildung zu legen. Sie haben auf Beratung, Planung, 
Management, aber auch auf Lehre und didaktisches Handeln hin zu qualifizieren und dabei 
mediales und fachliches Können zu vermitteln. Anteile von „Bezugsdisziplinen“ wie Psycholo-
gie, Soziologie, Betriebswirtschaft etc. können als Studiengangsanteile integriert oder in Form 
entsprechender Fächerkombinationen realisiert werden. Abschlüsse mit Diplom sowie erweiter-
te Möglichkeiten konsekutiver Studiengänge (Bachelor, Master) sind denkbar.  
• Bestehende Angebote von Zusatzstudiengängen sind auf weitere Kompetenzfelder hin auszu-
bauen. Die Teilnahme an ihnen sollte berufsbegleitend (z.B. als Fernstudium) und mit unter-
schiedlichen Fächerschwerpunkten möglich sein (z.B. Schwerpunkt Lehre, Schwerpunkt Ma-
nagement o.ä.) und verwertbare Abschlüsse anbieten.  
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Die wissenschaftliche Qualifizierung sollte ergänzt werden durch eine berufspraktische Aus- und 
Fortbildung, die systematischer, transparenter und qualitativ gesicherter sein sollte als bisher. Da-
zu sind auch die Fortbildungsangebote der Weiterbildungsverbände und Trägerorganisationen 
weiterzuentwickeln. Besonderes Gewicht sollte dabei den Bereichen Lehre, Management, Pla-
nung, mediale Produktion und Beratung zukommen.  
 
 
6. Die Rolle der Hochschulen im lebenslangen Lernen 
 
Da immer mehr angewandtes und anzueignendes Wissen auf Wissenschaft fußt, kommt den 
Hochschulen beim lebenslangen Lernen eine besondere Bedeutung zu. Trotz programmatischer 
Vorarbeiten von bildungs- bzw. wissenschaftspolitischen Gremien (Deutscher Ausschuss für das 
Erziehungs- und Bildungswesen 1960; Wissenschaftsrat 1983; Konzertierte Aktion Weiterbildung 
1996) haben die Hochschulen in der Vergangenheit nur einen marginalen Beitrag zur Weiterbil-
dung erbracht. Das humboldtsche Selbstverständnis der deutschen Hochschulen klammerte aus 
der „Einheit von Forschung und Lehre“ die Weiterbildung aus. Die Weiterentwicklung des Wissens 
ihrer eigenen Angehörigen oder ihrer Absolventen überließ sie Kongressen von Fachgesellschaf-
ten und zwischenuniversitärer Kommunikation, an denen ihre Angehörigen je nach dem, wie der 
esprit de corps in den einzelnen Hochschulen war, teilnahmen.  
 
Ob die neuerdings beobachtbare Tendenz von Länderhochschulgesetzen, die „almas matres“ hin-
sichtlich der Weiterbildungsaufgabe in die Pflicht zu nehmen, sehr viel Früchte trägt, wird man ab-
warten müssen. Unter den Bedingungen eines hohen Studentenaufkommens und restriktiver 
Haushaltspolitik scheinen die Spielräume der Hochschulen für zusätzliche Leistungsangebote in 
der Weiterbildung begrenzt. Sie bleibt bis heute - in der Regel gegen ein „Zubrot“ - einzelnen 
Hochschulangehörigen überlassen. Diese kommen ihr überwiegend bei Veranstaltern außerhalb 
der Hochschulen, in Kooperationsveranstaltungen mit Verwaltung und Wirtschaft sowie zuneh-
mend in vielerorts gegründeten Weiterbildungsinstituten „an“ Hochschulen nach. 
 
Die Universitäten öffnen sich zögernder als die Fachhochschulen, wenn es darum geht, Chancen 
zu eröffnen, zuvor Erfahrenes zu erneuern und einmal Erlerntes aufzufrischen. Insofern schöpfen 
die  Hochschulen  ihre Potentiale im  Bereich lebenslangen  Lernens noch  keineswegs  aus. Eine 
Übernahme gesellschaftlicher Servicefunktionen für Weiterbildung findet in den Hochschulen bis-
her keine breite Akzeptanz. Es mangelt auch an hochschuldidaktischen Verfahren, die Erstausbil-
dung und Weiterbildung so aufeinander beziehen, dass Ausbildungserfolg an Hochschulen zu wei-
terbildenden Aktivitäten motivieren würde. Zudem fehlt den Hochschulen eine exakte Positionie-
rung im Bereich der kooperativen Weiterbildung, und es gibt allenfalls regionale Abstimmungen. 
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Selbst zwischen den Hochschulen mangelt es an Koordination und Kommunikation in Bezug auf 
lebenslanges Lernen. Neben einem zu begrenzten und oft unattraktiven Angebot sind auch die 
äußeren Rahmenbedingungen an Hochschulen oftmals nicht günstig: Die Atmosphäre (Räumlich-
keiten, Sauberkeit, Umgangsformen etc.) wirkt auf bereits im Beruf Befindliche bisweilen abschre-
ckend.  
 
Hochschulen haben tagtäglich Qualifikationsaufträge und Bildungsansprüche miteinander in Be-
ziehung zu setzen, und Wissenschaft wie Didaktik, neue Forschungsergebnisse und langvertraute 
Kenntnisse vernetzt zu präsentieren. Dabei setzt ihr Beitrag zu lebenslangem Lernen - verstanden 
als kontinuierliche Auseinandersetzung mit wissenschaftlichen Erkenntnissen - ein. Schon die 
Lernprozesse in der Hochschule sind so zu organisieren, dass sie Lernenergien bei den Studie-
renden freisetzen durch: 
 
• differenzierte „Einlese“ in die Studiengänge über Orientierungsmaßnahmen schon in der Kol-
legstufe und individuelle Studienberatung bis hin zu einem Studienplan, dessen Effizienz in den 
ersten Semestern durch intensive kontinuierliche Begleitung evaluiert wird; 
• studienbegleitende Zertifizierung des Studienerfolgs; 
• Anregungen zu vielgestaltigem selbsttätigen Erarbeiten und auffindendem Lernen. 
 
Erfahren Studierende eine weitgehende Übereinstimmung ihrer eigenen Interessen mit den Zielen 
des Studiums, erlangen Hochschulen für das lebenslange Lernen Gewicht, weil sie sowohl syste-
matischen Kenntniserwerb als auch Informationsverarbeitung und Wissenschaftstransfer sowie 
Qualifikations-, Kompetenz- und Fertigkeitsfortschreibung ermöglichen. Je positiver die Erlebnisla-
ge vieler Studierender gegenüber ihrer Erstausbildung geprägt wird, um so bereitwilliger werden 
sie als Weiterbildungsnachfrager auf das Angebot der Hochschulen eingehen. 
 
Entsprechend gestaltete Weiterbildungsleistungen der Hochschulen werden exzellent und profiliert 
auf den entsprechenden „Märkten“ hervorstechen. Von einer bloßen „Verlagerung“ einzelner Teil-
fächer oder Vertiefungsbereiche aus Studiengängen in die Weiterbildung ist das nicht zu erwarten. 
Vielmehr sollte die Lehre ihr umfassendes Profil behalten, um so für spätere Epochen der Bil-
dungsbiographie Neugier auf Weiterbildung zu wecken und zu erhalten. Dies kann dadurch ver-
stärkt werden, dass Hochschulen stärker problembezogene Module wissenschaftlicher Weiterbil-
dung und Kontaktstudienangebote präsentieren, die an die Erstausbildung anschließen. Auch an 
die Erstausbildung rückgekoppelte Angebote des Fernstudiums könnten hier eine fruchtbare Funk-
tion haben. 
 
In vielen Hochschulen bleibt die Bereitschaft noch zu wecken, sich der Weiterbildung als dritter 
Aufgabe neben Erstausbildung und Forschung zu stellen. Die Einbindung der Hochschulen in die 
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Angebote für lebenslanges Lernen verlangt eine Reihe von Veränderungen in ihrer Struktur und in 
ihren Regularien: 
• Im Hinblick auf berufsbezogene wissenschaftliche Weiterbildung werden von einem Zer-
tifizierungspass (vgl. Expertise zum Thema Zertifizierung), von modularisiert gestalteten Lehr-
angeboten, von „Credit-Point“-Systemen und von einer europaweiten Anrechnung von Studien-
leistungen nachhaltige Verbesserungen erwartet. 
• Die äußeren Rahmenbedingungen an Hochschulen können auf Standards gebracht werden, 
von denen sich schon im Beruf befindliche Absolventen angezogen fühlen, wenn Akademien 
oder „An-Institute“ Weiterbildungsaufgaben wahrnehmen. Sie bieten in Kooperation mit Part-
nern aus Wirtschaft und Verwaltung und mit Weiterbildungsträgern eine Tagesstätten ähnliche 
Atmosphäre. Zugleich dienen sie als „Schnittstellen“ für Kooperation und Koordination unter den 
Hochschulen beim lebenslangen Lernen und als regionale Dienstleistungszentren zum Wis-
sens- und Technologietransfer. 
• Eine Erweiterung der „Lehre“ um modularisierte Kontakt-, Ergänzungs-, Aufbau- und Vertie-
fungsstudien geht Hand in Hand mit der Positionierung von Hochschulen auf ihren regionalen 
Weiterbildungs-„Märkten“ durch aktuelle wissenschaftliche Orientierungsveranstaltungen, exzel-
lente Kurse und eine weite Palette von Maßnahmen, die u. a. auch zur Erzielung von Einnah-
men führen. 
• Weiterbildungsleistungen sollten im Rahmen der Lehrverpflichtung des Hochschulpersonals 
wahrgenommen werden, oder es sollte eine marktgerechte Honorierung aus erzielten Einnah-
men erfolgen.  
• Besonders innovations- und forschungsintensive Hochschulsegmente sollten für besonders 
befähigte Interessenten, auch aus der Berufspraxis, geöffnet werden. 
• Kontinuierliche Weiterbildung sollte für das Hochschulpersonal als Anspruch und Chance in die 
Aufgabendefinitionen aufgenommen werden. 
• Um Hochschulen als Lernorte in jeder Phase des Lebenslaufs zugänglich zu machen, sollten 
digitale Medien und Fernstudienelementen verstärkt eingesetzt werden. 
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Anhang mit Einzelexpertisen 
 
Martin Baethge 
 
Paradigmenwechsel in der beruflichen Weiterbildung 
 
1. Ausgangspunkt: neue Wettbewerbsbedingungen und Weiterbildung 
Die folgenden Überlegungen beziehen sich auf die berufliche Weiterbildung/ lebenslanges Lernen 
und reflektieren vor allem Erfahrungen, die wir im Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen 
(SOFI) im letzten Jahrzehnt bei unserer empirischen Forschung in Betrieben und erwerbwirtschaft-
lichen Organisationen im nationalen wie im internationalen Rahmen gemacht haben. Die im Fol-
genden vorgenommene Konzentration auf berufliches Lernen im Erwachsenenalter besagt nicht, 
dass die nicht-beruflichen Felder für eine autonome Lebensgestaltung nicht gleich wichtig für die 
Aufgabenstellung der Expertengruppe „Lernen – ein Leben lang“ des Forum Bildung wären. Unter 
Umständen müsste man diese sogar gegenüber der beruflichen Weiterbildung besonders ge-
wichten, um sie nicht untergehen zu lassen. Auch wenn es seit langem in den einschlägigen Ex-
pertendebatten Konsens ist, dass sich ohnehin klare Abgrenzungen zwischen allgemeiner, politi-
scher und beruflicher Bildung immer weniger ziehen lassen, hat die berufliche Weiterbildung in den 
beiden letzten Jahrzehnten noch einmal an Gewicht gewonnen. Ich bin zugleich davon überzeugt, 
dass sich die grundlegenden Probleme eines lebenslangen Lernens aus der Perspektive der beruf-
lichen Weiterbildung in groben Zügen auch in ihren allgemeinen Dimensionen gut skizzieren las-
sen. 
 
Die veränderten weltwirtschaftlichen Bedingungen und der verstärkte Strukturwandel - Stichworte: 
neue Qualität der Globalisierung, beschleunigte Innovationsdynamik, zunehmende Verlagerung 
von Wertschöpfung und Beschäftigung zum Dienstleistungssektor, forcierte Informatisierung und 
Vernetzung von Arbeits- und Austauschprozessen - haben in den 90er Jahren die Betriebe vor 
Herausforderungen gestellt, die sie mit einer grundlegenden Reorganisation der betrieblichen Ab-
läufe und Handlungskoordination, mit einem Umbau ihres Produktionsmodells, beantwortet haben. 
Die Richtung dieses (noch nicht abgeschlossenen) Wandels lässt sich als Weg von einer funkti-
ons- und berufsbezogenen zu einer prozessorientierten Betriebs- und Arbeitsorganisation be-
schreiben. Seine Folgen für die berufliche und betriebliche Weiterbildung sind gravierend. 
 
Das spezifisch Neue von prozessorientierter Weiterbildung gegenüber früheren Zeiten (60er und 
70er Jahre) scheint mir darin zu liegen, dass sich aufgrund der Beschleunigung des Wissensver-
schleißes der Zwang zur Kontinuität und Permanenz sowohl des individuellen als auch betriebli-
chen Weiterbildungsbemühens erhöht und aufgrund zunehmender Unsicherheit und Unkalkulier-
barkeit der Entwicklung auf den Produkt- und Arbeitsmärkten die Ziel- und Adressatengenauigkeit 
institutioneller Weiterbildungsangebote tendenziell abgenommen hat.  
 
Die Unsicherheit in der Weiterbildung hat sich erhöht. Selbst in Zeiten beträchtlichen sektoralen 
und beruflichen Strukturwandels in den 60er und 70er Jahren hatte man noch relativ gute An-
haltspunkte für Berufs- und Tätigkeitsfelder, auf die hin man Fortbildungs- und Um-
schulungsangebote konzipieren und feilbieten konnte, und hat dieses auch durchaus mit Erfolg 
getan (vgl. Baethge u. a. 1976). Von dieser Situation ist man immer mehr entfernt; die herkömmli-
chen Qualifikationsparameter sind in Turbulenzen geraten (vgl. Bullinger u. a. 2000). 
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2. Zum Hintergrund: neue Marktkonstellationen, Produktionsmodelle und die Flexibilisie-
rung von Anforderungsprofilen 
Den Hintergrund für diese Entwicklung bilden gravierende ökonomische Veränderungen, welche 
das deutsche Arbeits- und Produktionsmodell herausfordert und verändert haben. 
 
Das deutsche Produktionsmodell zeichnete sich in der Vergangenheit dadurch aus, dass es hoch-
gradig auf Qualitätsproduktion und auf interne Arbeitsmärkte, Personalentwicklung und Qualifizie-
rung abgestellt hatte. Dies galt und gilt zum Teil heute noch -, selbst für Bereiche der tayloristi-
schen Massenproduktion. Die deutsche Industrie hat sehr früh, insbesondere aber in den 70er und 
80er Jahren mehr auf Qualitäts- als auf Preiskonkurrenz gesetzt. Nicht umsonst hat man für das 
deutsche Produktionsmodell den Begriff der „diversifizierten Qualitätsproduktion“ (vgl. Sorge & 
Streeck, 1988; Streeck & Matzner, 1991) geprägt. 
Mit dem skizzierten Produktivitäts- und Innovationskonzept ging eine eindeutige Präferenz für un-
ternehmensinterne Lösungen einher - sowohl bezogen auf die Sicherstellung der erforderlichen 
Qualifikation der Arbeitskräfte als auch in Bezug auf die Generierung neuer Lösungen für die Pro-
duktentwicklung, die in eigenständigen Forschungs- und Entwicklungsabteilungen fernab der Pro-
duktion konzentriert waren. Die interne Qualifizierung und Wissensproduktion hatte Vorrang vor 
der externen, ebenso der interne Arbeitsmarkt vor dem externen. Übermäßig große Experimentier-
freude im Organisatorischen und im Technischen ist im Rahmen eines solchen Produktionsmo-
dells nicht zu erwarten. Die Betriebe machten allenfalls vorsichtige Schritte in Richtung auf größere 
Integration von Aufgaben. 
 
Mit Ende der 80er Jahre treten die Schwächen dieses Produktionsmodells im Bereich der Innova-
tionsfähigkeit deutlich zu Tage: Mangelnde Berücksichtigung von Kundenbedürfnissen und Zu-
rückbleiben im Tempo von Neuentwicklungen hinter etwa der japanischen Konkurrenz sind immer 
wieder monierte Schwachstellen. 
 
Um im neuen globalen Wettbewerb bestehen zu können, versuchen seither die Unternehmen, jetzt 
gleichzeitig hohe Qualität, größere Kundennähe, schnellere Innovation und eine günstigere Preis-
gestaltung zu erreichen. Dieses gleichsam „magische Viereck“ versucht das Management über 
einen Wandel in der Steuerung der betrieblichen Abläufe durch eine zunehmende Prozessorientie-
rung in die Wirklichkeit umzusetzen. Ihr Hauptmittel ist eine radikale Flexibilisierung der Strukturen: 
durch situationsspezifisch eingesetzte Out- und Insourcingprozesse, durch Dezentralisierung und 
Schaffung multifunktionaler Einheiten (Profitcenter), durch Stärkung querfunktionaler Kooperation 
und Auflockerung berufstypischer Aufgabenprofile. 
 
Im Zuge einer konsequenten Dezentralisierung von Aufgaben und Verantwortung wachsen die 
Anforderungen an Selbständigkeit, Selbstorganisation und Koordinierungs- und Kommunikations-
fähigkeit erheblich (vgl. Schumann & Gerst, 1996; Gerst, 1998). Die Flexibilisierung der Arbeits-
zeitmodelle, die sich mittlerweile in einem Großteil der Betriebe durchgesetzt hat, tut ein übriges. 
Man hat die erweiterten Dispositionsspielräume in der Arbeitsorganisation, die erhöhte Verantwor-
tung in der Produktqualität, das gestiegene Maß an Selbstorganisation in der Gestaltung von Ar-
beitsgruppen und die größere Verantwortung für die Verausgabung der eigenen Arbeitskraft und 
die eigene Arbeitsbiographie als Heraufkommen eines neuen strukturellen Typus von Arbeitskraft, 
den „Arbeitskraftunternehmer“ gedeutet, der die bisher dominierende Form des „verberuflichten 
Arbeitnehmers“ ablöst (Voß & Pongratz, 1998). Es entspricht der Logik dieser Kategorie, die erfor-
derlichen Qualifizierungsaufwendungen auch in die Initiative und Verantwortung der Beschäftigten 
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selbst zu legen. Die Praxis vieler Betriebe, stärker als in der Vergangenheit die materiellen und 
zeitlichen Kosten für Weiterbildung zu privatisieren (Stahl, 1997), könnte hierin mit begründet sein. 
 
Wieweit und für welche Beschäftigtengruppen Charakterisierungen wie die von Voß & Pongratz 
heute tatsächlich zutreffen2, ist eine offene Frage. Aber selbst wenn man nicht so weit geht, einen 
neuen Sozialcharakter zu konstituieren, sind die Ansatzpunkte für neue Anforderungsprofile un-
übersehbar, bei denen praktische Erfahrungen jetzt nicht vorrangig auf der Ebene der Durchfüh-
rung konkreter Arbeitsaufgaben, sondern des individuellen und sozialen (gruppenbezogenen) Ar-
beitsmanagements und der Integration in wechselnde Arbeitsumgebungen eine hohe Bedeutung 
bekommen. Es sind nicht zuletzt diese Anforderungsprofile, die in vielen Unternehmen und Betrie-
ben - gleichsam als Gegenbewegung zur beobachtbaren Privatisierung von Qualifizierungsauf-
wänden - die Einführung von Qualitätszirkeln, Teamsitzungen und anderes bewirkt haben. 
 
Sowohl die sich verstärkende Unkalkulierbarkeit von Marktentwicklungen und des von ihnen ab-
hängigen Qualifikationsbedarfs als auch das neue Kostenmanagement und die Verringerung der 
Fertigungstiefe führen zu einer Veränderung der betrieblichen Rekrutierungs- und Personalent-
wicklungsstrategien, deren Ziel eine Flexibilisierung der Belegschaft ohne Leistungseinbußen ist. 
Unsere eigenen Untersuchungen (vgl. Baethge et al., 1998) wie auch Daten des IAB deuten an, 
dass es zu einer Verringerung der Stammbelegschaften (selbst in den qualifizierten und hochquali-
fizierten Segmenten) kommt, dass Betriebe - insbesondere für Spezialqualifikationen und als Ma-
növriermasse bzw. Flexibilitätspotential - verstärkt auf externe Angebote zurückgreifen und die 
entsprechenden Arbeitskräftegruppen mit befristeten Arbeitsverträgen einstellen. 
 
Über das Ausmaß der Belegschaftsflexibilisierung wissen wir wenig. Bei aller Unsicherheit ist das 
Faktum selbst freilich nicht wegzudiskutieren, und dieses bringt eine Tendenz der Lockerung des 
internen human resource management, einschließlich traditioneller Karrieremuster, mit sich, die für 
berufliche und betriebliche Weiterbildung folgenreich ist. 
 
Für sie könnte dies heißen, dass sie weniger Funktion in der fachlichen, in der aufstiegs- und kar-
rierebezogenen Weiterbildung und mehr Aufgaben in der sozialen Integration und Prozessunter-
stützung bekommt. Je mehr externes fachliches Wissen eingekauft wird, desto stärker werden die 
Anforderungen an Integration und Kommunikation, die Weiterbildung und Betriebsorganisation zu 
erfüllen haben. Hinzu kommt, dass die steigende Komplexität von Aufgaben nur mit Mitarbeitern 
bewältigt werden kann, die sich mit ihren Aufgaben persönlich identifizieren.  
 
 
3. Prozessorientierte Weiterbildung: neue Anforderungen an Organisation und individuel-
les Verhalten 
 
Beide Tendenzen der Weiterbildung, „zunehmende Notwendigkeit permanenten Lernens“ (Achten-
hagen/ Lempert 2000, S. 7) und Planungsunsicherheit gegenüber Weiterbildungsgegenständen 
und –inhalten haben weitreichende Folgen für die Gestaltung von Weiterbildungsprozessen und für 
das individuelle Weiterbildungsverhalten. 
 
                                                 
2 Kern & Schumann (1998) sehen neuerdings eine starke Gegentendenz gegen die von ihnen in den 
80er Jahren konstatierte Entwicklung zur Reprofessionalisierung in der Industriearbeit; ähnlich D’Alessio & 
Oberbeck, 1998. 
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Eine prozessorientierte Weiterbildung ist noch keineswegs Realität in den Betrieben. Es deutet 
sich aber dort, wo mit ihr Ernst gemacht wird, ein Wandel an, dessen Richtung durch die Übersicht 
1 angegeben ist: Der neue Typ von Weiterbildung verstärkt die Verschränkung zwischen Erstaus-
bildung und Weiterbildung, versucht, arbeitsintegriertes Lernen systematisch auszubauen bzw. 
einzubeziehen und definiert damit die Rollen des Weiterbildungspersonals verstärkt in Richtung 
auf Moderation und Beratung neu. In Übersicht 1 (entnommen aus Baethge/ Schiersmann 2000) 
sind die wesentlichen Dimensionen des Wandels abgebildet. 
 
 
 
 Übersicht 1: Von einer berufs-/funktionsbezogenen zu einer prozeßorientierten  
beruflichen Weiterbildung 
Handlungsebene Dimensionen 
Berufs- und  
funktionsbeszogene  
Weiterbildung 
Prozeßorientierte  
Weiterbildung 
Pädagogisch- 
konzeptionelle   
Ebene 
Lernziele und Lerninhalte Verbesserung der  
Qualifikation 
Kompetenzentwicklung; 
Vermittlung fachbezogener  
Kenntnisse/ Fertigkeiten 
neben fachbezogenen  
Inhalten verstärkte Ein- 
beziehung sozial- 
kommunikativer und selbst- 
reflexiver Inhalte 
Verhältnis von Erst- 
ausbildung und Weiter- 
bildung 
Klare Trennung von  
Erstausbildung und  
Weiterbildung 
Zunehmende Ver- 
schränkung von Erst- 
ausbildung und Weiter- 
bildung 
Lernarrangements Kurse und Seminare arbeitsbezogenes bzw.  
arbeitsintegriertes Lernen 
selbstorganisiertes Lernen 
Einbezug neuer Medien 
Institutionelle  
Ebene 
Bezugsrahmen für  
Bedarfsdefinition und  
Planungsmodus 
mittel- und langfristiger  
Wandel der Berufs-,  
Branchen-, Sektor-struktur 
kurzfristige Prozeßanfor- 
derungen (auf Basis von  
Marktdynamik und betrieb- 
lichen Organisationsver- 
änderungen) 
Institutionelle (mittel- 
fristige) Programm-planung 
kooperative (situations- 
bezogene) Angebots- 
entwicklung 
Aufgabenschwerpunkte Vermittlung von Inhalten neben Inhaltsvermittlung:  
Beratung, Management 
Rolle/Funktion des  
Personals 
Trainer, Dozent,  
Organisator 
Moderator, Berater,  
Prozeßgestalter 
Struktur der Organisation klassische hierarchische  
Organisationsstruktur der  
Einzelorganisation 
Vernetzung/Kooperation  
zwischen Organisationen 
Zertifizierung nach Fortbildungs- 
ordnungen und Teil- 
nahmebestätigungen 
zusätzlich: ungelöstes  
Problem der Zertifizierung  
selbstorganisierter und  
arbeitsintegrierter  
Lernprozesse 
Qualitätssicherung kursbezogene Evaluation prozeßbezogenes  
Qualitätsmanagement 
Finanzierung vorherrschen institutioneller  
Finanzierung (AFG,  
Betriebe) 
Tendenz zur Privatisierung  
der Weiterbildungskosten  
führt zur Notwendigkeit  
einer gesetzlich  
verankerten Neufundie- 
rung von Weiterbildungs- 
ansprüchen und -finan- 
zierung 
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Auf der Ebene des individuellen Weiterbildungsverhaltens sind vor allem drei Punkte von Bedeu-
tung: 
 
♦ Weiterbildungsplanung und -steuerung wird als Anforderung zunehmend und unabdingbar sub-
jektiviert, d. h. ob man es schön findet oder nicht: der neue Typ von Weiterbildung gelingt letzt-
endlich befriedigend nur dort, wo die Individuen (Erwerbspersonen) zu eigenständiger Planung 
und Organisation ihrer Weiterbildung bereit und fähig sind. Selbstverantwortung und Selbstor-
ganisation sind insofern nicht nur Schlagworte. Diese Feststellung entlässt die Organisationen 
der Erwerbsarbeit und die Institutionen der Weiterbildungssteuerung nicht aus ihrer Verantwor-
tung für die Bereitstellung von Angeboten und Ressourcen, definiert aber das Verhältnis von 
Individuen und Organisation neu.(Ohne zu starke Stilisierung der Vergangenheit wird man sa-
gen können, dass früher die anlassbezogene Reaktion auf offenkundig werdende Qualifikati-
onsdefizite, z. B. Entwertung eines Berufs durch technologischen und strukturellen Wandel 
ausreichte, während heute permanente Aufmerksamkeit, Antizipation und Veränderungsbereit-
schaft nötig sind.) 
 
♦ Weiterbildung wird damit zum integralen Bestandteil der Biographie und Biographieplanung, 
nicht nur im Sinne der nach wie vor relevanten Karriereplanung, sondern im Sinne von Be-
schäftigungssicherung, Statuserhalt und autonomer Lebensgestaltung. (Sicherlich war dies bis 
zu einem gewissen Grade auch früher der Fall, aber nicht so ubiquitär, nicht unter so starker 
zeitlicher Bindung und nicht so schwer korrigierbar im Fall von Versäumnissen wie heute.) 
 
♦ Weiterbildung wird zunehmend reflexiv in dem Sinne, dass den vorgenannten Anforderungen 
an Weiterbildungsverhalten am ehesten entsprochen werden kann, wenn das Individuum sich 
ständig mit seiner beruflichen Umwelt auseinandersetzt, seine berufliche Situation reflektiert 
und sein eigenes Wissen und seine Kompetenz an der Entwicklung von Anforderungen seiner 
beruflichen Umwelt überprüft. 
 
 
 
4. Probleme und Regulationserfordernisse des neuen Weiterbildungsparadigmas 
Man kann die skizzierten Entwicklungen perspektivisch als Paradigmenwechsel in der Weiterbil-
dung von einer stärker angebots- zu einer stärker nachfrageorientierten oder von einer eher institu-
tionenbasierten zu einer prozessorientierten beruflichen Weiterbildung interpretieren. Diese Klassi-
fizierung heißt nicht, dass jetzt nur noch das Individuum,  die betriebliche Praxis oder der Arbeits-
prozess Bedeutung hätten, Institutionen der beruflichen Weiterbildung abgemeldet wären. Die 
Klassifizierung definiert nur das Verhältnis zwischen Individuen und Institutionen und zwischen 
Organisationen der Erwerbsarbeit (Betrieben) und beruflichen Weiterbildungseinrichtungen neu: 
Die Abläufe in Erwerbsarbeit und in Qualifizierung müssen enger aufeinander bezogen sein; Ler-
nen im unmittelbaren Zusammenhang von Arbeit wird immer wichtiger, (betriebs-)interne Personal- 
und Qualifizierungsplanung und externe Weiterbildungsplanung sind auf der Ebene von Unter-
nehmen, ggf. Branchen und Regionen stärker aufeinander abzustimmen, wenn Leerlauf, Zeit- und 
Ressourcenvergeudung vermieden werden sollen. 
 
Zunehmende Selbststeuerung und -organisation von beruflicher Weiterbildung, zunehmende Pro-
zessorientierung und auch Informalisierung haben Voraussetzungen und bergen Gefahren. Letzte-
re sind am ehesten zu bändigen, wenn man erstere schafft. Ich will an einigen Beispielen den Zu-
sammenhang von Gefährdungen und Voraussetzungen sichtbar machen: 
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- Selbststeuerung und -organisation (und nicht formalisierte Lernprozesse) setzen sowohl eine 
hohe Lern- und Lernorganisationskompetenz voraus, die man in den allgemeinbildenden 
Schulen und der beruflichen Erstausbildung erworben haben muss, als auch Transparenz über 
Weiterbildungsmöglichkeiten und -ressourcen. Ist das eine oder das andere oder – wie in vie-
len Fällen heute – beides nicht gegeben, dann droht der Paradigmenwechsel zu einer mögli-
cherweise noch stärkeren Privilegierung der ohnehin privilegierten Beschäftigtengruppen zu 
führen als in der Vergangenheit. 
 
- Prozessorientierte und/oder arbeitsintegrierte Weiterbildung – dies zeigt die Erfahrung mit dem 
Verhältnis von betrieblicher und nach AfG geförderter Weiterbildung in den 80er Jahren – ten-
diert dazu, die Beschäftigten der stabilen Mittel- und Großbetriebe zu begünstigen, Arbeitslose 
und Personen in unterwertigen oder Randbeschäftigungen eher auszugrenzen.  
 
- Prozessorientierte und arbeitsintegrierte Weiterbildung können sehr leicht zu eng nur an die je 
spezifischen Bedarfe eines Betriebs gebunden sein und den hierarchischen Strukturen der je-
weiligen Betriebe folgen. Sollen sie alle Belegschaftsmitglieder einbeziehen und den Beschäf-
tigten eine über den jeweiligen Betrieb hinausreichende Kompetenz vermitteln, so ist eine 
betriebsunabhängige Zertifizierung als Möglichkeit nötig. Diese würde zugleich eine Funktion 
der Qualitätssicherung von Lernprozessen in den Betrieben wahrnehmen. 
 
Der Katalog lässt sich ausweiten. Gesetzt den Fall, der behauptete Paradigmenwechsel ist als sich 
ausbreitende Tendenz halbwegs richtig beschrieben, dann wird aus der Perspektive der berufli-
chen Weiterbildung sichtbar, dass recht weitgehende Voraussetzungen in den Schulen, in der Ar-
beitsmarkt- und Arbeitsförderungspolitik, im Bildungsmanagement und -informationswesen, in der 
institutionellen Kooperation unterschiedlicher Organisationen geschaffen werden müssen, um le-
benslanges Lernen zu einer sozialen und demokratischen Realität werden zu lassen.  
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Stephanie Conein/Ekkehard Nuissl 
 
 
 
„Lernen wollen, können, müssen!“ 
 
Lernmotivation und Lernkompetenz als Voraussetzungen lebenslangen Lernens 
 
 
A. Die Situation 
 
Das Konzept des lebenslangen Lernens ist heute ein durchgängiges und übergreifendes Prinzip. 
In den früheren Konzepten des „lifelong learning“ und „recurrent education / education permanen-
te“ bezog sich das „lebenslang“ weniger auf die Menschen als vielmehr auf die Bildungsangebote; 
sie sollten entzerrt und von der Jugendphase weg über längere Zeiträume „lebenslang“ verteilt 
werden. 
 
Heute richtet sich der Begriff des „lebenslangen Lernens“ gewissermaßen als „Bringschuld“ an die 
Menschen; aus der „Holschuld“, dem Vorhalten eines angemessenen Bildungsangebotes, ist die 
Verpflichtung für die Menschen geworden, ein Leben lang zu lernen. In einem der jüngsten Doku-
mente dazu, im Memorandum der Europäischen Union zum lebenslangen Lernen, wird dies fol-
gendermaßen formuliert. 
 
„Lebenslanges Lernen ist nicht mehr bloß ein Aspekt von Bildung und Berufsbildung, vielmehr 
muss es zum Grundprinzip werden, an dem sich Angebot und Nachfrage in sämtlichen Lernkon-
texten ausrichten. Im kommenden Jahrzehnt müssen wir diese Vision verwirklichen. Alle in Europa 
lebenden Menschen - ohne Ausnahme - sollten gleiche Chancen haben, um sich an die Anforde-
rungen des sozialen und wirtschaftlichen Wandels anzupassen und aktiv an der Gestaltung von 
Europas Zukunft mitzuwirken“ (Memorandum, S. 3). 
 
Hier ist politisch formuliert, was faktisch Anforderung ist: es besteht ein gesellschaftlicher und öko-
nomischer Bedarf daran, dass die Menschen ihr Qualifikationsniveau erhöhen und mit den sich 
rasch verändernden technologischen und strukturellen Gegebenheiten zurecht kommen. Das 
Tempo der Veränderungen sowie die übergreifende Gültigkeit in Beruf, Alter, Familie und Freizeit 
sind gewissermaßen objektive Gegebenheiten, denen sich Individuen in ihrem Verhalten anzupas-
sen haben. Die Frage der Gestaltbarkeit der Veränderungen ist im Zeitalter des globalen Wettbe-
werbs eher eine akademische Frage. 
 
Gegenüber dem postulierten gesellschaftlichen Bedarf treten die Kategorien des individuellen Be-
dürfnisses und Interesses und der individuellen Fähigkeiten eher zurück.  
Aus der konstruktivistischen Pädagogik, welche Lernen beschreibt als „... selbsttätiger, strukturde-
terminierter Prozess der Bedeutungszuschreibung.“ (Siebert, 1999, S. 19) ist jedoch bekannt, dass 
es gerade die individuellen Vorbedingungen des Einzelnen (Wissen, Erfahrungen, Interessen) 
sind, welche über das Stattfinden und den Erfolg eines Lernprozesses entscheiden. Horst Siebert 
(1999, S. 19) zitiert dazu Ernst von Glasersfeld mit der Metapher: „Man kann einen Esel zur Trän-
ke führen, man kann ihn aber nicht zum Trinken zwingen“. Es herrscht daher in der aktuellen pä-
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dagogischen Diskussion Einigkeit darüber, dass eine „Ermöglichungsdidaktik“ grundsätzlich einer 
„Belehrungsdidaktik“ vorzuziehen ist (vgl. Arnold, R., 1993). 
Individuelle Bedürfnisse und Interessen sind ambivalent; zum einen sind die Menschen selbstver-
ständlich daran interessiert, in ihrer sich verändernden Umwelt leben und behaupten zu können. 
Folgerichtig sind etwa das Erlernen von Informationstechnologien und weiterer Sprachen, die neu-
en zusätzlichen Kulturtechniken, auch Teil individueller Bedürfnisse. Andererseits richten sich indi-
viduelle Bedürfnisse auch gegen die immer weiter wachsenden Anforderungen an Lernbereit-
schaft, Lernvermögen und Zuwachs von Wissen und Kompetenzen. Vielfach sind auch die Bedin-
gungen und die Voraussetzungen für die Menschen sowie die persönlichen Kompetenzen so gear-
tet, dass sie den Anforderungen zum dauernden Lernen nicht folgen können. Zu Recht entsteht 
daraus wiederum das gesellschaftliche Problem, dass aus den Anforderungen eine Kluft entsteht, 
große Bevölkerungsteile sozial ausgeschlossen werden (Problem: „social exclusion“). 
 
Das zentrale Bindeglied zwischen gewissermaßen objektivem gesellschaftlichen Bedarf und indivi-
duellen Bedürfnissen bezogen auf die wachsenden Lernanforderungen liegt somit im Willen und 
Vermögen der Individuen, selbst zu lernen. „Lernen können, wollen, dürfen“ (Meyer-Dohm & Nu-
issl, 1997) umschreibt dieses Spannungsfeld, sofern man ein liberales Gesellschaftsmodell und ein 
lernorientiertes Menschenbild zugrunde legt. Angesichts der viel zitierten gesellschaftlichen und 
technischen Veränderungen, denen heutige Individuen in der Transformation der Industriegesell-
schaft zur Informationsgesellschaft unterworfen sind, scheint es passender, diese Trias bezogen 
auf die Notwendigkeit lebenslangen Lernens umzuändern in „Lernen können, wollen, müssen“. 
 
B. Lernmotivation und Lernkompetenz 
B.1 Lernmotivation 
 
Es gibt keine Bildungsmotivation, die nicht komplex ist. Motivation ist immer komplex. Menschen, 
die lernen, haben bereits auf einer ganz elementaren Ebene unterschiedliche und unterschiedlich 
verknüpfte Motive. 
 
Dies ist in der Motivationsforschung bereits seit vielen Jahren bekannt. Unter den zahlreichen Ver-
suchen, die Motive zu klassifizieren, stellt die „Bedürfnispyramide“ von Maslow (1954) den 
berühmtesten Ansatz dar. Diese geht von einer aufsteigenden Reihe aus, an deren Anfang die 
physischen Bedürfnisse (Überlebensbedürfnis, Sicherheitsbedürfnis) und an deren Ende das 
Bedürfnis nach Selbstverwirklichung steht. Wichtiger Grundsatz dabei ist, dass die Befriedigung 
der unteren Bedürfnisse immer die Voraussetzung zur Ausbildung der jeweils nächst höheren 
Stufe darstellt. Die Begriffe „Motiv“ und „Bedürfnis“ sind hier noch nicht streng unterschieden. 
Unter Motiv versteht man nach Heckhausen (1989, S.9) dauerhafte personelle Dispositionen 
(Persönlichkeitsmerkmale) für bestimmte Handlungsziele, beispielsweise „Leistung“, „Macht“, 
„sozialer Anschluss“.  
Die einzelnen Motive gelten als individuell sehr unterschiedlich und insbesondere frühkindlich ge-
prägt. Motive können von Situationsfaktoren angeregt werden. Zumeist erfolgt die Anregung meh-
rerer Motive. Die Verknüpfung mehrerer Motive bezogen auf einen konkreten, auslösenden Situa-
tionsfaktor wird als „Motivation“ bezeichnet. Der Situationsfaktor, welcher eine „Motivation“ be-
gründet, ist keine objektive Größe, sondern wird von den Individuen jeweils subjektiv wahrgenom-
men. 
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In der Weiterbildung haben insbesondere bislang drei Stränge der Motivationsforschung eine Rolle 
gespielt: die Diskussion um intrinsische und extrinsische Motivation, die Diskussion um latente und 
manifeste Motivation sowie die Diskussion um die Dauerhaftigkeit von Motivationen. 
 
Intrinsische und extrinsische Motivation wird unterschiedlich definiert. So heißt es bei Schlottau 
(1994, S. 47), intrinsische Motivation sei „durch eine Sache selbst geweckt (z.B. ein interessantes 
Thema oder eine reizvolle Aufgabe) ...“, während Rheinberg (1995, S. 137) ein Verhalten dann als 
intrinsisch bezeichnet, wenn „es um seiner selbst Willen geschieht, oder weitergefasst: wenn die 
Person aus eigenem Antrieb handelt“. Krapp (1999, 2000) macht in diesem Zusammenhang dar-
auf aufmerksam, dass der Begriff der intrinsischen Motivation eine solche Fülle an konzeptionellen 
Differenzierungen aufweist, dass seine Verwendung mehr Verwirrung stiftet als Ordnung schafft.  
 
Gleiches gilt für den Begriff der extrinsischen Motivation, welcher nach Schlottau (1994, S.47) 
dann zutrifft, wenn eine Motivation „durch eine Belohnung von Außen ... hervorgerufen oder ver-
stärkt wird“. Krapp (1999) versteht hingegen zusätzlich noch unter extrinsisch motiviertem Verhal-
ten solches, dessen Beweggrund außerhalb des eigentlichen Handlungsablaufs liegt und bei dem 
die Handlung nur Mittel zum Zweck ist. Aufgrund der Unterschiede in der Definition fordert Krapp 
(2000), zum einen den Begriff der extrinsischen Motivation anders aufzuschlüsseln; er verweist auf 
die Konzeption von Deci und Ryan (1983, 1991, 1993), welche zwischen einer weitgehend auf 
Fremdbestimmung beruhenden untersten Stufe der extrinsischen Motivation und mehreren folgen-
den Stufen, welche in einem zunehmenden Maße auf Selbstbestimmung beruhen, unterscheiden. 
Zum zweiten spricht Krapp sich dafür aus, die intrinsische Form der Lernmotivation theoretisch 
anders zu verankern und weist in diesem Zusammenhang auf die Interessenforschung hin; als 
Interesse definiert er „... eine besondere, durch bestimmte Merkmale herausgehobene Beziehung 
einer Person zu einem Gegenstand“ (Krapp 2000, S. 57). 
 
Ein anderes Gegensatzpaar spielt auch heute in der Weiterbildung noch eine Rolle: es geht um 
„latente“ und „manifeste“ Motivation. Dieses Begriffspaar erfüllt vor allem einen sehr praktischen 
Sinn, denn latente Motive sind solche, die sich noch nicht konkret artikulieren, während manifeste 
Motive solche sind, die in der Regel bereits auf konkrete Angebote bezogene Bedürfnisstrukturen 
signalisieren. Vor allem die Kenntnisse über latente Motive ermöglichen es, neue Angebote zu 
entwickeln und auch solche Menschen zur Teilnahme zu bewegen, die sonst nicht in organisierten 
Bildungsprozessen auftauchen. Vielfach wird dort auch aufsuchende Bildungsarbeit angesetzt, 
werden Seniorentreffpunkte oder Jugendzentren oder Sportvereine besucht und dort über Bil-
dungsinteressen und Bildungsmotive gesprochen. Dabei wird der Aspekt genutzt, dass Motive 
immer in einem bestimmten Raum-Zeit-Gefüge stehen, mit Aspekten der Lebenssituation vernetzt 
sind (Hoffmann & Kintsch 1996; Seidel 1983). 
 
Der dritte wichtige Motivationsaspekt in derjenige der Belastbarkeit, der Dauerhaftigkeit der Motiva-
tion. Besteht die Motivation weiterhin, wenn der Bildungsprozess teurer wird oder die Lehrkraft 
wechselt? Wenn das Lernen, das anfangs Spaß machte, mühsam und anstrengend wird? Wenn 
die Familie, die anfangs das Lernen unterstützte, zunehmend ihre sozialen Rechte einfordert? Ge-
rade bei längerfristigen Lernprozessen und bei solchen, die stärker aufgrund außengeleiteter Moti-
ve begonnen wurden, spielt die Belastbarkeit unter veränderten Rahmenbedingungen eine wichti-
ge Rolle. Die wichtigsten Ergebnisse zur Dauerhaftigkeit und Belastbarkeit von Motivationen haben 
die Drop-Out-Studien gebracht, die vor allem bezogen auf längerfristige Bildungsangebote (Kurs-
systeme an Volkshochschulen) und mediale Angebote (Fernunterricht) vorgenommen wurden. 
Neueste Ergebnisse der Drop-Out-Forschung weisen auf eine Fülle von Faktoren hin, die - neben 
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objektiven Gründen wie Wohnortwechsel, Berufsveränderung etc. - differenzierte Zusammenhänge 
zwischen Lebenszielen, sozialen Beziehungen, Gruppendynamik,  und Fortführung der Lernpro-
zesse im Bildungsangebot beschreiben (vgl. Lingkost, 1996, Brödel, 1996). 
 
 
B.2 Lernen können 
 
Mit dem „Lernen können“ ist die Kategorie der Lernkompetenz verbunden. Im Gegensatz zum 
Begriff der Motivation ist der Begriff der Lernkompetenz eindeutiger zu definieren als „Merkmal 
eines Individuums, das die Vorhersage seines Erfolgs in Lernsituationen mit bestimmter Wahr-
scheinlichkeit erlaubt“ (Skowronek, 1986, S. 354). Es gibt jedoch generell in der Lehr-Lern-
Forschung wenig allgemeine Aussagen zur Lernkompetenz. Die Ursache dafür ist darin zu sehen, 
dass es sich bei dem Begriff Lernkompetenz um ein Konstrukt handelt, das sich aus vielen ver-
schiedenen Aspekten zusammensetzt, welche gesondert untersucht werden. Beispiele dafür sind 
Forschungen zur Metakognition (Hasselhorn, 2000, Kaiser & Kaiser, 1999) oder zum Wissensma-
nagement (Reinmann-Rothmeier & Mandl, 2000). 
 
Gewöhnlich wird in der Frage der Lernkompetenz zurückgegriffen auf Elemente didaktischer Kate-
gorien. Zu Lernkompetenz werden in der Regel gezählt: 
 
! Einschätzung des eigenen Lernstandes; 
! Beurteilung möglicher Lehrangebote; 
! Reflexion des eigenen Lernweges  
! Organisation von Zeit, Ort und Tempo des eigenen Lernens; 
! Evaluation des Lernergebnisses; 
! Einschätzung der Verwendung des Lernergebnisses. 
 
Wurde früher allgemein angenommen, dass die Lernfähigkeit im Laufe des Lebens allgemein 
nachlasse („Defizit-Modell“) so herrscht heute Einigkeit darüber, dass sich keine Aussagen über 
eine generelle Entwicklung der Lernkompetenz im Erwachsenenalter machen lassen. Lernfähigkeit 
ist eine sehr individuelle Angelegenheit und wird von zahlreichen Faktoren bedingt, die ihre Ursa-
che nicht nur in der Persönlichkeit des Lerners und seiner Ausbildung, sondern auch beispielswei-
se in biologischen oder sozialen Bedingungen, unter denen ein Individuum lebt, haben. 
 
Obwohl sich die derzeitige Forschung zur Lernkompetenz wie erwähnt vorzugsweise noch mit ein-
zelnen Aspekten der Lernkompetenz beschäftigt, gibt es schon allgemeine Erkenntnisse, wie die 
Fähigkeit zum Lernen gefördert werden kann. 
Hoffmann (2000) betrachtet Ergebnisse aus der Kognitions-, Transfer-, Motivations,- und Analogie-
forschung hinsichtlich dieser Frage und stellt zusammenfassend fest, dass folgenden Faktoren 
eine lernkompetenzfördernde Wirkung ausüben: 
„... 
! der Aufbau einer kognitiven Struktur mit möglichst großem Differenziertheitsgrad und eine 
Förderung der metakognitiven Kompetenz ...; 
! der Aufbau von Lernstrategien sowie die Reflexion von Erfahrungen, wenn die Lernstrate-
gien (mehr oder weniger erfolgreich) eingesetzt worden sind; 
! der Einsatz entdeckenlassender Lernphasen in der Intention, einsichtiges Lernen zu er-
möglichen ...; 
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! die Hilfestellung zum Aufbau einer positiven motivationalen Lernbereitschaft v.a. bei miss-
erfolgsmotivierten Lernerinnen und Lernern; 
! eine bestimmte Qualität der Hilfestellung durch die Lehrperson in eigenaktiven Lernphasen 
...“ (Hoffmann, S. 65). 
 
Bei der Frage, wie nun Lernkompetenz vermittelt werden soll, ist zu betonen, dass es nicht um 
eine Entscheidung zwischen der Vermittlung von Lernkompetenz und der Vermittlung von Inhalten 
geht. So weist Roßbach (2000) darauf hin, dass Lernstrategien nicht im inhaltsleeren Raum gelernt 
werden, sondern immer nur in Verbindung mit bestimmten Inhalten. Insofern ist die Forderung 
nach mehr Erwerb von Lernkompetenzen und weniger Erwerb von spezifischem Wissen wenig 
realistisch. „Bereichsspezifisches Wissen ist Voraussetzung des Strategieerwerbs, und die Nut-
zung von Lernstrategien erleichtert die Aneignung neuen Wissens“ (Baumert & Köller 1996, S. 
141). Zum gleichen Urteil gelangt Weinert (o.J., S. 44), der feststellt: „Die systematische Verbesse-
rung des Lernens durch vorausgehendes Lernen erfolgt am wirkungsvollsten, wenn der Aufbau 
persönlicher Lernkompetenzen im Zusammenhang mit dem Erwerb domänspezifischen Wissens 
und Könnens erfolgt.“ Der Erwerb von Lernkompetenzen ist also ohne damit verknüpften Inhalt 
nicht möglich. Die eigentliche Schwierigkeit liegt darin, Lernkompetenz von der Bindung an den 
Inhalt, an dem sie erworben wurde, zu lösen, sie abstrakt zu definieren und auf andere Inhalte zu 
transferieren. Die Möglichkeiten, dies systematisch und in einer didaktisch vermittelbaren Struktur 
zu leisten, sind bislang noch wenig erforscht und erkannt. Wichtige Fragen, die sich in diesem Zu-
sammenhang stellen, lauten: 
! Werden an bestimmten Inhalten nur bestimmte Lernkompetenz-„Arten“ ausgebildet? Er-
langt man also beispielsweise beim Vokabel lernen andere Kompetenzen als beim Verste-
hen des Dreisatzes und wenn ja, welche? 
! Ist, falls vorhanden, diese Ausbildung der inhaltsspezifischen Lernkompetenz-Arten bei je-
dem Individuum ähnlich oder individuell verschieden?  
! Lassen sich, und wenn ja wie, die an bestimmten Inhalten erworbenen Lernkompetenzen 
vom Lerner zum Lernen anderer Inhalte einsetzen? 
Sicher ist, dass nicht jeder Inhalt dazu taugt, jede Form von Lernkompetenz und alle Aspekte von 
Lernkompetenz zu erwerben oder zu erweitern. Sicher ist auch, dass viele kontextuelle Elemente 
wirksam sind, wenn Lernkompetenz an bestimmten Inhalten erworben wird. 
 
Die bisherigen Forschungsergebnisse legen wie erwartet nahe, dass Lernkompetenz einen zentra-
len Einfluss auf die Realisierung lebenslangen Lernens hat (z.B. Kruse, 1997); es lassen sich je-
doch bislang noch keine genaueren empirischen Ergebnisse finden, welche die exakte Qualität 
dieser Einflussnahme differenziert beschreiben. Ebenso mangelt es an Erkenntnissen darüber, 
welche der oben genannten Elemente von Lernkompetenz im Zusammenhang mit dem lebenslan-
gen Lernen eine besonders wichtige Rolle einnehmen und daher im Zentrum von Förderbemühun-
gen stehen müssen.  
Fest steht jedoch, dass bei der Förderung der Lernkompetenz bedacht werden muss, dass sie 
durch Faktoren bedingt wird, die individuell sehr unterschiedlich ausgeprägt sind. Anders ausge-
drückt: Die Ursachen für Defizite in der Lernfähigkeit sind äußerst vielfältig. Der Wunsch nach all-
gemeinen Förder-Konzepten wird daher nicht zu erfüllen sein. Am Anfang jeder Bemühung um die 
Förderung von Lernfähigkeit muss die Betrachtung der individuellen Bedingungsfaktoren stehen 
(welche Einstellung hat der Lerner zum Lernen, welche Ausbildung besitzt er, wie lange kann er 
sich konzentrieren etc.?). Auf deren Grundlage sollte dann über weitere Schritte der Lernkompe-
tenz-Förderung entschieden werden, wobei eine Orientierung an den oben von Hoffmann genann-
ten Faktoren erfolgen kann. 
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B.3 Lernen müssen 
 
Die Kategorie des „Lernen dürfen“ ist - wie gesagt - im Kontext des lebenslangen Lernens eher 
eine solche des „Lernen müssen“. Dies ist jedoch zumindest im Hinblick auf die Lernmotivation  
nicht unproblematisch, führt es doch zu einer Diskrepanz zwischen von außen gesetztem Lernen 
müssen und nur als individuell gewollt erbringbarem Lernen. 
So ist etwa unbestritten, dass die extrinsische Lernmotivation nur bedingt dazu geeignet ist, 
selbstorganisiertes lebenslanges Lernen zu fördern. Dies würde bedeuten, dass ein Leben lang 
eine Motivation durch äußere Umstände (z.B. drohender Arbeitsplatzverlust oder materielle Zuge-
winne) gegeben sein muss, um die Menschen zum Lernen zu motivieren. Zudem ist bekannt, dass 
eine nur extrinsische Lernmotivation häufig zu einer schlechteren Lernleistung führt (vgl. Schiefele 
& Schreyer 1994). Aus diesem Grund wird, wenn es um das lebenslange Lernen geht, deutlich, 
dass die Motivation zum Lernen durch die Sache bzw. durch den Lernvorgang selbst motiviert sein 
soll. So postuliert Dohmen (1999, S. 56f.): „Das lebenslange Weiterlernen aller nach Abschluss 
einer ersten Schul- und Berufsausbildung beruht auf Freiwilligkeit und auf einer unmittelbar plau-
siblen Motivation. Diese Motivation sollte nicht nur „extrinsisch“ auf beruflich-ökonomische Vorteile 
bezogen sein - dieser Nutzeffekt wird auch immer unsicherer -, sondern sie sollte wesentlich auch 
durch die Befriedigung eigener Erkenntnis- und Problemlösungsinteressen und durch eine wach-
sende Freude am selbstgesteuerten Lernen und an der Erweiterung von Kompetenz und Lebens-
sinn bestimmt werden“. Andererseits ist die extrinsisch bedingte Motivation im Kontext des lebens-
langen Lernens, wie erwähnt, unstrittig: „Mit der Beschleunigung der technologischen Veränderun-
gen und der Akkumulation von neuem Wissen werden Wissen, Fähigkeiten und Qualifikation des 
Einzelnen zu vergänglichen Gütern. Der Einzelne muss seine Kenntnisse und Qualifikationen kon-
tinuierlich aktualisieren, und daher ist es klar, dass die Verantwortung und die Herausforderung, 
sich an die Informationsgesellschaft anzupassen nicht allein auf die Schulen und Universitäten 
beschränkt bleibt. Sie durchzieht das gesamte Leben, von der Wiege bis zur Bahre“ (Reding 2001, 
S. 4). Die Diskrepanz zwischen der argumentativen Begründung für die Notwendigkeit lebenslan-
gen Lernens auf der (beschäftigungs-) politischer Seite, welche eine extrinsische Motivation des 
Einzelnen evoziert, und der Bevorzugung der intrinsischen Motivation im Hinblick auf die Nachhal-
tigkeit und Effektivität des lebenslangen Lernprozesses durch Pädagogen und Lernpsychologen 
bedarf aller Voraussicht nach noch einer intensiveren Diskussion. 
Es stellt sich darüber hinaus die Frage, inwiefern Motivationen zum lebenslangen Lernen über-
haupt intrinsisch erfolgen können. Dabei stellt sich zunächst das Problem, dass Motivationen un-
terschiedlich entstehen und ausgeprägt sind. Situationsfaktoren können beim Menschen ganz ver-
schiedene Interpretationen und Konsequenzen ergeben. Die Anordnung von Situationen in der 
Annahme, sie ergäben für die betroffenen Personen eine identische intrinsische Lernmotivation, ist 
von nicht sehr aussichtsreich. 
 
Verstärkt wird diese Problematik durch die Kausalattributionen, welche als Einflussfaktoren auf die 
Motivationen wirken. Kausalattributionen sind subjektive Ursachenzuschreibungen in Bezug auf 
Erfolg oder Misserfolg. Günstig für die Lernmotivation kann eine Attribution etwa sein, wenn sie 
Lernerfolge der eigenen Intelligenz und dem eigenen Fleiß zurechnet, während es negative Aus-
wirkungen hat, wenn Erfolge als glücksbedingt angesehen werden. 
 
Noch ein dritter Punkt ist bezogen auf lebenslanges Lernen bedeutsam: Die Motivationslagen diffe-
rieren nicht nur interindividuell, sondern auch innerhalb der Individuen. Ein Mensch verändert 
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durch bestimmte Erfahrungen und Rückkoppelungen im Verlauf seines Lebens seine eigenen Mo-
tive und auch seine eigenen Interessen, wenn auch in definiertem Kontext. Die Möglichkeit einer 
nachhaltigen intrinsischen Motivation eines Individuums zum lebenslangen Lernen ist auch unter 
diesem Aspekt fraglich. Dies gilt auch für das Konstrukt des Interesses, welches ebenfalls starke 
individuelle und zeitabhängige Komponenten besitzt. 
 
 
C.  Empfehlungen 
 
Bildungspolitik, Wissenschaft und Praxis der Weiterbildung können das grundsätzliche Struktur-
problem zwischen gesellschaftlichen Anforderungen und individuellen Bedürfnissen im Hinblick auf 
lebenslanges Lernen nicht lösen. Es gibt aber bildungspolitische Wege, die potentielle Kluft zwi-
schen beiden zu vermindern und vor allem negative Konsequenzen (wie etwa „social exlusion“) 
zumindest zu reduzieren, vielleicht zu vermeiden. Die bildungspolitischen Aktivitäten betreffen Un-
terstützung von Weiterbildungspraxis, Finanzierungsregelungen, öffentlich wirksame Aktivitäten 
sowie weitere Forschungsarbeiten. Zu ihnen gehören unter anderem und vor allem: 
− Motivierende Maßnahmen: 
Motivierende Maßnahmen haben in den letzten Jahren in unterschiedlichen europäischen Län-
dern zugenommen. Am bekanntesten ist hierbei die „adult learners week“ in Großbritannien, 
adaptiert und realisiert inzwischen auch in Belgien, der Schweiz, Deutschland und anderen eu-
ropäischen Ländern (im deutschsprachigen Bereich unter dem Begriff „Lernfest“). Diese Aktivi-
täten unterstützen nicht nur die Motivation und das Interesse (über die menschliche Kategorie 
der „Freude“), sondern tragen auch wesentlich zu einer realistischen und affirmativen Informati-
on bei. Maßnahmen des Marketings, des Weiterbildungsmarketings insgesamt, sowie der Wei-
terbildungswerbung sind deutlich zu verbessern, zu verbreitern und zu unterstützen. 
− Information und Beratung: 
Vielfach liegt der mangelnde Zugang von Menschen zu Lernprozessen an mangelnder Informa-
tion. Bildungsentscheidungen bedürfen auch einer sachkundigen Beratung. Die Aktivitäten, In-
formation und Beratung für Weiterbildung zu verbessern, Zugänge zu Information und Beratung 
zu erweitern und diese transparenter zu machen, solche Maßnahmen sind deutlich zu unter-
stützen und zu verbessern. 
− Lernnachweise: 
Die Möglichkeit, mit dem Gelernten umzugehen, den Nutzen daraus zu ziehen im beruflichen 
wie privaten Bereich, sind weiterzuentwickeln. Insbesondere geht es darum, Lernnachweise 
kompatibel zu machen (etwa mit denen anderer Ländern), vor allem aber auch Lernnachweise 
für Leistungen des selbstgesteuerten und informellen Lernens zu entwickeln. Der Erwerb von 
Lernnachweisen ist weniger im Bereich der Wissenserweiterung als vielmehr im Bereich der 
Weiterentwicklung von Kompetenzen und humanen Fähigkeiten zu fördern. 
− Lernumgebungen: 
Die Lernumgebungen sind zu verbessern und lernförderlicher zu gestalten, anders herum for-
muliert: die Umgebungen der Menschen (das soziale Umfeld, der Arbeitsplatz etc.) sind in 
Lernprozesse einzubeziehen und für das Lernen nutzbar zu machen. Die Erhöhung des Wis-
sens sowie die Verbreiterung von Kompetenzen kann in unterschiedlichsten Umgebungen er-
folgen; sie müssen, im Sinne der „Ermöglichungsdidaktik“ jedoch gezielt gefördert und in lern-
strategische Unterlegungen einbezogen werden. 
− Lernkompetenzen erhöhen: 
Die Lernkompetenzen der Menschen sind - unbeschadet des grundsätzlichen Problems der 
qualitativ noch nicht genau geklärten Verbindung von Lernkompetenz und Inhalt - zu entwickeln 
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und zu verbessern. Dazu ist es erforderlich, bereits in frühesten Lernphasen (Kindergarten, 
Vorschule) Methoden zu entwickeln, mit denen, basierend auf dem derzeitigen Stand des Wis-
sens, Lernkompetenz bewusst erworben wird. Lernkompetenzen sind individuelle Kompeten-
zen, Individuen verfügen über jeweils eigene Lernstrategien. Das Erlernen der Lernkompeten-
zen hat von daher in frühesten Bildungsphasen differenziert und individualisiert zu erfolgen. 
− Lerninhalte: 
Die Lernangebote wie auch die Förderung von Lernprozessen müssen Vielfalt zulassen und 
dürfen die inhaltliche Debatte nicht auf Informationstechnologie und Sprachen verengen. Moti-
vation ist individuell und individuell anders, wer sich nicht für Computer interessiert, wird sich mit 
anderen Dingen lernend beschäftigen und sich im Zuge dessen möglicherweise zwangsläufig 
mit dem Computer auseinander setzen. 
− Lernverfahren: 
Lehre und Lernen müssen wesentlich motivierender sein als derzeit vielfach in traditionellen 
Umgebungen. Dabei genügt es nicht, auf neue „Lernarrangements“ mit Medien zu verweisen; 
diese sind vielfach demotivierender als schulischer Frontalunterricht. Didaktisch begründete E-
lemente der Teilnehmerorientierung sind zu entwickeln, Methoden und Methodenarrangements 
weiter zu konzipieren. Lehrende sind insbesondere im Bereich der Teilnehmerorientierung und 
der methodischen Kompetenz weiter zu qualifizieren. 
− Beschäftigungsfähigkeit: 
Lernen und Lehren sollen zwar auch Beschäftigungsbefähigung einbeziehen, nicht jedoch allei-
ne oder primär durch diese legitimiert sein und sich auf diese ausrichten. Menschen haben ein 
Interesse an Beschäftigungsfähigkeit, jedoch nicht im Sinne eines vorgegebenen Berufe-
Kanons, sondern im Sinne einer individuellen Entfaltung von Kompetenzen. Unterstützt wird 
dies durch die Tatsache, dass mittelfristige Bedarfsabschätzungen im Bildungsbereich ohnehin 
kaum stichhaltig sind. 
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Günther Dohmen 
 
Die Einbeziehung älterer Erwachsener in das lebenslange Lernen 
 
- Ansätze zur Überwindung akuter Hindernisse für das Weiterlernen einer wachsenden Mehrheit 
der Erwachsenen - 
 
Ausgangspunkt/Problemsituation 
 
Es ist eine allgemeine internationale Erfahrung, dass ältere Menschen, besonders wenn sie 
nicht mehr erwerbstätig sind, wesentlich seltener an Weiterbildungsveranstaltungen teilnehmen 
als Jüngere.( Veelken 1994; Tikkanen 1996; NIACE 1996; Bruce/Aring/Brand 1998) 
 
In Deutschland nehmen Erwachsene bis zum 50. Lebensjahr noch zu etwas mehr als 50% an Wei-
terbildungsveranstaltungen teil. Dieser Teilnehmerprozentsatz sinkt bei den 55-59-Jährigen auf 36 
%, bei den 60-64 Jährigen auf 22% und bei den über 65-Jährigen auf unter 10%. (Berichtssystem 
Weiterbildung VII, S.30-32 u. Kade 1992, S.17-99) 
 
Selbst bei den vorwiegend allgemeinbildenden und am relativ häufigsten von Senioren besuch-
ten Volkshochschulen liegt der Besucheranteil der Senioren ab 65 bei nicht mehr als 6%.(VHS 
Statistik 1997, S.53) 
 
Zielsetzung  
 
Auch die aufgrund der demografischen Entwicklung anteilmäßig stark zunehmenden älteren Er-
wachsenen müssen sich in ihrer vom raschen wirtschaftlichen, technischen, sozialen, kulturellen, 
ökologischen Wandel betroffenen Umwelt als Personen mit eigenem Denken und eigener Urteils-
fähigkeit behaupten, um ein menschenwürdiges Leben führen und ein demokratisches Gemeinwe-
sen im globalen Wettbewerb verantwortungsvoll und konstruktiv mittragen zu können. 
 
Sie sollen auch im Alter noch etwas Sinnvolles tun, noch soziale Aufgaben übernehmen, sich mit 
gesellschaftlichen Problemen verständig auseinandersetzen und sich bürgerschaftlich engagieren 
können. Und dazu müssen auch sie sich durch lebenslanges Weiterlernen ein offenes konstrukti-
ves Verhältnis zu ihrer Umwelt erhalten. 
Zur Förderung ihres notwendigen kontinuierlichen Weiterlernens müssen die Gründe für ihre Wei-
terbildungsabstinenz analysiert und neue Ansätze zu einer wirksameren Motivierung und Unter-
stützung ihres lebenslangen Lernens entwickelt werden. 
 
 
Gründe für die abnehmende Weiterbildungsteilnahme Älterer 
 
Die meisten generellen Lernprobleme, die rund 50% aller Erwachsenen von der Wahrnehmung 
der zahlreichen Weiterbildungsangebote abhalten, verschärfen sich mit zunehmendem Alter. 
(Einzelnachweise in: G.Dohmen 1999a, S.147-167 und G.Dohmen 2000a, S.211-232). Eine 
besonders zugespitzte Lernkrise ist dabei in der Regel mit dem Ausscheiden aus dem aktiven 
Berufsleben verbunden. (Kade 2001) 
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Was sind besonders wichtige Hinderungsgründe für das lebenslange Lernen im höheren Alter? 
 
1. Abschreckende Schul-Erinnerungen bewirken eine allgemeine, meist mit zunehmen-
dem Alter wachsende Scheu, sich als gestandene Erwachsene noch einmal freiwillig 
Lernzumutungen und Leistungsansprüchen auszusetzen, die mit Bloßstellungserfah-
rungen und Versagensängsten assoziiert werden. (Kade 1994b,1, S.138) 
 
2. Die im Alter zunehmende Verschiedenheit der Menschen (Knox 1993, S.318 f) und 
Individualisierung ihres Lebens und Lernens führen dazu, dass allgemeine Beleh-
rungsveranstaltungen immer weniger den persönlichen Interessen und Voraussetzun-
gen entsprechen (Effinger 1990; Kade 1992, S.23 ff; Kade 1994a; Dohmen 1997a, 
S.17) 
 
3. Bei älteren Menschen wächst- auch unter dem Einfluss von Defizitzuschreibungen aus 
ihrer Umwelt – die Unsicherheit, wieweit sie geistig mit Jüngeren flexibel genug mithal-
ten können. Sie meiden daher den Leistungsvergleich in offenen Lernergruppen. Ge-
ringere Selbsteinschätzung und Ergebniserwartung behindern ihre Lernmotivati-
on.(FES 1991, S.64 ff; Nittel 1989, S.62; Hohmeier/Pohl 1978) 
 
4. Der bei Senioren besonders ausgeprägte Wunsch nach Erhaltung ihrer Selbständig-
keit, Unabhängigkeit und Entscheidungsfreiheit führt oft zu einer besonderen Empfind-
lichkeit gegenüber jeder Form der Bevormundung und Fremdsteuerung und in diesem 
Zusammenhang auch zur Scheu, sich in verbindliche fremdbestimmte Lern- (oder Al-
tenheim-) Situationen zu begeben. („Avoidance of dependency“ Knox 1993, S.319; 
FES 1991, S.40; Kade 1992, S.145) 
 
5. Die in den weitgehend verbal vermittelten Weiterbildungsveranstaltungen üblichen 
abstrakten elaborierten sprachlichen Verständigungsformen einer bürgerlichen Mittel- 
und Oberschicht sind ein gravierendes Teilnahmehindernis besonders für ältere Men-
schen aus bildungsferneren Sprachmilieus (Barz/Tippelt 1994). 
 
6. Je mehr das lebenslange Lernen durch moderne Multimediatechnik angeregt und un-
terstützt wird, desto mehr können sich gerade ältere Erwachsene, denen die neuen In-
formations- und Kommunikationstechnologien nicht vertraut sind, überfordert und „ab-
gehängt“ fühlen. Hier droht eine neue alterspezifische Bildungskluft. 
 
7.  Die berufliche Weiterbildung verliert in dem Maße an Bedeutung für die Erwachse-
nen, in dem sich ihnen keine Möglichkeiten mehr bieten, das eigene berufliche Know-
how noch sinnvoll einzubringen und dafür entsprechende Anerkennung zu finden. Das 
gilt in besonderem Maße nach dem Ausscheiden aus dem Berufsleben. 
 
8. Das Interesse an allgemeinbildender Weiterbildung erscheint geschlechtsspezifisch 
verschieden. An den mehr allgemeinbildenden Weiterbildungsveranstaltungen für Se-
nioren nehmen zu 80 bis 90% Frauen teil. Ältere Frauen schätzen offenbar auch mehr 
die Möglichkeit zu neuen sozialen Kontakten in Weiterbildungsveranstaltungen als 
entsprechende Männer, die eher die Tendenz haben, sich auf sich selbst und ggf. eine 
vertrauten Verein zurückzuziehen. (Backes 1991; Kade 1994b,1, S.77 u.139; FES 
1991, S.75; Schäuble 1995) 
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9. In der Lernbiographie Erwachsener ergibt sich aus längerer Arbeitslosigkeit und 
schließlich aus dem Übergang in den (oft vorzeitigen) „Ruhestand“meist ein gravie-
render Einbruch auch für die allgemeine Lernmotivation. Mit dem Ausscheiden aus 
dem Berufsfeld lösen sich entscheidende Aneignungs-, Verwendungs- und Anerken-
nungszusammenhänge für das Lernen auf. Die Erfahrung, nicht mehr gebraucht und 
nicht mehr gefragt zu werden, kann die gesamte bisherige Sinnorientierung für ein 
Weiterlernen in Frage stellen (Kade 2001). 
 
10. Senioren können auch bei der Konfrontation mit neuen Situationen und Anforderun-
gen durch altersbedingte Funktionsdefizite zunehmend in ihrem Selbstbewusstsein 
und ihrer Selbstsicherheit beeinträchtigt werden. Das wirkt sich dann auch hemmend 
auf ihre Bereitschaft zum entsprechenden „öffentlichen“ Lernen aus und führt dazu, 
dass sich besonders ältere Männer mehr und mehr auf ein “privates“ Selbstlernen zur 
unmittelbaren Lebensbewältigung in ihrer vertrauten Erfahrungswelt beschränken. 
(FES 1991, S.75) 
 
11. Eine ungünstige Atmosphäre und Motivationssituation bilden sich bei Senioren auch 
unter dem Einfluss gängiger Vorurteile über eine angeblich generell abnehmende (tat-
sächlich aber sich eher umstrukturierende) geistige Lernfähigkeit und Intelligenz, ihre 
zunehmende Starrheit und Begriffsstutzigkeit, beginnende Alzheimersymptome etc. 
(Nittel 1989, S.52 ff; FES 1991, S.64 f; Baltes 1979; Ebel 19987; Emge 1978; 
Fleischmann/Gunzelmann 1992; Lehr 1977; Lehr/Thomä 1979; Schaie 1979; Veelken 
u.a. 1994; Dohmen 1997a, S.8ff) 
 
12.  Mit zunehmendem Alter spielen auch äußere Teilnahmehindernisse eine wachsende 
Rolle: Relativ hohe Teilnahmegebühren, unbequeme Wege und Wetterbedingungen, 
nachlassende Energie am Abend, Einschränkungen der Beweglichkeit, schlechteres 
Hören und Sehen, Ängste bei einsamen Heimwegen in der Dunkelheit, Ansteckungs-
befürchtungen bei abnehmender gesundheitlicher Stabilität und Widerstandskraft 
etc.(Knox 1993, S.319; Bauer 1972) 
 
 
 
Möglichkeiten zur Überwindung dieser Lernprobleme und Teilnahmehindernisse 
 
1. Lernmöglichkeiten für Erwachsene dürfen nicht Schulfrust-Assoziationen auslösen, 
d.h. es müssen offenere, alltags- und erfahrungsnähere Formen des Lernens ohne 
starre generelle Leistungsanforderungen entwickelt (Kade 1992, S.17 u.99; Kade 
1994,1,S.138; Straka 2000, S.16) und auch Möglichkeiten zur rezeptiven Aufnahme 
ohne Reaktionsnotwendigkeiten und Verständniskontrollen angeboten werden - wie 
z.B. Vorlesungen in einer (prestigeträchtigen) Seniorenhochschule, die besonders att-
raktiv sind, die kein aktives Reagieren erfordern und doch das Image, noch geistig hö-
heren Ansprüchen genügen zu können, vermitteln. (Kade 1994b,1,S.140; Saup 1996; 
Schöne 1996; Anrollt 1997; Breloer/Kaiser 1997) 
     
2. Zur Entwicklung von Vertrautheit und Sicherheit im Umgang mit neuen Methoden und 
Technologien müssen klare, praktische, allgemeinverständliche (nicht durch das Im-
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poniergehabe von Experten verkomplizierte) Anleitungen, individuelle Beratungs- und 
offene Anrufmöglichkeiten für Problemlösungshilfen („Hotlines“) bereitgestellt werden. 
In diesem Zusammenhang müssen auch die technischen Geräte einfacher, nutzer-
freundlicher, pannensicherer weiterentwickelt und die inhaltliche und didaktische Qua-
lität der Lernsoftware wesentlich verbessert werden. 
 
3.  Für erwachsene Lerninteressenten müssen mehr individuelle Lernberatungs-
Angebote ohne direktiven Charakter geschaffen werden, die den jederzeitigen „just in 
time“-Abruf von Informationen und Lernhilfen ermöglichen. Darüber hinaus sollten of-
fene Lernläden Lernservicezentren, Beratungstheken, Lernparcours, Lernpartner-und 
Experten-Vermittlungsagenturen, Bildungsparks, Lern-Marktplätze, Lernateliers etc. 
als attraktive Stützpunkte einer modernen Lerngesellschaft eingerichtet werden. 
(Dohmen 1996a, 1997b, 1999b) 
 
4. Für das Weiterlernen nach dem Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit müssen neue 
Interessen entwickelt werden, besonders durch Ansetzen bei persönlichen Lebenser-
fahrungen, konkreten Situationen, akuten Erlebnissen, zeitgeschichtlichen „events“, 
biographischen Brüchen und Veränderungen und ihrer reflektierenden Verarbei-
tung.(Kade 1994b,1,S.26 u.77ff: Schäuble 1995; Tietgens 1992) Es kommt dabei be-
sonders darauf an, die Entwicklung neuer Aufgaben und Sinnperspektiven zu unter-
stützen. 
 
5. Auch nach dem Ausscheiden aus dem aktiven Berufsleben muss es für die Betroffe-
nen noch sinnvolle gesellschaftliche Tätigkeiten geben, die zum Lernen herausfor-
dern, z.B. Gelegenheitsdienstleistungen zur Unterstützung von Mitbürgern bei Krank-
heit, Behinderung, Vereinsamung, Kinderbetreuung, im Haushalt oder Garten, beim 
Einkaufen, bei Behördengängen, vor allem auch beim individuellen oder gemeinsa-
men Lernen und der Erschließung von Lernmöglichkeiten und Lernhilfen in den ver-
schiedensten Lebenssituationen. (Kallmeyer 1976; Kruse 1994; Dohmen 1997c, S.255 
u. Dohmen 1998a, S.104) 
 
6.  Besonders zur Förderung des allgemeinbildenden und gesellschaftsbezogenen Ler-
nens nicht mehr berufstätiger Erwachsener ist eine stärkere Konzentration auf ein ak-
tiv erkundend-recherchierendes Lernen in der unmittelbaren Umwelt, auf das Erken-
nen und Verstehen verschiedener kultureller Zusammenhänge, Interessen, Wertein-
stellungen und Handlungs- und Deutungsmuster und auf eine reflektierende Ausei-
nandersetzung für die Entwicklung eigener Sinnorientierungen und demokratischer 
Handlungsperspektiven hilfreich.(Knopf u.a.1990; Dohmen 1997a, S.14ff; Council of 
Europe 2000, S.35-37; Dohmen 2001, S.223-231) 
 
7.  80% der Senioren bevorzugen ein Lernen in freieren, stärker selbstbestimmten For-
men durch Lesen, Reisen, Filme, Fernsehen, Gespräche, Beobachtungen etc., aber 
nur 10% nutzen akzeptieren fremdbestimmte und fremdbeaufsichtigte Lernmöglichkei-
ten (Kade 1992, S.17 u.99, Kade 1994b,1, S.140). Reiferen Erwachsenen muss daher 
mehr Spielraum für ein stärker von ihnen selbst nach ihren zunehmend individuell ver-
schiedenen Interessen, Möglichkeiten und Voraussetzungen gesteuertes Lernen ein-
geräumt werden. ( Knox 1993, S.317; Will 1995; Dohmen 1997b u. 1999b) 
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8. Ältere Menschen lernen nicht mehr „auf Vorrat“. Sie suchen und brauchen direktere 
Lernmöglichkeiten (s.o. das „learndirect“-Prinzip der britischen Labour-Regierung), die 
ohne lange fachsystematische Lehrgangsumwege auf die jeweils für sie wichtigen 
Themen, Probleme, Lebensfragen etc. bezogen und für sie möglichst unmittelbar an-
wendungsrelevant sind. (Kade 1992, S.145, Becker/Rudolph 1996, Will 1995)  Dem 
kann durch eine Bereitstellung thematisch konzentrierter und ad hoc abrufbarer Lern-
module entsprochen werden. Gerade ältere Erwachsene sind eher bereit, sich mit ei-
nem thematisch begrenzten Lernmodul auseinanderzusetzen als sich auf die Teil-
nahme an einem längeren Weiterbildungskurs einzulassen. (Gonon/Sgier 1999; Goet-
ze/Marty/Zeltner 1999; Marty 2000) 
 
9. Senioren sollten in einer klaren, deutlichen und allgemeinverständlichen Sprache an-
gesprochen werden und ihnen müssen großschriftige übersichtliche Veranschauli-
chungen angeboten werden. 
 
10. Abendveranstaltungen für Senioren sollten vermieden werden, d.h. es müssen für sie 
mehr Lern- und Kommunikationsmöglichkeiten an späteren Vormittagen und an 
Nachmittagen organisiert werden. 
 
11. Die Lernmöglichkeiten zu Hause mit Hilfe moderner Medien, Fernlernmaterialien etc. 
müssen erleichtert und unterstützt werden. 
 
12. Das lebenslange Weiterlernen älterer Personen vollzieht sich zunehmend auf eine 
„natürliche“ Weise in Lebenssituationen, die zu ihrer Bewältigung das lernende Er-
schließen und Verarbeiten von Informationen und Erfahrungen herausfordern. Gerade 
dieses „informelle Lernen“ im Lebenszusammenhang muss gezielter durch „just in 
time“ abrufbare Informationen und Lernhilfen, durch Lernagenturen, Lernclubs, Servi-
cestellen, Lern-Netzwerke etc. unterstützt werden. (Dohmen 1996a, S.61 ff; Dohmen 
1997b, S.29ff ) 
 
13. Älteren Menschen muss mehr Zeit zur lernenden Verarbeitung neuer Informationen 
und Erfahrungen, die nicht in bereits vertraute Vorstellungen und Deutungsmuster 
passen, eingeräumt werden. Die Beziehung des Neuen auf bisherige, aber zu erwei-
ternde Verstehenszusammenhänge kann durch Bereitstellung von Vergleichshilfen, 
Einordnungshinweisen, „advance organizers“ (Ausubel 1978) wesentlich unterstützt 
werden. (Nittel 1989, S.56; Rektenwald 1972; Lehr/Thomae 1977) 
 
14.  Zur Vermeidung eines Generationenkonflikts dürfen die Alten den Jungen nicht nur 
versorgungsmäßig „zur Last fallen“, sondern sie müssen eingeladen, ermutigt und da-
bei unterstützt werden, dass sie auch den Jüngeren helfen, z.B. als Berater, Tutoren, 
Kreditgeber, Existenzgründungshelfer, Urlaubsvertreter, Reisebegleiter, auch bei Re-
paraturen, Nachhilfen, Aufsichtshilfen, Telefonservice oder in Erzählcafes, Lernläden, 
Geschichtswerkstätten, Zeitzeugenbörsen etc. (Backes 1991; Baltes/Mittelstraß 1992; 
Dettbarn-Reggentin 1992; FES 1992: Glaser/Röbke 1992, S.96; Tews 1994; Glanz 
1995; Kade 1994b, S.46ff; KAW 1994, S.20 ff; KAW 1996; Krappmann/Lepenius 1997; 
Nacke 1996; Nacke/Grossmann/Toonen 1996, S.46 ff; Nophut 1992; Thabe 1997) Die 
Motivation für das eigene Weiterlernen wächst dann auch mit der Erfahrung und Er-
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wartung, dass das Gelernte sinnvoll angewendet werden kann und zu gesellschaftli-
cher Anerkennung führt (Straka 2000, S.40). 
  15. Ältere Erwachsene wollen ihre „späte Freiheit“ (Rosenmayer 1983) nach der „Ent-
pflichtung“ auch dadurch nutzen, dass sie sich auch beim Lernen auf das konzentrie-
ren, was ihnen persönlich sinnvoll erscheint. (Sie versagen auch besonders häufig bei 
Gedächtnistests, die sich auf sinn- und zusammenhängende Zahlenfolgen beziehen 
(Nittel 1989, S.57)). Senioren sollten deshalb nicht gedrängt werden, etwas zu lernen, 
dessen Sinn ihnen nicht einleuchtet bzw. überzeugend plausibel gemacht werden 
kann. Sie sollten aber im Bereich ihrer Interessenschwerpunkte zur Auseinanderset-
zung mit verschiedenen Standpunkten und Perspektiven angeregt werden. 
 
16. Gerade wenn älteren Menschen das Recht zugestanden wird, sich bei ihrem lebens-
langen Weiterlernen auf das für sie Bedeutsame zu konzentrieren, kann das Lernen in 
begrenzten Lebensaussichten für sie tragfähige Orientierungen und soziale Zugänge 
zur Welt offenhalten. 
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Martin Baethge (unter Mitarbeit von Carmen Lanfer) 
 
Finanzierung lebenslangen Lernens: Perspektiven und Probleme 
 
1. Probleme und Bezugspunkte bei der Suche nach einem Finanzierungskonzept 
 
Einer der wichtigsten Punkte bei der Behandlung der Finanzierungsfrage von lebenslangem Ler-
nen besteht darin zu begreifen, dass die Finanzierung eine Voraussetzung zur Lösung der Prob-
leme lebenslangen Lernens, nicht aber die Lösung selbst ist. Im Grunde ist die Frage der Finanzie-
rung nicht abstrakt, sondern nur im Zusammenhang mit sozialen und ökonomischen Kontexten 
und mit Formen von Weiterbildung bzw. lebenslangen Lernens zu behandeln. Gleichwohl kommt 
man um eine allgemeine Orientierung in Bezug auf die Finanzierung nicht herum, wenn man le-
benslanges Lernen für alle realisieren will. Und diese Orientierung zu finden, ist nicht leicht, weil 
sie im Schnittpunkt unterschiedlicher Bezüge und Interessen steht, muss sie angemessenen Kos-
ten-Nutzen-Gesichtspunkten Rechnung tragen, darf die Frage der Motivation und Initiative zum 
Lernen nicht ausblenden, hat vielfältige Aspekte der Leistungskraft von Organisationen wie z.B. 
unterschiedlichen Betriebstypen (Groß- und Kleinbetrieben) und Individuen zu berücksichtigen und 
muss nicht zuletzt die sozialpolitischen Aspekte der Chancengerechtigkeit und der Vermeidung 
von sozialer Ausgrenzung infolge fehlender Qualifikationen im Blick haben. 
 
Bisher gibt es sehr unterschiedliche Formen der Finanzierung für berufliche und allgemeine Wei-
terbildung, aber kaum Konzepte für lebenslanges Lernen: Es hat in den 70er Jahren mit Blick auf 
den gesamten Lebens- und Berufsverlauf immer einmal wieder den Vorschlag von Bildungskonten 
gegeben, die dem Einzelnen zur Verfügung gestellt werden, um seine Bildungsbedürfnisse im Lau-
fe des Lebens befriedigen zu können. (C.C.v. Weizsäcker u. a. 1967) Solche Voucher-Systeme 
haben sich bisher in der Bundesrepublik nicht durchgesetzt, was nicht verhindert, dass sie in 
jüngster Zeit – etwa durch den Sachverständigenrat Bildung der Hans-Böckler-Stiftung (1998) – 
reanimiert wurden. 
 
Die historische Debatte macht für die aktuelle Diskussion auf einen wichtigen Punkt aufmerksam: 
Unter dem Gesichtspunkt lebenslangen Lernens stellt sich das Finanzierungsproblem in einer an-
deren zeitlichen Dimensionierung als bei Weiterbildung. Bei traditioneller Weiterbildung konnte 
man von unterschiedlichen punktuellen Anlässen ausgehen und entsprechend unterschiedliche 
Finanzierungsregeln praktizieren: Bei beruflicher Fortbildung oder Umschulung griff für Beschäftig-
te und Arbeitslose der Anspruch nach „Arbeitsförderungsgesetz“ (AfG), Anpassungsqualifizierung 
bei Einführung neuer Techniken oder organisatorischen Veränderungen wurden zumeist im Be-
trieb durchgeführt und vom Betrieb finanziert, allgemeine und politische Bildung wurden und wer-
den vornehmlich von den Privatpersonen bezahlt und von öffentlichen Einrichtungen subventio-
niert. Unter der Perspektive lebenslangen Lernens bedarf es einer langfristigen anlassungsspezifi-
schen Finanzierungsvorstellung, um für den Einzelnen Motivation, eine gewisse Planungssicher-
heit und selbstverantwortliche Dispositionsfähigkeit für die Gestaltung des je individuellen Bil-
dungswegs aufrecht zu erhalten. 
 
Ob und gegebenenfalls wie die bisherigen Finanzierungsformen in eine solche Perspektive lebens-
langen Lernens eingebracht werden können, ob und wo zusätzliche Ressourcen mobilisiert wer-
den können, sind schwer zu beantwortende Fragen. 
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2. Bisherige Formen der Finanzierung 
 
Einen präzisen Einblick in Größenordnungen und Träger der Finanzierung traditioneller Weiterbil-
dung stellt sich als außerordentlich schwierig dar, weil ein solcher Einblick die Addition unter-
schiedlicher Quellen verlangt, deren Angaben auf verschiedene Weise gewonnen werden: Zum 
einen stammen sie aus offiziellen Statistiken, zum anderen aus methodisch unterschiedlichen, 
mehr oder weniger repräsentativen Erhebungen; schließlich – nicht zuletzt im klein- und mittelbe-
trieblichen Bereich – aus mehr oder weniger begründeten Schätzungen. Entsprechend schwanken 
die Angaben zum Gesamtvolumen auch nur aus der beruflichen Weiterbildung zwischen knapp 
70 Mrd. DM über 80 Mrd. DM bis zu 100 Mrd. DM jährlich (vgl. v. Bardeleben/Sauter 1995). Nach 
der letzten umfassenden Erhebung zu Kosten und Nutzen beruflicher Weiterbildung verteilten 
sich – unter Voraussetzung der genannten Methodenprobleme – die Aufwendungen auf die vier 
Finanzträger wie folgt: 
 
- Privatpersonen    38,2 % 
- Betriebe der Privatwirtschaft   36,0 % 
- Bundesanstalt für Arbeit   17,0 % 
- Öffentliche Hand      8,7 % 
 
Zum größeren Teil (69 %) handelt es sich um indirekte Kosten, was die Präzision der Erfassung 
erschwert. Was die Aufbringung der Kosten angeht, unterscheiden die Verfasser zwischen den 
Finanzierungsträgern und den tatsächlichen Kosten- bzw. Finanzlastträgern (Beschäftigte über 
ihre Beiträge zur Sozialversicherung, Verbraucher und Steuerzahler) [siehe Bardeleben/Sauter 
1995, S. 10f.]. Die individuellen Aufwendungen sind trotz eines ausgebauten Systems öffentlicher 
Finanzierung in der Bundesrepublik nicht beträchtlich: 2428 DM im Westen, 1367 DM im Osten im 
Jahr 1992 (Vgl. Bardeleben u.a. 1996, S. 59), wobei die mittleren Berufs- und Einkommensgrup-
pen die höchsten Kosten zu tragen hatten. (ebd., S. 80) 
 
Mischfinanzierungssysteme wie das deutsche existieren in ähnlicher Weise auch in anderen euro-
päischen Staaten, zum Teil durch Fondsysteme ergänzt wie in Frankreich. Eins ihrer Probleme 
besteht darin, dass sie jeweils spezifische Gruppen begünstigen bzw. benachteiligen. Die betriebli-
che Finanzierung kommt den Beschäftigten in doppelter Weise zugute: Über die Kostenübernah-
me und die Nähe zur Praxis; die Finanzierung durch die BA begünstigte in der Vergangenheit vor 
allem die qualifizierten Arbeitslosen, von Arbeitslosigkeit bedrohten sowie aufstiegsinteressierten 
Beschäftigten. Beide benachteiligen umgekehrt Un- und Geringqualifizierte, längere Zeit aus dem 
Erwerbsleben ausgeschiedene Männer und Frauen sowie ältere Arbeitnehmer. 
 
 
3. Das schwierige Kosten-Nutzen-Problem und die Notwendigkeit, auf Unsicherheit zu 
investieren 
 
Das Verhältnis von Kosten und Nutzen bei lebenslangem Lernen ist sowohl gesellschaftlich wie 
individuell schwer zu bestimmen. 
 
Die private Investitionsbereitschaft ist umso eher zu erreichen, je klarer der „return on investment“ 
für die Privatpersonen zu kalkulieren ist. Dies stellt zum einen eine grundsätzliche Schwierigkeit 
bei Investitionen in Humanressourcen dar (Balzer/Nuissl 2000; v. Bardeleben/Beicht 1996), da die 
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returns häufig nicht in monetären Größen messbar sind, sondern sich in erweiterten Handlungs-
möglichkeiten, erhöhter beruflicher Souveränität und Sicherheit und – ganz einfach – in gesteiger-
ter Lebenszufriedenheit und Wohlbefinden äußern können. Zum anderen ist es selbst bei Einzelak-
tivitäten schwierig, Nutzen genau zuschreibbar zu machen, da kurz- und langfristige Effekte 
schwer mess- und vergleichbar sind; unter Umständen ist überhaupt kaum festzustellen, ob sich 
Weiterbildung ausgezahlt hat. (Diese letztere Erfahrung haben viele Erwerbspersonen in den Neu-
en Bundesländern machen müssen, die Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen der Bundes-
anstalt für Arbeit besucht haben. (Vgl. Baethge, Andretta u.a. 1996) Eine begrenzte Möglichkeit, 
sich eine größere Nutzenvergewisserung zu verschaffen, besteht in gesellschaftlich und auf dem 
Arbeitsmarkt anerkannten Zertifizierungen; auch diese sind in der Regel kontextgebunden. Freilich 
wissen wir, dass der Anstieg der Qualifikationsanforderungen und das beschleunigte Veraltern von 
erworbenen Qualifikationen das Risiko des Verzichts auf Weiterbildung zunehmend größer ma-
chen. 
 
Auch für Betriebe ist die Kosten-Nutzen-Kalkulation nicht immer einfach. Auf der einen Seite wis-
sen insbesondere größere Unternehmen, dass sie, um innovativ und konkurrenzfähig zu bleiben, 
in die Qualifizierung ihrer Mitarbeiter investieren müssen und tun dies vor allem bei den hochquali-
fizierten Fachkräften. (Vgl. Bardeleben, Beicht u.a. 1996, S. 46) Auf der anderen Seite können sie 
nicht sicher sein, ob sie selbst auch in den Genuss dieses Bildungsinvestments kommen oder 
nicht ihre Konkurrenten davon profitieren, wenn Mitarbeiter den Betrieb wechseln. Das Problem 
der Unsicherheit hinsichtlich des Bildungsinvestments verstärkt sich bei Klein- und Mittelbetrieben, 
die häufig den Nutzen von Bildungsinvestitionen noch weniger voraussehen können, größere An-
strengungen für Ersatzpersonal bei längerfristigen Weiterbildungsmaßnahmen tätigen müssen und 
zugleich oft weniger wissen, welche Weiterbildungsmaßnahmen welches ihrer Probleme am bes-
ten lösen. (Vgl. Brandsma 1998, S. 11) 
 
Schwieriger noch als individuelle und betriebliche sind gesellschaftliche Nutzengrößen exakt zu 
benennen. Zumeist sieht man sie erst, wenn Mangelsituationen eingetreten sind, wie z. B. bei IT-
Qualifikationen, die sich als Versäumnisse an Investitionen in Humanressourcen (etwa in Weiter-
bildung von älteren Fachkräften und Ingenieuren) interpretieren lassen. Vor einem ähnlichen Prob-
lem steht die Bundesrepublik in den nächsten Jahrzehnten, wenn die demografische Entwicklung 
den Einbezug älterer Arbeitnehmer in die Erwerbsarbeit erforderlich machen könnte. Bei Aspekten 
gesellschaftlicher Stabilität sind die Abhängigkeiten von lebenslangem Lernen noch weicher. Aber 
auch hier gilt, die allgemeinen Entwicklungen zur Wissensgesellschaft sind so unverkennbar, dass 
das Einklagen exakter Nutzennachweise für Weiterbildungskosten das Risiko von Fehlentwicklung 
und Qualifikationsengpässen erhöht. Die Lösung von engen Nutzenkalkulationen und die Hinwen-
dung zu einer politischen Wertentscheidung könnte eine wesentliche Voraussetzung sein, indivi-
duelle und öffentliche Bereitschaft zu Investitionen in lebenslanges Lernen zu erreichen. 
 
 
4. Auch in Zukunft Mischfinanzierungssysteme? 
 
Über die Größenordnungen der Finanzierung von lebenslangem Lernen lassen sich keine Anga-
ben machen, sie sind Resultat politischer Aushandlungsprozesse und von vielen Kontextbedin-
gungen abhängig. Ein Einheitsmaß im Sinne eines für alle gleichen Kontos ist höchstens als Min-
deststandard diskutabel. Das Bildungsgutscheinkonzept, das in diesem Zusammenhang bisweilen 
in die Debatte gebracht wird (Sachverständigenrat Bildung der Hans-Böckler Stiftung 1998), wird 
auf der einen Seite mit hohen Erwartungen verbunden, dadurch kritische und bewusste Bildungs-
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nachfrager zu erhalten. Auf der anderen Seite wird die mit Bildungsgutscheinen verbundene ver-
stärkte marktwirtschaftliche Organisation von Weiterbildung nicht unbedingt zu mehr Chancenge-
rechtigkeit führen, da Kompetenz- und Informationsniveaus unterschiedlich verteilt sind. (Vgl. 
Brandsma 1998, S. 13) 
 
Insgesamt greifen heute – und mit hoher Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft – berufs-, branchen-, 
alters- und regionsspezifische Merkmale. Für den Bereich der beruflichen Weiterbildung sind in 
Rahmentarifverträgen Zeitmargen für einzelne Berufsfelder aufgeführt, die aber noch keine Kos-
tenschätzungen beinhalten. Hinzu kommt, dass – folgt man der einschlägigen lernpsychologischen 
Literatur (vgl. die Beiträge von Hasselhorn/Mandl u. a. in Achtenhagen/Lempert 2000) – je höher 
die Investitionen in frühe Bildung in der Primar- und Sekundarstufe desto besser die Chancen, 
dass Individuen die Lernkompetenzen entwickelt haben, die sie im Erwachsenenalter selbständi-
ger, schneller, eigenverantwortlicher und effizienter ihre Bildungs- und Lernanstrengungen organi-
sieren lassen. Mit anderen Worten: Die öffentlich aufzubringenden Kosten für lebenslanges Lernen 
dürften mit verbesserter Qualität der grundlegenden Bildungsprozesse sinken. 
 
Es spricht aus pragmatischen Gründen vieles dafür, auch in Zukunft ein Mischfinanzierungssystem 
von privater, betrieblicher und staatlicher Kostenaufbringung beizubehalten. Allerdings ist dieses, 
will man über den aus vielfältigen Gründen unbefriedigenden Status quo hinauskommen, auf mate-
riale Neuregelungen angewiesen, die nicht leicht durchzusetzen sein werden. Sie betreffen vor 
allem zwei Regulationsebenen: 
• Zum einen betrifft sie die Weiterführung eines tarifvertraglich abgesicherten Ausbaus von be-
ruflicher Weiterbildung, wie er in den 80er und 90er Jahren begonnen (Vgl. Kohl 2000) und 
dessen Weiterentwicklung vom „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ 
jüngst noch einmal angemahnt worden ist (Vgl. „Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbe-
werbsfähigkeit“ 2001). Hier geht es vor allem um eine Verbindung von Lern- und Arbeitszeiten, 
bei der im Rahmen von „Lernzeitkonten“ Zeitguthaben für Weiterbildung auch aus Arbeitszei-
ten aufgefüllt werden. („Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ 2001, S. 2) 
Die Probleme, die bei der Umsetzung dieses unter dem Aspekt einer prozessorientierten Wei-
terbildung (Baethge/ Schiersmann 1998) begrüßungswerten Weges auftauchen, sind evident. 
Sie beziehen sich auf die Größenordnung der Zeitquanta und auf die Sicherung vor allem in 
Klein- und Mittelbetrieben und in Betrieben, die sich der Tarifbindung entziehen. Die Erfahrun-
gen mit tarifvertraglichen Regelungen in der Vergangenheit sind nicht nur ermutigend. (Vgl. 
Bahnmüller 2001) 
• Zum anderen betreffen sie die öffentlichen Unterstützungsleistungen für lebenslanges Lernen. 
Wie sie effizienter im Sinne einer Erhöhung sowohl ihrer ökonomischen als auch ihrer sozialen 
Leistungsfähigkeit eingesetzt werden können, ist eine der entscheidenden Fragen für die zu-
künftige Gestaltung lebenslangen Lernens. Wie man die SGB III-Mittel näher als in der Ver-
gangenheit an die tatsächlich ablaufenden Arbeits- und Arbeitsmarktprozesse heranbringen 
und wie man – möglicherweise durch steuerliche Anreize – die Motivation von Personen und 
Betrieben (insbesondere von KMU), in lebenslanges Lernen mehr zu investieren, erhöhen 
kann, hiervon dürfte für die zukünftige Intensität von Lernen im Erwachsenenalter viel abhän-
gen. 
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5. Prinzipien für die Gestaltung eines Finanzierungsmodells 
 
Für welche Regulationen man sich auch immer entscheidet, sie haben eine Reihe von normativen 
Gesichtspunkten zu beachten, die sich heute bereits für die notwendigen politischen Konsensbil-
dungsprozesse zwischen den beteiligten Akteuren benennen lassen. 
 
Eine Finanzierungsregelung lebenslangen Lernens hat im Ansatz (möglicherweise nicht in den 
Wirkungen, die nicht antizipierbar erscheinen) systematische Benachteiligungen zu vermeiden. Sie 
ist, da lebenslanges Lernen nicht allein konsumptiv zu betrachten ist, sondern in Zukunft immer 
mehr sowohl zu einem entscheidenden Faktor wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit als auch zu ei-
nem integrativen Bestandteil individualisierter Sozialpolitik werden wird (was bis zu einem gewis-
sen Grad auch heute bereits gilt), so zu gestalten, dass sie individuelle Risikovorsorge sowie An-
passung an ökonomisch-sozialen Wandel und seine Förderung und Mitgestaltung ermöglicht – im 
Sinne einer Balance zwischen individueller und betrieblicher Verantwortung und öffentlicher Unter-
stützung. 
 
Es lässt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt kein für Aufbringung und Verteilung der Mittel konklu-
dentes Finanzierungsmodell für lebenslanges Lernen, das in absehbarer Zeit in die Praxis umge-
setzt werden könnte, formulieren. Aber es lassen sich einige Prinzipien benennen, die bei der Su-
che nach einem Finanzierungsmodell zu berücksichtigen sind: 
 
- Es muss die Nachfrageorientierung in der Weiterbildung stärken. Dies spricht dafür, wie immer 
aufgebrachte Gelder vorrangig den Individuen, nicht den Bildungsinstitutionen zur Verfügung 
zu stellen. Dies würde die individuellen Wahlmöglichkeiten stärken, die Institutionen unter ei-
nen gewissen Qualitätsdruck setzen (Qualitätssteigerung durch Nachfragesteuerung – vgl. 
auch Brandsma 1998, S. 18) und die individuelle Gestaltungskompetenz für die jeweilige Bil-
dungsbiografie stärken. 
 
- Es muss eine Balance zwischen individueller Eigenverantwortung und betrieblicher oder staat-
licher Förderung/Unterstützung herstellen. Dies heißt keine einfache Alimentierung von Wei-
terbildung, sondern die Verbindung von öffentlicher und halböffentlicher (z. B. durch Tarifver-
träge) Finanzierung und Eigenleistung. Öffentliche Mittel sollten so eingesetzt werden, dass 
sie die private Investitionsbereitschaft in Bezug auf Lernen/Weiterbildung fördern. (Zeit und 
Geld sollten gleichgestellt werden und wechselseitig anrechnungsfähig sein.) Hier wären Ex-
perimente mit „Zeitkonten“ auf breiter Ebene über Tarifverträge in die Wege zu leiten und 
gründlich zu kontrollieren. 
 
- Es muss so angelegt sein, dass es die bisher in der Weiterbildung benachteiligten Gruppen 
ermutigt und in lebenslanges Lernen einbezieht. Aktuell heißt das (Langzeit-)Arbeitslose, ins 
Erwerbsleben zurückkehren wollende Frauen und Männer, ältere Arbeitnehmer bzw. Erwerbs-
personen und bildungsferne und geringqualifizierte Personen. Dies wird insbesondere unter 
dem Aspekt der demografischen Entwicklung wichtig. 
 
- Es sollte Anreize dafür geben, nicht nur eng arbeits- oder berufsbezogene Lernangebote, son-
dern auch allgemeinere Lerninhalte wahrzunehmen. 
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Anhang  
Zum Stand der Diskussion über die Finanzierung lebenslangen Lernens (eine Literaturzu-
sammenfassung) 
 
I. Die aktuelle Unsicherheit über die Finanzierung lebenslangen Lernens 
Die generelle Bedeutungszunahme von lebenslangem Lernen – und verbunden damit auch von 
beruflicher Weiterbildung3 – ist unbestritten. Wie von Bardeleben et al.4 in ihrer repräsentativen 
Erhebung zu den individuellen Kosten und Nutzen beruflicher Weiterbildung feststellten, gilt die 
Tatsache, dass Privatpersonen in Deutschland in hohem Maße bereit sind, viel Freizeit, aber auch 
finanzielle Mittel in die berufliche Weiterbildung zu investieren, als Indiz für ihre wachsende Bedeu-
tung. Nicht nur in Deutschland5 gibt es Debatten über Maßnahmen zur Erhöhung der Investitionen 
in berufliche Bildung. Das Hauptproblem aber besteht darin, einen Nachweis dafür zu finden, „dass 
sich diese Investitionen bezahlt machen“.6  
 
Zwar sind die Angaben zur Beteiligung an beruflicher Weiterbildung relativ zuverlässig7, Angaben 
zu finanziellen Aufwendungen durch die an der Finanzierung Beteiligten liegen jedoch nur in Form 
von ungefähren Vorstellungen vor. Einen Überblick über sämtliche Ausgaben zu gewinnen, ver-
langt die Addition unterschiedlicher Quellen, deren Einzelangaben wiederum auf verschiedene 
Weise gewonnen werden: Zum einen stammen sie aus Statistiken, zum anderen aus mehr oder 
weniger repräsentativen Erhebungen (Selbst bei empirischen Erhebungen müssen für Klein- und 
Mittelbetriebe oft Schätzungen zu Grunde gelegt werden).8 Darüber hinaus basieren einige Anga-
ben in Ermangelung anderer Möglichkeiten auf bloßen Schätzungen.  
Als Folge der unklaren Datenlage schwanken auch die Angaben zum Gesamtvolumen der benötig-
ten Aufwendungen beträchtlich. Sie reichen von 68, 5 Mrd. DM über 80 Mrd. DM bis hin zu 100 
Mrd. DM.9 Folgende vier Finanziers erbringen diese Summe:10 Betriebe der Privatwirtschaft, öffent-
liche Hand, Bundesanstalt für Arbeit und Privatpersonen. 
Eine Aufteilung der Gesamtaufwendungen nach den jeweiligen Finanzträgern stellt sich wie folgt 
dar11: 
                                                 
3 Im folgenden werden die Begriffe „lebenslanges Lernen“ und „berufliche Weiterbildung“ insofern synonym 
verwandt, als dass die berufliche Weiterbildung als Beispiel einer Aktivität lebenslangen Lernens betrachtet 
wird, d.h. dass z.B. die Teilnahme an beruflicher Weiterbildung die Reflektion des Individuums über die Not-
wendigkeit lebenslangen Lernens widerspiegelt (auch wenn zu ergänzen ist, dass die Teilnahme an berufli-
chen Weiterbildungsmaßnahmen häufig nicht vollkommen freiwillig ist). 
4 Vgl. von Bardeleben et al.: Individuelle Kosten und individueller Nutzen beruflicher Weiterbildung, Bielefeld 
1996. 
5 Vgl. Brandsma, J.: Die Finanzierung von lebenslangem Lernen: Grundsatzfragen; in: Berufsbildung, Heft 
14 1998, S. 9-24; S. 9; Heidemann, W.: Finanzierungsregelungen der beruflichen Bildung im europäischen 
Vergleich; in: Münch, J. (Hrsg.): Ökonomie betrieblicher Bildungsarbeit: Qualität, Kosten, Evaluierung, Fi-
nanzierung, Berlin 1996; S. 297-320. 
6 Brandsma, S. 9. 
7 Vgl. Berichtssystem Weiterbildung VII.: Integrierter Gesamtbericht zur Weiterbildungssituation in Deutsch-
land, Bonn. 
8 Vgl. von Bardeleben, Sauter: Finanzierung der beruflichen Weiterbildung; in: Berufbildung in Wissenschaft 
und Praxis, Heft 6; Jg. 24; S. 32-38; S. 33. 
9 Ebd., S. 32. 
10 Von Bardeleben et al., S. 8. 
11 Ebd., S. 10 (Bezug auf 1992). 
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• Privatpersonen: 38,2% 
• Betriebe der Privatwirtschaft: 36% 
• BfA: 17% 
• Öffentliche Hand: 8,7% (Angaben statistisch unzuverlässig)12 
Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, dass es sich bei einem Großteil der anfallenden Kos-
ten (69%)13 um indirekte Kosten handelt. Dazu zählen z.B. Opportunitätskosten oder anfallende 
Kosten für Kinderbetreuung in der Zeit der Weiterbildungsmaßnahme. Zudem weisen von Barde-
leben et al. (S. 10f) darauf hin, dass eine Unterscheidung zwischen den Finanzierungsträgern und 
den tatsächlichen Kosten- bzw. Finanzlastträgern zu treffen sei. Zu letzteren gehören 
• die Teilnehmenden, die voll oder anteilig die Kosten ihrer Maßnahme tragen, 
• die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die ihren Beitrag über Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung an die BA leisten, 
• die Verbraucher, die die Weiterbildungskosten der Unternehmen über den Preis mitfi-
nanzieren und schließlich 
• die Steuerzahler, die sich über die Steuern an der staatlichen Mitfinanzierung beteili-
gen. 
Neben rein monetären Aufwendungen opfern die Teilnehmenden vor allem ihre Freizeit, deren 
Geldwert sich kaum ermitteln lässt.14  
 
Da verschiedene Träger in Deutschland wie aber auch in anderen Ländern die berufliche Bildung 
finanzieren, spricht man von einem Mischfinanzierungssystem.15 Zu den o.g. Kostenträgern kom-
men in anderen europäischen Ländern – wie z.B. in Frankreich16 – Systeme der Fondsfinanzie-
rung, die tarifvertraglich vereinbart und paritätisch organisiert sind. Darüber hinaus sieht das fran-
zösische System vor, dass Betriebe gesetzlich verpflichtet sind, eine bestimmte Summe (hier: 
1,5%) der Bruttolohn- und Gehaltssumme für Weiterbildung abzugeben. Die Höhe der Abgaben 
steht dabei in Abhängigkeit zur jeweiligen Betriebsgröße und dem entsprechenden Wirtschaftssek-
tor.17 Solche Formen der Finanzierungsregelung existieren insbesondere in den Mittelmeerstaaten 
(z.B. Spanien, Portugal, Italien und Griechenland). Da es sich beim französischen System um eine 
Finanzierung aufgrund von gesetzlichen Regelungen in Kombination mit Kollektivverträgen han-
delt, spricht man von einem „kohärenten System“.18  
 
Auch das dänische Finanzierungssystem funktioniert durch Kohärenz; die Sozialpartner kooperie-
ren hier mit dem Staat, wobei dieser bei den Finanzierungsaktivitäten dominiert. Das deutsche 
                                                 
12 Von Bardeleben; Sauter, S. 34. 
13 Ebd. 
14 Zwar gibt es Modellrechnungen, die den Freizeitverlust in Form von Durchschnittswerten pro Teilnehmer-
stunde angeben; dabei handelt es sich jedoch um Schätzgrößen, denen wohl eher ein „symbolischer“ Cha-
rakter zuzuschreiben ist; vgl. z.B. von Bardeleben; Sauter, S. 36; Beicht; Krekel: Individuelle Kosten und 
individueller Nutzen der beruflichen Weiterbildung; in: Münch (Hrsg.): Ökonomie betrieblicher Bildungsarbeit: 
Qualität, Kosten, Evaluierung, Finanzierung, Berlin 1996; S. 175-194. 
15 Vgl. Kath: Finanzierung betrieblicher Bildungsarbeit; in: : Münch (Hrsg.): Ökonomie betrieblicher Bildungs-
arbeit: Qualität, Kosten, Evaluierung, Finanzierung, Berlin 1996; S. 268-296. 
16 Vgl. auch Drexel: Kosten und Nutzen unterschiedlicher Weiterbildungssysteme – Schlaglichter und offene 
Fragen aus international vergleichender Perspektive; in: Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
Beiheft 12 (1996), S. 42-54. 
17 Heidemann, S. 298ff. 
18 Ebd., S. 305. 
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Verfahren hingegen ist zwar durch Mischfinanzierungen gekennzeichnet, doch fehlt der eindeutige 
bzw. gesetzlich geregelte Zusammenhang zwischen den beteiligten Gruppen und deren Zustän-
digkeiten. Es handelt sich um eine Pluralität von Quellen und Arten der Kostenübernahme und 
-verteilung. 
 
Für die weitere Betrachtung der Debatte zur Erhöhung von Investitionen in „Humanvermögen“19 
erachtet Brandsma folgende Grundsatzfragen für bedeutsam:  
• Wer muss für welche Form der Ausbildung zahlen? 
• Wie hoch ist der Ertrag von Investitionen in „Humanvermögen“? 
• Gibt es alternative Berechnungsansätze, um die Rendite solcher Investitionen zu 
berechnen?  
 
II. Probleme bei der Finanzierung lebenslangen Lernens 
Auch „Mischfinanzierungssysteme“ funktionieren weitgehend nach Marktprinzipien. Auch hier be-
stimmt der Finanzier das Angebot, was bedeutet, dass z.B. die freie Wahl von Kursinhalten nur 
dann möglich ist, wenn der Teilnehmende die Maßnahme auch selbst bezahlt. Andernfalls – wenn 
bspw. BA oder Betrieb als Geldgeber fungieren – werden die Inhalte vorgegeben bzw. nur be-
stimmte Kurse zur Auswahl angeboten. Bei dieser Form der Mischfinanzierung bestimmen die fi-
nanzierenden Institutionen Inhalte und Ziele, die sie möglichst auf ihre eigenen Interessen abstim-
men.  
 
Bei ihrem Weiterbildungsverhalten und ihrer Bereitschaft zum Investment in Weiterbildung dürften 
auch die Individuen von einer Kosten-Nutzen-Analyse ausgehen. Beim Investment in Weiterbil-
dung handelt es sich jedoch nicht allein um monetäre Kosten, sondern auch um zeitliche Aufwen-
dungen (Freizeitverlust), physische sowie psychische Belastungen. Erscheint den Individuen das 
Verhältnis zwischen eingebrachten Kosten/Aufwendungen und erzieltem Nutzen20 (z.B. Erwerb 
von zur Arbeitsplatzsicherung verwertbarem Wissen) günstig, kann von einer Rentabilität für den 
Teilnehmenden ausgegangen werden, wobei sich diese nicht allein auf ökonomische Größen (er-
höhtes Einkommen, bessere berufliche Position), sondern auch auf die Möglichkeit persönlichen 
Fortkommens bezieht. Da die zur Verfügung stehenden Mittel begrenzt sind und Verwendungs-
zwecke miteinander kollidieren, entscheidet das Individuum aufgrund von Rentabilitäten.   
 
Die Nicht-Teilnahme an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen ließe sich demnach so erklären, 
dass der Einzelne vor allem dann bereit ist, Freizeit, Geld und Mühe in eine Maßnahme zu inves-
tieren, wenn er bereits vor deren Beginn den zu erwartenden Erfolg/Fortschritt einschätzen kann 
bzw. von einer für ihn positiven Teilnahme überzeugt ist. Doch gerade hier liegt das Problem der 
Individuen: Wie können sie den Nutzen von Bildungsprozessen bestimmen, der sich erst in naher 
oder ferner Zukunft einstellen kann? Eine Schwierigkeit ist, dass der Nutzen nicht von allen Betei-
ligten in gleicher Weise bewertet wird; es handelt sich also um eine subjektive Einschätzung, deren 
Operationalisierung schwierig ist.21 Außerdem fällt eine Verständigung über bestimmte Erfolgs- 
und Nutzenkriterien allen Beteiligten schwer. 
                                                 
19 Vgl. Brandsma, S. 9. 
20 Nutzen meint hier auch eine als geplant und wünschenswert angesehene Wirkung einer beruflichen 
Bildungsmaßnahme; vgl. von Bardeleben u.a., S. 17f. 
21 Vgl. von Bardeleben et al., S. 17; Behringer, F.: Zum individuellen Nutzen beruflicher Weiterbildung: 
Subjektive Einschätzungen und objektive Veränderungen; in: Zeitschrift für Berufs- und 
Wirtschaftspädagogik, Beiheft 12 81996), S. 84-104; S. 84.  
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Geht man davon aus, dass bestimmte Merkmale für alle Teilnehmenden Relevanz besitzen, müss-
ten sich solche auch erfassen lassen. Doch hier weist Behringer zurecht auf die Schwierigkeit hin, 
den möglichen (ökonomischen) Erfolg eindeutig einer bestimmten Maßnahme zuzuschreiben und 
dadurch von anderen Einflüssen zu trennen, denn oftmals wird ein solcher Erfolg erst durch die 
Kombination verschiedener Einflüsse erreicht, oder die Grenzen zwischen Lernen und Arbeiten 
sind fließend. Wenn sich also der Nutzen nicht direkt und eindeutig quantifizieren und isolieren 
lässt, stellt sich den Teilnehmenden die Entscheidung für eine Weiterbildungsmaßnahme um so 
schwieriger dar. Von Bardeleben et al. gehen sogar so weit, dass „die meisten Individuen [...] die 
Nutzenerwartung als ein psychologisches Phänomen [für] entscheidungsrelevanter als die genaue 
Kenntnis der Höhe des Nutzens gemessen in Geld“ halten (S. 17). Solche Kosten-Nutzen-
Analysen werden natürlich nicht nur von Seiten der Teilnehmenden unternommen; auch diejeni-
gen, die für Investitionen in „Humanvermögen“ zuständig sind oder es in Zukunft werden sollen, 
kalkulieren in diesen Kategorien.  
 
Ein weiterer Problembereich bei der Finanzierung von Bildung betrifft die Verteilung der anfallen-
den Kosten. Im Hinblick auf Gerechtigkeit, Effektivität und Opportunität der Kosten gilt der Grund-
satz, dass derjenige die Kosten trägt, der auch den Nutzen hat, nicht mehr, da die Nutzenrelevanz 
des Ergebnisses nicht objektiv bestimmbar  oder messbar ist.22 Die derzeitige Finanzierungspraxis 
unterstützt noch die ungleiche Verteilung von Bildungschancen besonders zulasten derjenigen, die 
sich an der Finanzierung beteiligen, an Bildung aber in verhältnismäßig geringem Maße partizipie-
ren (Problem der Kostenüberwälzung). Aus dieser fehlenden Finanzierungsgerechtigkeit ergibt 
sich die Notwendigkeit nach Lösungen und Möglichkeiten, „die Schieflage der undemokratischen 
Finanzierung zu beheben“23, bildungsferne Bevölkerungsgruppen zur Bildungsteilnahme zu veran-
lassen und Chancengleichheit herzustellen, um dem Grundsatz nach lebenslangem Lernen für alle 
ein Stück weit näher zu kommen.  
 
Der Sachverständigenrat Bildung der Hans-Böckler Stiftung prophezeit eine wachsende Nachfrage 
in den meisten Bereichen des Bildungssystems, im besonderen aber auch in bezug auf die Teil-
nahme an beruflicher Weiterbildung24: „In beiden Teilen Deutschlands wird die Zahl der Teilnehmer 
an Angeboten der allgemeinen und der beruflichen Weiterbildung weiter ansteigen.“ Verbunden 
damit könnten auch steigende Ansprüche an die Qualität des Angebots sein. Bereits in jüngster 
Vergangenheit hat der Anstieg der Bildungskosten nicht mit den wachsenden Anforderungen 
Schritt gehalten. Bei gleicher Höhe der Bildungsausgaben kann der vermehrten Nachfrage und 
den steigenden qualitativen Ansprüchen nicht nachgekommen werden.25  
 
III.  Lösungsmöglichkeiten und Vorschläge zur Finanzierung lebenslangen Lernens 
Wie unter I. erläutert, sind die Finanziers der Weiterbildung oftmals nicht die Finanzlastträger. 
Vielmehr entstehen dem Arbeitgeber durch die Weiterbildungsteilnahme seiner Mitarbeiter Kosten, 
die einerseits durch die Teilnehmenden auf ihn „abgewälzt“ werden, die er andererseits über den 
Preis seiner Produkte wieder an den Verbraucher zurückgibt. Zudem finanzieren auch die Nicht-
Teilnehmenden das System beruflicher Weiterbildung durch ihre Abgaben (bspw. Steuerabga-
                                                 
22 Vgl. Balzer, Nuissl (Hrsg.): Finanzierung lebenslangen Lernens, Bielefeld 2000; S. 5ff. 
23 Ebd., S. 21. 
24 Sachverständigenrat Bildung: Für ein verändertes System der Bildungsfinanzierung, Düsseldorf 1998; S. 
12f. 
25 Vgl. ebd., S. 13ff. 
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ben).26 Die Wechselbeziehungen sind hier unklar und undurchsichtig und wären den Individuen 
besser aufzudecken und plausibel zu machen. Gelingt es, den Nicht-Teilnehmenden die Wirksam-
keit von individuellen Investitionen in lebenslanges Lernen zu verdeutlichen und ihre Position als 
Financiers und gleichzeitige Nicht-Nutzer aufzuzeigen, kann auf diesem Weg eine eventuelle Teil-
nahme motiviert werden. Erst wenn Kategorien existieren, die eine adäquate Erfassung des Wei-
terbildungsgeschehens ermöglichen, kann die nötige Transparenz für potentielle Teilnehmende 
entstehen. 
 
Aber nicht nur die Teilnehmenden wollen einen möglichst großen Nutzen aus der beruflichen Wei-
terbildung als Beitrag zum lebenslangen Lernen ziehen. Auch die Betriebe, von denen die Maß-
nahmen häufig finanziert werden, haben gewisse Ansprüche, die sie durch die Weiterbildung ihrer 
Mitarbeiter erfüllt wissen möchten. Doch noch immer sind die Investitionen in die berufliche Wei-
terbildung von Seiten der Unternehmen – vor allem in den mittleren und kleinen Betrieben – nicht 
ausreichend bzw. werden sogar zukünftig reduziert .27 Grund dafür könnte sein, dass man den 
Nutzen für sich nicht sieht. Die Betriebe müssen deshalb berufliche Weiterbildung und die Aus-
schöpfung der Möglichkeiten zum lebens- sowie auch arbeitsbegleitenden Lernen für Mitarbeiten-
de auf allen Qualifikationsebenen als „notwendige Personalentwicklungsmaßnahme und lohnende 
Investition in die eigenen Wettbewerbsfähigkeit verstehen“.28 Erst dann kann Weiterbildung einen 
Schritt in Richtung der Zukunftsfähigkeit von Gesellschaft und Wirtschaft bedeuten. Deshalb wäre 
zu prüfen, ob die im Rahmen der SGB III-Reform entstandenen Förderinstrumente ausreichen.29 
Wenn sich die Betriebe vermehrt aus der Verantwortung zurückziehen, fällt diese verstärkt an die 
Gesellschaft sowie den Staat und die Sozialpartner zurück. 
 
Weitere Ansatzpunkte könnte ein Erfahrungstransfer aus anderen Ländern ergeben.  Doch für 
Deutschland spielen europäische Erfahrungen bislang eine sehr geringe Rolle, da die „Orientie-
rung am bewährten System der beruflichen Aus- und Weiterbildung“30 zu stark ist. Zwar können 
Informationen über die Finanzierung beruflicher Bildung in anderen Ländern Anstöße für Lö-
sungsmöglichkeiten geben, doch ein solcher Transfer hat seine Grenzen: Zu unterschiedlich sind 
die historischen Entwicklungen der jeweiligen Länder und daraus abgeleitet ihre sozialen und kul-
turellen Systeme. Die Kenntnisse über die entsprechenden Berufsbildungssysteme sind noch un-
zulänglich. Heidemann empfiehlt für einen Ländertransfer folgende Vorgehensweise: „Die Informa-
tionen über andere Systeme müssen [...] auf die jeweiligen Problemkonstellationen des eigenen 
Landes bezogen und darauf hin „übersetzt“ werden. Erst dann gehen sie über einen rein indikati-
ven Charakter hinaus.“31  Hinzu kommt in diesem Zusammenhang, dass bestimmte Modelle zur 
Finanzierung von Berufsbildung sich in einem Land wie Deutschland aufgrund seiner Größe und 
Einwohnerzahl nicht realisieren lassen. Das staatliche Engagement in Dänemark steht bspw. in 
starker Abhängigkeit zur Betriebsgröße. Drei Viertel der dänischen Betriebe hat weniger als zehn 
Arbeitnehmer, so dass sich die Möglichkeit bietet, gerade solche Betriebe zu fördern, deren Wei-
terbildungsaktivitäten auch in Deutschland aufgrund ihrer begrenzten Mittel eher schwach sind. 
Unterschiedliche Rahmenbedingungen in den Vergleichsländern haben Einfluss auf die jeweiligen 
                                                 
26 Vgl. von Bardeleben et al., S. 97. 
27 Vgl. Drexel, S. 46. 
28 Berufsbildungsbericht 2000, BMBF, Bonn 2000, S. 13. 
29 Ebd. 
30 Heidemann, S. 298. 
31 Ebd., S. 300. 
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Bildungsausgaben, so dass der bloße Blick auf Zahlen (z.B. in Form von jährlichen Ausgaben für 
Lehrergehälter, Studierende o.ä.) nur eine geringe Vergleichbarkeit zulässt.32  
 
Nichtsdestotrotz kann der Blick auf Weiterbildungsfinanzierung über die Ländergrenzen hinaus 
zumindest Denkanstöße für die innerdeutsche Diskussion geben und alternative Gestaltungsmög-
lichkeiten denkbar machen. Dabei kann es nicht um einen quantitativen Vergleich von bspw. Wei-
terbildungsausgaben o.ä. gehen, sondern eher darum, unterschiedliche Funktionsmechanismen 
von Weiterbildungssystemen kennenzulernen und daraus Anregungen für die eigenen Problemlö-
sungsstrategien zu gewinnen.33  
 
Eine Möglichkeit zur Reduktion von Opportunitätskosten, wie sie z.B. bereits in Dänemark oder 
Finnland genutzt wird (in Ansätzen wohl auch schon in Deutschland34), stellt das Job-
Rotationsmodell dar35: Hierbei wird die Weiterbildungsaktivität von Arbeitnehmern zum Anlass ge-
nommen, Arbeitslose ebenfalls weiterzubilden, damit diese den Arbeitsplatz der Beschäftigten 
während der Weiterbildungsmaßnahme einnehmen können. Es gibt zwei Grundmuster: Zum einen 
kann Job-Rotation auf kollektiver Ebene genutzt werden: Während Beschäftigte aufgrund von be-
trieblichen Maßnahmen an Weiterbildung teilnehmen, übernehmen Arbeitslose ihren Arbeitsplatz 
und werden vorab in Kursen vorbereitet. Zum anderen kann eine Nutzung aber auch individuell 
erfolgen. Dabei nutzen Arbeitnehmer verschiedene Formen der (längerfristigen) Arbeitsbefreiung 
(z.B. Familienurlaub, Bildungsurlaub etc.) und lassen sich aufgrund von vorherigen Vereinbarun-
gen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern während ihrer Abwesenheit durch (per Weiterbil-
dung) angelernte Arbeitslose ersetzen. Dieses Modell antwortet direkt auf die individuellen Interes-
sen der Teilnehmenden, deren Verwirklichung bislang als schwierig galt. Zur Finanzierung werden 
Fonds der staatlichen Arbeitsmarktpolitik genutzt, die einen Großteil der anfallenden Kosten refi-
nanzieren. In Bezug auf Deutschland ist eine Umsetzung unter den derzeitigen Voraussetzungen 
schwierig, da entsprechende kollektive Vereinbarungen zur Finanzierung und Durchführung sol-
cher Maßnahmen fehlen.  
 
Vor allem die Unternehmen sollten nicht nur bestehende Fähigkeiten ihrer Mitarbeiter erhalten, 
sondern auch neue aufbauen. Das Ziel einer lernenden Gesellschaft lässt sich nicht allein durch 
finanzielle Investitionen erreichen; Voraussetzungen sind ebenso organisatorische Veränderungen 
(z.B. das Umstrukturieren von Arbeitsprozessen) und vor allem ein Umdenken in Richtung von 
Flexibilität. Aber auch die Individuen müssen sich eingestehen, dass ihre berufliche Erstausbildung 
unverändert und unerweitert nicht mehr für eine lebenslange Beschäftigung ausreicht, sondern 
dass der Einzelne eigenverantwortlich ist für den Ausbau seiner Kenntnisse und Fähigkeiten. Fi-
nanzielle Hindernisse allerdings müssen in einer Weise „von außen“ abgebaut werden, die den 
Einzelnen unterstützen, ohne ihm die Verantwortung für seine Weiterbildung abzunehmen. Aller-
dings bleibt zu beachten, dass das Finanzierungsproblem lebenslangen Lernens nicht die einzige 
Barriere zur Nicht-Teilnahme an beruflicher Weiterbildung darstellt. Eine ganze Reihe von Fakto-
ren, die von potentiellen Teilnehmenden geprüft werden, bevor sie sich zu einer Teilnahme ent-
                                                 
32 Vgl. Sachverständigenrat Bildung, S. 24ff. 
33 Vgl. Drexel, a.a.O., S. 42f. 
34 Grünewald, U.; Moraal, D. (Hrsg.): Modelle zur Finanzierung der beruflichen Weiterbildung Beschäftigter 
und Arbeitsloser. Dokumentation eines LEONARDO-Projektes mit Beteiligung von Dänemark, Deutschland, 
den Niederlanden und Norwegen; BIBB, Berlin/ Bonn 1998; S. 135ff.  
35 Vgl. ebd., S. 314. 
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schließen, sind im Blick zu halten.36 Neben der Finanzierungsfrage sind vor allem die eigene zeitli-
che Organisation oder auch der Bedarf von Information und Beratung wirksam. Friebel spricht in 
diesem Zusammenhang von „support-Strukturen“ (S. 128). 
 
Ein weiteres Modell zur Finanzierung anfallender Weiterbildungskosten ist die Refinanzierung37, 
bei der sich Dritte an den für Bildung entstandenen Aufwendungen beteiligen.  Durch die Bundes-
anstalt für Arbeit, aber auch durch Arbeitgeber (über staatliche Zuschüsse) stehen Möglichkeiten 
der Refinanzierung zur Verfügung. Zusätzlich können im Rahmen der Einkommens- und 
Lohnsteuererklärung Ansprüche auf Kostenerstattung geltend gemacht werden. Diese Maßnah-
men werden aber von den Teilnehmenden nur in geringem Maße genutzt, da in Bezug auf Refi-
nanzierungsmaßnahmen eine Informationslücke zu bestehen scheint.38 Gezielte Beratung über 
entlastende Finanzierungsmöglichkeiten wäre hier ein erster Schritt. 
 
Eine zusätzliche Anregung könnte darin bestehen, alternative Wege der Bildungsfinanzierung zu 
gehen, um Funktionsweisen und Effizienz zu verbessern. Da zwischen den beteiligten Akteuren 
komplexe und wechselseitige Abhängigkeiten bestehen, kann dies „weitreichende Folgen für das 
gesamte Beziehungs- und Steuerungsgefüge zwischen den Akteuren“39, aber auch für die Finan-
zierungssicherheit haben. Der Sachverständigenrat Bildung geht dabei  von Modellen aus, die von 
folgenden vier Gruppen40 finanziert werden:  
- staatliche Finanzierung,  
- Individuen finanzieren ihre Bildung eigenständig, 
- Finanzierung durch Dritte und  
- Mischformen staatlicher und individueller Finanzierung. 
Diese Finanzierungsquellen werden in bezug auf  eine mögliche Bildungsbeteiligung, soziale Ge-
rechtigkeit, Qualifikationseffekte und Eigenverantwortlichkeit der Lernenden hin überprüft. Insge-
samt kommt der Sachverständigenrat Bildung zu folgenden Empfehlungen und Forderungen an 
eine Regelung des Bildungssystems, um eine Neuorientierung vorzubereiten41: 
• Die im Bildungssystem eingesetzten Mittel müssen effektiver und effizienter eingesetzt 
werden. 
• Die verfügbaren Mittel müssen verteilungsgerechter eingesetzt werden. 
• Verbunden mit präzisen Zielvorstellungen sollen zusätzliche Mittel bereitgestellt werden. 
• Das Bildungsbudget muss transparenter werden.  
• Bildungskonten42 sollen für alle Heranwachsenden im Anschluss an die Schulausbildung 
eingerichtet werden.  
 
                                                 
36 Vgl. Friebel: Hemmende und fördernde Bedingungen der Weiterbildungsteilnahmeentscheidung; in: Zeit-
schrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, Beiheft 12 (1996); S. 119-130, S. 127. 
37 Herget; Holzschuh; Krekel: Was kostet und nutzt Privatpersonen die berufliche Weiterbildung? In: Zeit-
schrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, Beiheft 12 (1996); S. 113.; Beicht, Krekel: Individuelle Kosten 
und individueller Nutzen der beruflichen Weiterbildung; in: Münch (Hrsg.): Ökonomie, betrieblicher Bildungs-
arbeit, Berlin 1996, S. 175-194; S. 179. 
38 Herget et al., a.a.O., S. 113. 
39 Sachverständigenrat Bildung, S. 30. 
40 Ebd. 
41 Vgl. S. 42ff. 
42 Zu den Vorteilen und Zielen von Bildungskonten: vgl. ebd. S. 48f. 
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Das System der Bildungsfinanzierung muss sicherstellen, dass niemand aus finanziellen Gründen 
von der Teilnahme an Bildungsmaßnahmen ausgeschlossen ist. Die Schwierigkeit einer Gleichbe-
handlung und Gerechtigkeit gegenüber allen liegt aber darin, dass die Präferenzen und Interessen 
der Nachfragenden ungleich sind. Aufgrund von individuellen Erfahrungen und Sozialisationspro-
zessen ist die Bildungsmotivation des einzelnen unterschiedlich ausgeprägt. Um zu einem realisti-
schen und praktikablen Ergebnis zu gelangen, müssen gewissen Ungleichheiten in Kauf genom-
men werden, weil sie nicht vollständig ausgeräumt werden können. Dennoch muss das Ziel von 
Bildungsanstrengungen sein, den einzelnen in seiner Fähigkeit der Selbstorganisation und Eigen-
verantwortlichkeit zu stärken, denn Weiterbildungsaktivität setzt eine spezifische Wahrnehmung 
und Interpretation der gesellschaftlichen Verhältnisse voraus und vor allem die Fähigkeit, die eige-
nen Interessen und Bedürfnisse so zu artikulieren, dass Weiterbildung als Zugang zur ihrer Reali-
sierung begriffen wird.43 Dies muss nicht nur für alle Erwerbstätigen gelten (insbesondere für lern-
ungewohnte Gruppen), sondern auch für Arbeitslose und solche, die aus anderen Gründen zeit-
weise nicht erwerbstätig sind sowie für Migranten, andere Ausländer und ältere Erwerbstätige. 
Denn die Zugangsbarrieren zur beruflichen Weiterbildung  -und damit verbunden soziale Ausgren-
zung- haben sich für bestimmte (Beschäftigungs-)Gruppen in den letzten zehn Jahren noch verfes-
tigt.44  
  
                                                 
43 Vgl. Hendrich: Die Weiterbildungsentscheidung als subjektive Bilanzierung von Kosten und Nutzen; in: 
Zeitschrift für Berufs- und Wirtschaftspädagogik, Beiheft 12, S. 131-147, S. 139. 
44 Vgl. Dobischat: Regelungsbedarf im Bereich beruflich-betrieblicher Weiterbildung; in: Zeitschrift für Berufs- 
und Wirtschaftspädagogik, Beiheft 12, S. 164-170; S. 164. 
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Susanne Kretschmer 
 
Lebensbegleitendes Lernen: 
Thesen zum öffentlichen Finanzierungsbedarf 
 
Die öffentliche Finanzierung von lebensbegleitendem Lernen ist insbesondere unter den folgenden 
Gesichtspunkten neu zu überdenken: 
 
1. 
Unter der Annahme, dass im Sinne von Nachfrageorientierung der/die Einzelne aktiv ist, um sich 
ständig weiterzubilden, müssen unterstützende Finanzierungsformen diesem Prozess angepasst 
werden. 
 
Das SGB III stellt das wichtigste Finanzierungsinstrument in diesem Bereich dar. Ein Verände-
rungsbedarf ergibt sich hinsichtlich der folgenden Punkte: 
 
# Modulare Qualifizierungsgänge stellen eine sinnvolle Umsetzung des lebensbegleitenden 
Lernprozesses dar und sind für unterschiedliche Zielgruppen geeignet. Um dieses Konzept 
im SGB III anwenden zu können, ist eine zeitlich flexiblere Handhabung erforderlich, die 
dem schrittweisen Erwerb dieser Qualifikationen je nach individuellen Rahmenbedingungen 
Rechnung trägt. 
Gleichzeitig kann das SGB III die Etablierung modularer Konzepte insbesondere unter Qua-
litätsgesichtspunkten nachhaltig unterstützen, indem es die Bildungsträger zur Einhaltung 
entsprechender Qualitätsstandards und transparenter Verfahren verpflichtet und den Quali-
fizierungspass als ein bundesweit einheitliches und anerkanntes Nachweisinstrument ein-
fordert. 
 
# Eigenverantwortliche Steuerung des individuellen Lernprozesses impliziert berufsbeglei-
tendes Lernen. Hierzu existieren jedoch wenige Finanzierungsinstrumente, so dass die 
Kosten der Qualifizierung vom Einzelnen getragen werden müssen, ohne dass eine Ge-
währleistung besteht, dass sich diese Kosten durch spätere Einkommenserhöhungen aus-
gleichen. Hier wäre eine an die Höhe des Einkommens gekoppelte generelle Unterstützung 
– beispielsweise durch das SGB III – sinnvoll. 
 
2. 
Insbesondere für die Zielgruppe der sogenannten benachteiligten Personengruppen müssen die 
Strukturen flexibler und transparenter, vorhandene Instrumente stärker mit qualifizierenden Ele-
menten gestaltet werden. 
 
Der Veränderungsbedarf betrifft nicht nur Regelungen des SGB III, sondern schließt insgesamt alle 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente des Bundes, der Länder und der Kommunen mit ein. 
 
# Wie bereits im Zusammenhang mit der Modularierung unter 1. genannt sind mittel- und 
langfristige Zeitkorridore erforderlich, die ein individuelles Lerntempo ermöglichen und 
zugleich Zusagen zur stabilen Sicherung des Lebensunterhaltes bieten. 
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# Ein Zeitkorridor ist nicht nur für die Umsetzung modularer Bildung erforderlich, sondern 
auch um Perspektiven für den Einzelnen sichtbar werden zu lassen. Immer wieder wech-
selnde und kurzfristige Angebote ohne kontinuierlichen Aufbau konkreter Ziele wirken de-
motivierend und damit lernhemmend. 
 
# Insbesondere für junge Menschen, die nur wenig auf bereits erworbene Kompetenzen auf-
bauen können, ist ein mittlerer Zeithorizont bis zu 5 Jahren erforderlich, der ihnen genü-
gend Raum bietet und sie sogleich auch fordert, sich entsprechend ihrer Möglichkeiten zu 
entwickeln. 
 
# Qualifizierende Elemente müssen integrale Bestandteile von Beschäftigungs- und Lohnkos-
tenprogrammen darstellen, Beschäftigung „pur“ geht an den zukünftigen Erfordernissen 
vorbei. 
 
 
3. 
Der Anspruch an lebensbegleitendes Lernen stellt kleinere und mittlere Unternehmen vor beson-
ders hohe Herausforderungen, die deshalb einer auf sie abgestimmte Förderstruktur bedürfen. 
 
# Kleinere und mittlere Unternehmen (KMU) verfügen in der Regel über keine ausreichenden 
personellen und finanziellen Ressourcen, um den Prozess lebensbegleitenden Lernens in 
dem Maße zu unterstützen wie es in Großunternehmen möglich ist.  
 
# Öffentliche Finanzierung kann hier zum einen durch Zuschüsse zur individuellen berufsbe-
gleitenden Qualifizierung der Beschäftigten eingreifen (siehe unter 1.) als auch durch über-
schaubare Förderprogramme für Maßnahmen in den Unternehmen selbst. 
Unkomplizierte Antragsverfahren und längerfristige Planbarkeit der Zuschüsse können 
Personalentwicklung in KMU entscheidend unterstützen. 
 
 
4. 
Lebensbegleitendes Lernen hat eine hohe Bedeutung für die Gesellschaft. Diese Wichtigkeit kann 
durch die Installierung einer globalen, übergreifenden Finanzierungssystematik nachhaltig gestützt 
werden. 
 
Die oben ausgeführten Aspekte verdeutlichen die bisherige differenzierte Struktur der öffentlichen 
Finanzierung, die als Ergänzung bzw. Ersatz für betriebliche Ausgaben steht. 
Diese vorhandenen Form birgt jedoch auch die Gefahr der Beliebigkeit. Für eine nachhaltige Un-
terstützung des Prozesses des Lebenslangen Lernens sind neue Konzepte sinnvoll, die betriebli-
che Ansätze (Betriebsvereinbarungen, Tarife, betriebliche Pläne) mit öffentlichen Finanzierungs-
strukturen (SGB III, Programme des Bundes und Länder) verknüpfen zu einer gemeinsamen Stra-
tegie und Systematik und damit sowohl individuellen als auch betrieblichen Interessen eine planba-
re und verbindliche Struktur gewährleisten. Die aus dieser Grundidee entstammenden Konzepte 
für „Lernzeitkonten“ sollten deshalb weiter verfolgt werden. (siehe auch Expertise Faulstich) 
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Peter Faulstich 
Lernzeiten für Lebenslanges Lernen 
 
Lernen erfolgt selbst in der Zeit. Wenn man Bildung begreift als Prozess des Aufbaus von Persön-
lichkeit und Identität, ist die damit erfolgende Aneignung kultureller Lebensformen immer schon 
zeitlich strukturiert. Dies betrifft nicht nur Intentionen und Themen dieses Prozesses, sondern auch 
seine zeitliche Lage und Dauer im Lebenslauf.  
 
Die vorfindlichen Zeitordnungen verbergen ihre geschichtliche Entwicklung und erscheinen den 
Gesellschaftsmitgliedern jeweils als vorgegeben oder gar unveränderlich (Dux 1998, Elias 1984). 
Betrachtet man sie genauer, ist feststellbar, dass sie keineswegs so „naturwüchsig“ sind, wie sie 
erscheinen. Auch die Phasenstrukturen menschlichen Lebens sind in ihren jeweiligen Ausprägung 
veränderbar. Die scheinbar sachlichen Strukturlogiken von Kindheit, Jugend, Erwachsenensein 
und Alter sind soziale Konstruktionen.  
 
Dies gilt selbstverständlich auch für Lernzeiten: für Kindergartenalter, Schulbeginn, Schulzeitdauer, 
Abschlussalter, Ausbildungs-, Studien- und Weiterbildungszeiten. Zeitreglements für Lernchancen 
sind historische Resultate und damit gestaltbar als Arrangements sozialer Koordination.  
 
Dies bedeutet allerdings nicht, dass die jeweiligen Zeitordnungen beliebig seien. Die historisch 
entstandene Konstruktion von Lernsystemen bestimmt jeweilige Lernchancen. Gestaltungsansätze 
müssen nachfragen, inwieweit die jeweiligen Lernzeitordnungen funktional sind, bzw. welche Inte-
ressen sie widerspiegeln. Wenn das Konzept Lebenslanges Lernen (LLL) als weitreichendste Ver-
änderungsstrategie von Lernzeitstrukturen ansetzt, muss es deshalb geprüft werden vor dem Hin-
tergrund realer Prozesse gesellschaftlichen Wandels, der Dynamik der Ökonomie, den Resultaten 
für politische Partizipationschancen, seinen biographischen Konsequenzen und den damit ange-
legten Kompetenzperspektiven(vgl. zum Folgenden Faulstich 2000).45  
 
Vorab allerdings ist festzuhalten, dass eine Verteilung von Lernzeiten über die Lebensspanne für 
dynamische Gesellschaften eine angemessene Form von Aneignungsprozessen kultureller Le-
bensformen ist, Lernen sich also nicht mehr nur auf Erziehungsprozesse in der Kindheit und der 
Jugend beziehen kann, sondern unabschließbare, lebensbegleitende Bildungsprozesse erfordert, 
welche kontinuierlich Persönlichkeitsentfaltung und Identitätsentwicklung sichern. Während das 
bestehenden Bildungswesen auf die wachsende Dynamik der Arbeitswelt noch die traditionellen 
Antworten gibt, können mit dem Prinzip des Lebenslangen Lernens Grundzüge eines neuen Mo-
dells begründet werden, das die zunehmende Dynamisierung des Beschäftigungssystems durch 
verstärkte Flexibilisierung im Bildungssystem aufnimmt, gleichzeitig aber Kerne von Bildungsgän-
gen, beruflichen Profilen und persönlicher Identität sichert. 
 
 
                                                 
45 Die folgenden Überlegungen gehen z.T. zurück auf Arbeiten des Projektverbunds „Zeitpolitik und Lern-
chancen“ durchgeführt von einer Arbeitsgruppe der Hochschulen in Bremen, Duisburg, Erfurt und Hamburg 
sowie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung.  
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1. Modernisierung und Flexibilisierung der Zeitstrukturen des Bildungssystems 
 
Die Karriere des Konzepts Lebenslanges Lernen ist Resultat eines sich vollziehenden Umbruchs 
temporaler Strukturen. Die traditionelle, phasenorientierte Abgrenzung zwischen Lernzeiten und 
Erwerbszeiten wird zunehmend fraglich. Das Dreiphasenschema der Erwerbsbiographie - Ausbil-
dung, Einsatz und Ruhestand - wird flexibilisiert. Dabei entstehen neue Formen der Verschränkung 
von Arbeiten und Lernen. Erwachsenenbildung ist insgesamt Ausdruck dieses Wandels. Ange-
sichts fortbestehender hoher Arbeitslosigkeit zerbrechen außerdem die Kontinuitäten aus Be-
rufsausbildung oder Hochschule in die Erwerbstätigkeit hinein. Statt der Dauerhaftigkeit von Be-
rufslaufbahnen entstehen Flexibilitäten und Mobilitäten zwischen und innerhalb von Lebensab-
schnitten. 
 
Versuche, diese Entwicklungen begrifflich bzw. theoretisch zu fassen, bewegen sich auf drei Ebe-
nen: 
 
- Erstens gibt es Entwürfe für gesamtgesellschaftliche Konstruktionen unter den Stichwörtern 
Modernisierung und Individualisierung.  
- Zweitens gibt es reale Flexibilitäts- und Mobilitätszwänge in der Arbeitswelt aufgrund von 
technologischen und ökonomischen Umbrüchen 
- und drittens bewegt sich die Diskussion um Biographie vor allem um die Deinstitutionalisierung 
von Lebensverläufen. 
 
Das Postulat LLL nimmt diese Tendenzen auf und argumentiert mit weitreichenden Flexibilisie-
rungs- und Individualisierungstendenzen. Es unterstellt eine Erosion der traditionellen Institutionen 
des Bildungsbereichs angesichts einer zunehmenden Dynamik der Arbeitswelt. Es beabsichtigt ein 
erweitertes Optionsspektrum individueller Präferenzen und Chancen.  
 
Daraus folgen konsequenterweise weitreichende Reorganisationsnotwendigkeiten im Bildungssys-
tem. Statt geschlossener Anstalten geht es um flexibilisierte Institutionen, statt um lange, der Er-
werbstätigkeit vorgelagerte Lernlaufbahnen geht es um recurrente, modularisierte Lernbausteine. 
Allgemeine und berufliche Bildung treten in einen neuen Zusammenhang. In der Berufsbildung 
verschiebt sich das Verhältnis von „dualer“ und schulischer Ausbildung, und es entstehen neue 
Mischformen und Lernortverbünde. Die Rolle der Hochschulen bezogen auf den Arbeitsmarkt wird 
neu bestimmt und insgesamt wächst das Gewicht der Weiterbildung im Verhältnis von grundstän-
digem und weiterführenden Lernen (vgl. Faulstich 1999). 
 
- Profilorientierte Modularisierung  
Ein strategisches Instrument zur Reorganisation des Bildungswesens ist der Ausbau von Mo-
dulen als inhaltlich bestimmbare Aus- und Weiterbildungsabschnitte mit einem bewerteten Ab-
schluss in Form eines Zertifikates. Entscheidend für unterschiedliche Modul-Konzepte ist es, 
inwieweit sie Kerne von Kompetenzprofilen sichern. Die Modularisierung hat demnach eine or-
ganisatorische, eine curriculare und eine abschlussbezogene Dimension. Die Modularisie-
rungsstrategie muss eingebunden werden in das Prinzip der Beruflichkeit, als Form der kom-
plexen und identitätssichernden Arbeitstätigkeit.  
 
- Dynamisierte Zertifizierung  
Angesichts der zentralen Funktion von Zertifikaten als formale Kopplung zwischen Bildungs- 
und Beschäftigungssystem geht es darum, Formen der Zertifizierung von Lernerfolgen zu fin-
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den, welche die Flexibilisierung von Erwerbstätigkeiten auffangen. Dabei muss ein Mindest-
maß an Standardisierung gesichert werden, um nicht in die Falle eines total dynamisierten Ar-
beitsmarktes zu geraten. Gleichzeitig muss die Ausweitung informellen Lernens in den Zertifi-
zierungsstrategien berücksichtigt werden. 
 
Dies öffnet auch Tätigkeitsübergänge zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem und ergibt 
veränderte Zeitmuster auf gesellschaftlicher wie auf betrieblicher Ebene. Daran schließen Gestal-
tungsansätze an. 
 
 
2. Freistellung von Arbeitszeit für Lernzeit 
 
Gegenüber traditionellen Beschulungsvorstellungen, die auch dazu dienten, Kinder und Jugendli-
che in Aufbewahrungsanstalten unterzubringen, bevor sie ins Erwerbsleben eintraten, setzt das 
Konzept LLL eine Durchmischung von Arbeiten und Lernen voraus. Ansätze - wenn auch bisher 
nur marginaler Reichweite - sind durch die Bildungsurlaubs- bzw. Arbeitnehmerfreistellungsgeset-
ze initiiert worden. 
 
Die Idee, für Lernen aufgewendete Zeit in die Arbeitszeit einzurechnen, geht zurück auf Diskussio-
nen der Internationalen Arbeitsorganisation in den dreißiger Jahren (zit. in Görs 1978, 40). Aufge-
griffen und propagiert wurde dieser Gedanke in der Bundesrepublik Deutschland 1960 auf der Mit-
gliederversammlung des Arbeitskreises „Arbeit und Leben“. Gefordert wurde „… einen bezahlten 
Bildungsurlaub zu garantieren, der in jeweils fünf Jahren insgesamt acht Wochen umfassen soll“ 
(zit. ebd. 31). 
 
Bildungsurlaubs- bzw. Freistellungsgesetze gibt es – außer in Bayern und in Baden-Württemberg – 
in allen „alten“ Bundesländern. In den „neuen“ Ländern sind in Brandenburg und Sachsen- Anhalt 
Ansprüche auf Freistellung zur Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen verankert. Eine Bun-
desgesetzgebung zu Lernzeitansprüchen zur Freistellung während der Arbeitszeit besteht nach 
wie vor nicht. Über die gesetzlichen Regelungen hinaus sind schätzungsweise 500 tarifliche Rege-
lungen zur Freistellung für berufliche Weiterbildung getroffen worden (Jansen/Länge 2000, 146). 
 
Im „Bildungsurlaub“ werden Arbeitnehmer bezahlt von Arbeit freigestellt. In der Fassung des Ar-
beitnehmerweiterbildungsgesetzes (AWbG) für NRW lauten die Grundsätze: 
 
§ 1(2): „Arbeitnehmerweiterbildung dient der beruflichen und politischen Erwachsenenbildung so-
wie deren Verbindung. Sie schließt Lehrveranstaltungen ein, die auf die Stellung des Arbeitneh-
mers in Staat, Gesellschaft, Familie oder Beruf bezogen sind.“ 
 
Bildungsfreistellung erfolgt in der Regel für „anerkannte“ Veranstaltungen. Einen Rechtsanspruch 
auf bezahlte Freistellung von Arbeit haben Arbeitnehmer der privaten Wirtschaft und des öffentli-
chen Dienstes, deren Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnisse ihren Schwerpunkt im jeweiligen Bun-
desland haben. Der jährliche Anspruch umfasst meist fünf bezahlte Arbeitstage. Die Arbeitnehmer 
können Zeitpunkt und Inhalt der Weiterbildungsveranstaltung frei wählen. Die Arbeitgeber müssen 
rechtzeitig informiert werden und können nur ablehnen, wenn zwingende betriebliche Belange ent-
gegenstehen. Für Kleinbetriebe gibt es z.T. Sonderbestimmungen. Die zuständigen Landesbehör-
den haben auf der Ebene von Rechtsverordnungen Anerkennungsvoraussetzungen festgelegt. 
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Dabei gibt es meist Einzelanerkennungsverfahren für die einzelne Bildungsurlaubsveranstaltung. 
In einzelnen Bundesländern greift daneben oder zusätzlich ein Verfahren der Trägeranerkennung. 
 
Befragungen dokumentieren die Interessen an Teilnahme: 
− berufliche Verwendbarkeit, 
− Auseinandersetzung mit politischen Dimensionen des Berufs, 
− Ausscheren aus dem Alltag, 
− Erfahrungsaustausch, 
− soziale Kontakte (Wagner; A. 1995). 
 
Trotz fixierter Ansprüche ließen 1995 fast 99 von 100 Berechtigten ihren Bildungsurlaub verfallen. 
„Ging der Bildungsgesamtplan 1973 noch von einer Quote der Inanspruchnahme von 15 % aus, 
liegt die Teilnahme im Bundesdurchschnitt wahrscheinlich bei weniger als 1,5 % der Anspruchsbe-
rechtigten. Dabei variieren die Teilnahmezahlen zwischen 0,8 % in Nordrhein-Westfalen und 5 % 
in Bremen“ (Wagner, A. 1995, 5 – 6). Diese Quoten sind langfristig fast gleichbleibend, eher sogar 
sinkend. 
 
Neben der regionalen – durch die Ländergesetzgebung und durch regionale Strukturen bedingte – 
Ungleichheit der Beteiligung wirken sozialstrukturelle Differenzen (vgl. Wagner 1995): 
 
− Mehr Personen mit höherem Bildungsabschluss nehmen teil; 
− Frauen sind weit unterrepräsentiert; ihr Anteil steigt aber bei höherer Erwerbsquote; 
− Der Arbeiteranteil sinkt, überrepräsentiert sind Beschäftigte aus dem öffentlichen Dienst und 
den Bereichen Handel und Dienstleistung; 
− der Ausländeranteil ist gering. 
− Beschäftigte aus Großbetrieben nehmen stärker teil. 
 
Ursachen für die hohe Selektivität der Inanspruchnahme und Teilnahme sind Desinteresse, Un-
kenntnis oder Ängste. Immer wieder gibt es Klagen von Arbeitgebern gegen Freistellungsansprü-
che. Auf Verbandsebene unterliegt die Arbeitnehmerfreistellung einer Blockade durch die Unter-
nehmerseite.  
 
Trotz dieser Einschränkungen hat sich der Bildungsurlaub zu einem relevanten Feld der Erwach-
senenbildung entwickelt. Nichtsdestoweniger ist gemessen an den hoch gesteckten Erwartungen 
die Nutzung von Ansprüchen zur Bildungsfreistellung marginal geblieben. Gleichzeitig ist dieses 
Thema deshalb so konfliktreich, weil es um die gesellschaftliche Verteilung disponibler Zeit geht. 
Lernzeitansprüche belegen eine grundlegende Offenheit der Zeitverwendung. Durch die Freistel-
lungsgesetze sind „grass-roots“ eines veränderten Bildungssystems entstanden, welche Übergän-
ge zwischen Lernen und Arbeiten ermöglichen. Um dies aber tatsächlich zu verwirklichen, kommt 
es darauf an, das Verhältnis von Bildungs- und Beschäftigungssystem strukturell neu zu ordnen 
und durch die Überschneidung von Lern- und Arbeitszeiten neue Konsensfelder auszuloten (vgl. u. 
Abschnitt 4). 
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3. Arbeitszeit- und Lernzeitstrategien im betrieblichen Kontext 
 
Die veränderten gesellschaftlichen Lernzeitmuster schlagen sich auch nieder in den betrieblichen 
Formen von Arbeits- und Lernzeiten (vgl. zum Folgenden Faulstich/Schmidt-Lauff 2000). Im Rah-
men personalorientierter Unternehmensentwicklung wird Kompetenz zu einem Fokus betrieblicher 
Strategien. Entsprechend werden für Weiterbildung auch im Zusammenhang neuer Arbeitszeitmo-
delle veränderte Lernzeitkonzepte erprobt. Es entstehen nach Intention und Thematik differenzier-
te Lernmöglichkeiten, mit unterschiedlichen Anspruchsstrukturen und Konsensmöglichkeiten zwi-
schen den Akteuren. Über die gesetzlichen Regelungen zur Freistellung bzw. Bildungsurlaub hin-
aus gibt es auf tariflicher und betrieblicher Ebene zahlreiche Regelungen, welche Lernzeitansprü-
che begründen und damit einen Reorganisationsprozess im Verhältnis von Lernen und Arbeiten 
anstoßen. 
 
 
3.1 Arbeitszeit- und Lernzeitmodelle 
 
Bei der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung greifen zunehmend „flexible Arbeitszeitmodelle“. Es 
überlagern sich fünf Trends (Lindecke 2000, 2-6): 
 
- Herkömmliche Arbeitsformen, welche nach wie vor für die  große Mehrheit der Beschäftigten 
gelten, werden mit Flexibilitätselementen versehen. 
- Teure Arbeitszeiten werden zum Einsparen von Mehrarbeitszuschlägen durch billige Arbeits-
zeiten ersetzt. 
- Befristete Abweichungen vom tariflichen Niveau werden ausgeweitet. 
- Tarifwidrige Arbeitszeitverlängerungen greifen um sich. 
- Betriebs- und Arbeitszeiten werden der Auftragslage angepasst. 
 
„Fasst man den Begriff sehr weit, haben schon 85% aller Erwerbstätigen eine flexible Arbeitszeit“ 
(Koch 2001). Damit spaltet sich die Betriebszeit von der Erwerbszeit ab. Es gibt eine durchgängige 
Flexibilisierung sowohl hinsichtlich der betrieblichen Reichweite als auch bezogen auf Gestaltung 
für die einzelnen Beschäftigten. Gegenüber den kollektiven Regelungen, wie sie tarifvertraglich für 
ganze Beschäftigtengruppen festgelegt und besonders in Großbetrieben einheitlich verbindlich 
waren, greift zunehmend eine Individualisierung auch der Arbeitsverhältnisse. An die Stelle kollek-
tiver Standards treten einzelne Aushandlungen. Ergebnis ist eine bereits weit fortgeschrittene Dif-
ferenzierung der betrieblichen Reglements, welche universelle Normen ersetzen (vgl. Wagner 
1995, 3). 
 
Es gilt nicht mehr für alle das Gleiche (Individualisierung von Arbeitsvertragsverhältnissen). Paral-
lel werden auch für die einzelnen Beschäftigten die Regelungen für die Erwerbsphasen differen-
ziert. Es kann von den einzelnen zu unterschiedlichen Zeiten länger oder kürzer gearbeitet werden 
(Differenzierung).  
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Abb. 1: Flexibilisierungsstrategien von Arbeitsvertragsverhältnissen 
 
 
Entsprechend wird die Diskussion über Arbeitszeit erweitert. Ging es zunächst in einer ersten Pha-
se hauptsächlich um Fragen der Arbeitszeitverkürzung – also der Dauer - , rückten seitdem ver-
mehrt Aspekte der Lage und Verteilung der Arbeitszeit in den Brennpunkt. Mittlerweile kann eine 
dritte Diskussionsphase ausgemacht werden, bei der Kombinationschancen von Erwerbstätigkei-
ten mit anderen Tätigkeitsformen aufscheinen.  
 
Dies gilt auch für Zeitverwendung für Lerntätigkeit. Der Nutzen von Lernen muss intentional und 
thematisch differenziert werden. Je nach Gegenstand und Anlass gibt es ein Geflecht teils ver-
schiedener, teils überschneidender Interessen. Entsprechend unterscheidet sich auch die Bereit-
schaft, Ressourcen bezogen auf Geld und Zeit aufzubringen. Dies gilt für die Zeitanteile.  
 
Damit werden differenzierte Interessenstrukturen deutlich, von denen ausgehend eine Gestaltbar-
keit der zeitlichen Ordnungen im Betrieb möglich ist. Technische Erfordernisse geben dabei ledig-
lich den Bezugsrahmen ab. Es ist vielmehr zu fragen, welche individuellen, sozialen und ökonomi-
schen Konsequenzen unterschiedliche temporale Arrangements auf betrieblicher Ebene haben. 
Mit der Einführung flexibler Arbeitszeitmodelle gehen in den Unternehmen veränderte Qualifikati-
onserfordernisse einher (Lindecke 2000, 201). 
 
 
3.2 Lernzeit - Regelungen in Tarifverträgen und betrieblichen Vereinbarungen 
 
Mittlerweile gibt es eine große Zahl unterschiedlicher Regelungen, welche arbeitspolitische Zeit-
strategien fixieren. In diesen Regelungen werden Interessenkonstellationen institutionalisiert und 
für die betrieblichen und tariflichen Akteure überschaubar und verlässlich gemacht. Sie geraten 
damit in das arbeitspolitische Konflikt- bzw. Konsensfeld um Flexibilisierung versus Standardisie-
rung. So stellt das Institut der deutschen Wirtschaft fest, dass „flexible Arbeitszeitsysteme zuneh-
mend Mehrfachqualifikationen und damit höhere Humankapitalinvestitionen als starre Systeme" 
(Dichmann 1998, 47) erforderlich machen. Gleichzeitig sind die Risiken einer zunehmenden „In-
tensivierung der Arbeit“ (vgl. Bosch 1989) und Verdichtung der Arbeitszeit zu beobachten.  
 
 - 81 - 
Die Zahl der Arbeitszeitmodelle ist kaum überschaubar (Beispiele u.a. in Baillod u.a. 1997, Linnen-
kohl/Rauschenberg 1996, Wagner 1995). Auch die Zahl der Regelungen zur Qualifikation ist er-
heblich. Bereits 1977 belegte eine Auswertung 204 Tarifverträge, die eine Regelung zur Freistel-
lung für Bildungszwecke enthalten (WSI-Tarifarchiv: Tarifvertragliche Regelungen über Bildungsur-
laub. Düsseldorf 1977, Qualifizierung und Weiterbildung in Tarifverträgen. Düsseldorf 2000). Diese 
Größenordnung wird auch für 1998 noch als gültig unterstellt (Grünewald/Moraal 1998, 99).  
 
Für die Ebene der Betriebsvereinbarungen erfasst eine Dokumentation der Hans-Böckler-
Stiftung 287 betriebliche Vereinbarungen, in denen auch Weiterbildung geregelt ist (Heidemann 
1999 b). Davon sind allerdings nur 73 originäre, spezifisch für Weiterbildung abgeschlossene Ver-
einbarungen (ebd. 87). Qualifikation taucht meist im Zusammenhang mit anderen Regelungsan-
lässen auf.  
 
Dabei sind die zunehmend wichtiger werdenden Formen arbeitsintegrierter Weiterbildung partiell 
regelungsresistent soweit es um ihre Zeittypik geht. Tätigkeitsformen durchdringen und über-
schneiden sich. Je mehr aber das Formalisierungsniveau steigt, desto deutlicher kann auch der 
Regulierungs- und Zertifizierungsgrad zunehmen. 
 
Tarifverträge folgen im dominanten Modell meist der Faustformel, nach der betrieblich veranlasste 
Weiterbildung als Arbeitszeit gilt. „Die Zeit der Qualifizierungsmaßnahme sowie die innerhalb der 
vereinbarten individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit liegende Reisezeit gelten als 
Arbeitszeit; das Monatsentgeld wird fortgezahlt“ (z.B. §3.3.7 der Metall- und Elektroindustrie Süd-
württemberg-Hohenzollern und §3.3.6 Metallindustrie Nordwürttemberg/ Nordbaden, beide im: 
Lohn- und Gehaltsrahmentarifvertrag „Qualifizierung der Beschäftigten“) (vgl. Bahnmüller u.a. 
1991, 1993). Im „Tarifvertrag für die Fortbildung und Umschulung in der Druckindustrie“ vom 7.Mai 
1990 lautet die entsprechende Formel:  
 
„Die Zeit der Fortbildungsmaßnahmen sowie die innerhalb der vereinbarten regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit liegende Reisezeit gelten als Arbeitszeit.“ 
 
Ein anderes Modell ist der Tarifvertrag zur Weiterqualifizierung zwischen der Deutschen Shell AG 
und der IG Chemie-Papier-Keramik von 1988, in dem Freizeiten der Beschäftigten aus der tariflich 
damals anstehenden Arbeitszeitverkürzung, aus Zusatzfreischichten, abzufeiernden Überstunden 
oder Gleitzeiten verrechnet werden (Kühnlein/Paul-Kohlhoff 1991). 
 
Wirksamkeit und Reichweite der Tarifverträge werden unterschiedlich eingeschätzt (Bahnmüller 
u.a. 1991, 1993, Seitz 1997). Dies veranlasst zusätzliche Betriebsvereinbarungen zur Qualifizie-
rung abzuschließen. Betriebsvereinbarungen sollen aus dieser Sicht einen offeneren Rahmen und 
flexiblere Handhabungsmöglichkeiten bieten als die meisten vorliegenden Tarifverträge. Sie kön-
nen die Vielfalt der Qualifizierungsmaßnahmen mit ihren unterschiedlichsten Zielsetzungen, Kos-
tenanteilen und Zeitaufwendungen besser berücksichtigen. Allerdings wird auch vor einer „Deregu-
lierung von Tarifverträgen durch Betriebsvereinbarungen“ gewarnt (Hanau 1993). Regelungsas-
pekte streuen breit. 
 
Ziele, zu beteiligende Akteure oder Instanzen, Bedarfe, Ansprüche, Information und Trans-
parenz, Anmeldeformen, Teilnehmerauswahl, Zeitliche Lage, Zeitanteile, Kosten, Ansprü-
che, Verknüpfung mit Entlohnung oder Weiterbeschäftigung  
Abb. 2: Regelungsaspekte von Weiterbildungsbetriebsvereinbarungen  
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In der Realität der betrieblichen Qualifizierung haben sich Mischformen herausgebildet, welche 
Zeiten und Kosten zwischen Unternehmen und Beschäftigten aufteilen, neue Interessenkonstella-
tionen anerkennen und neue Konsenschancen ausloten. Es entwickeln sich Formen des Time-
Sharing und der Co-Finanzierung (vgl. Faulstich/Schmidt-Lauf 2000 b).  
 
 
3.3 Kriterien für Erwerbs-Lernzeitmodelle 
 
Dies ist bedeutsam für die betriebliche Interessenkonstellation und die verschiedenen Kriterien der 
Beteiligten. Es können an Erwerbs-Lernzeit-Modelle sehr unterschiedliche Anforderungen gestellt 
werden. 
 
 Verlängerung der Betriebszeiten 
 Verbesserung der Anlagenauslastung 
 Minderung von Lohnkosten 
 Senkung von Mehrarbeitskosten 
 Erhöhung der Einzeleinkommen 
 Senkung der Weiterbildungskosten 
 Reduktion der Abwesenheits- und Fluktuationskosten 
 Erhöhung der Arbeitsmotivation 
 Verminderung von Kontrollaufwand 
 Vermeidung von Konflikten 
 Erweiterung von Handlungsspielräumen 
 Verminderung von Belastungen 
 Erhöhung von Kompetenz 
 Steigerung der Arbeitsplatzsicherheit 
 Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze 
 Sicherung sozialer Integration 
Abb. 3: Kriterien für Erwerbs-Lernzeit-Modelle 
 (vgl. Baillod 1997, Faulstich 1998, 107; Marr 1987, 349) 
 
Diese Kriterien können auf ihre Konsensfähigkeit geprüft werden. Es ergeben sich bezogen auf die 
breit akzeptierte und zunehmende Bedeutung des Lernens und der Kompetenz breite Interessen-
überschneidungen. Vorliegende Unternehmensbefragungen zeigen die Vielfalt möglicher Lö-
sungswege (Faulstich/Schmidt-Lauff 2000 b). Dabei kann es kein Standardmodell geben, das als 
Schnittmuster für Unternehmen unterschiedlichster Größe, Branchen und Gewinnlage gleichzeitig 
gelten könnte. Vielmehr belegen die Fallerhebungen eine hohe Relevanz von Unternehmenskultur, 
Beteiligungstradition und Lernkultur. 
 
Mit den Festlegungen von Lernzeitansprüchen auf gesetzlicher, tariflicher und betrieblicher Ebene 
sind Tätigkeitsübergänge zwischen Lernen und Arbeiten angestoßen worden, welche den geän-
derten gesellschaftlichen Zeitmustern folgen und sie gleichzeitig verstärken. 
 
4. Zeitübergänge zwischen Arbeiten und Lernen 
 
Arbeitszeiten und Lernzeiten durchmischen sich. Die Akteure bringen in sehr verschiedenem Ver-
hältnis die Ressourcen an Zeit und Geld auf, die für Weiterbildung nötig sind. Dies gilt für die Un-
ternehmens- wie für die Gesellschaftsebene. Es entstehen neue Konstellationen zwischen Unter-
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nehmen, Arbeitsverwaltung und Institutionen der Erwachsenenbildung. Real gibt es bereits vielfäl-
tige Übergangsfelder zwischen der Nutzung von Arbeitszeit bzw. Freizeit für Lernzwecke (Weiß 
2000).  
 
Die arbeitsrechtliche Zweiteilung zwischen Arbeitszeit und Freizeit ist damit grundsätzlich in Frage 
gestellt. Statt mit zwei Feldern haben wir es mindestens mit vier zu tun: Erwerbszeit, Eigenzeiten, 
Gemeinschaftszeiten und Lernzeiten. Ins Blickfeld kommen so die Wechselwirkungen zwischen 
Erwerbszeitmustern, privater Lebensführung, politischem Gemeinwesen und Lernchancen. Lern-
zeiten stehen in einem Spannungsverhältnis zu anderen Tätigkeiten. Entsprechend differenzieren 
sich auch die Interessen und Prioritäten bezogen auf Zeitverwendung. 
 
Für die Beschäftigten verbindet sich Kompetenzaufbau sowohl mit Erwerbsfunktionalität als auch 
mit eigener Persönlichkeitsentfaltung. Im Unternehmen geht es vorrangig m Effektivität des Perso-
naleinsatzes. Dabei entstehen überschneidende Interessenfelder. Entsprechend ist der Ressour-
ceneinsatz keineswegs eindeutig zuzuordnen, sondern die konkreten Einsatzrelationen von Geld 
und Zeit sind Resultate von Bargainingprozessen aufgrund von Machtkonstellationen. Die jeweils 
bestehende Verteilung und Zurechnung erfolgt durch mikropolitische Aushandlungen innerhalb 
makroökonomischer und –politischer Rahmenbedingungen. Eine Neuordnung von Lernzeiten für 
LLL kann gesichert werden, wenn 
- erstens die Arbeitnehmerfreistellungsgesetze bundeseinheitlich generalisiert werden, 
- zweitens Modelle tariflicher Regelungen expandieren, 
 
- Beispiele betrieblicher Vereinbarungen diffundieren. 
 
Mit einem solchen Konzept können Möglichkeiten zur Implementation von lebenslangem Lernen 
vorgehalten werden. Inwieweit diese tatsächlich genutzt werden, hängt von der Priorität ab, welche 
Lernzeiten im Zeitbudget des individuellen und des gesellschaftlichen Tätigkeitsspektrums erhal-
ten. 
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Peter Faulstich 
Regionale Netzwerke lebenslangen Lernens 
 
Wenn lebenslanges Lernen zur Realität werden soll, müssen dafür die notwendigen Vor-
raussetzungen geschaffen werden. Es geht um ressourcielle - bezogen auf Zeit und Geld -, 
strukturelle - hinsichtlich des Umbaus des Bildungswesens - und infrastrukturelle Strategien, 
welche die Möglichkeitsbedingungen für lebenslanges Lernen schaffen. „Regionale Netzwer-
ke“ und Kooperationsverbünde sollen die Erreichbarkeit, die Verfügbarkeit, die Vielfalt und 
die Weiterentwicklung von Lernmöglichkeiten sichern. 
 
Im Rahmen des Konzeptes LLL wird dem Aufbau von Supportstrukturen (Faulstich u.a. 
1991) als institutionalisierten Netzwerken zwischen regionalen Bildungsanbietern und inte-
ressierten Nutzern ein hoher Stellenwert zugemessen. Leitgedanken dabei sind, gleichzeitig 
die Verantwortung der Lernenden für ihre eigenen Kompetenzentwicklungen zu stärken, a-
ber auch notwendige Unterstützung zu ermöglichen. 
 
Ein Fokus wird dabei auf regionale Aspekte gelegt. Durch räumliche Nähe von Supportstruk-
turen zu den Lernenden sollten Lernanstöße gegeben, Lernmöglichkeiten aufgezeigt und 
Lernanreize geschaffen werden. Zusammengefasst werden diese Ansätze in dem Konzept 
der "Lernenden Region" (Stahl 1999). Pointiert werden „endogene Potentiale“ und interne 
Ressourcen. Die Anpassung an regionale Bedürfnisse kann größere Bedarfsnähe und stär-
kere Adressatenorientierung von Lernmöglichkeiten gewährleisten. 
 
Durch Kooperationsverbünde - als auf Kontinuität gestellt Netzwerke - sollen regionale Infra-
strukturen gefördert und gesichert werden, deren Hauptziel ist, Anbieter und Nachfrager so-
wie andere Interessierte zusammenführen, um so Verbesserungen der Lernangebote zu 
erreichen und gleichzeitig die Lernbeteiligung zu steigern.  
 
Regionale Netze beruhen auf dichten Interaktionen in sozialen, ökonomischen, juristischen, 
administrativen und vor allem kulturellen Relationen. Regionale ökonomische Cluster sind 
gekennzeichnet durch „Embeddednes“ (Granovetter) in historisch gewachsene kulturelle 
Ensembles. Diese liefern den Hintergrund für eine Kooperation regionaler Akteure bei wis-
sensintensiven Dienstleistungen. 
 
Mit Netzwerkaktivitäten wird ein Strategieansatz aktiviert, der besonders in der Weiterbildung 
schon Ende der sechziger Jahre artikuliert wurde. Ein „kooperatives System der Erwachse-
nenbildung" stand am Ausgangspunkt der Diskussion über Weiterbildungspolitik und wurde 
in den 70er Jahren zu einem wichtigen Prinzip der damals verabschiedeten Landesgesetze. 
Auch in den 90er Jahren wurde mit den Stichworten Kooperation, Verbünde und Support-
strukturen ein entsprechendes Konzept formuliert und breit diskutiert. Wenn also nun nach 
Beginn des neuen Jahrtausends diese Strategie reaktiviert wird, ist es notwendig, darüber 
klar zu werden, welche Widerstände bestehen und welche neuen Konstellationen veränderte 
Umsetzungsmöglichkeiten fördern. 
 
Das Konzept der Lernnetzwerke und -verbünde kombiniert die beiden Stränge Regionalent-
wicklung einerseits und Bildungs-, insbesondere Weiterbildungspolitik andererseits. Dabei 
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spielen nicht nur ökonomische und soziale, sondern immer auch kulturelle Aktivitäten und die 
Gesamtheit der Lebensbedingungen eine Rolle.  
 
 
1. Region als Fokus der Kompetenzentwicklung 
 
Während auf der einen Seite Globalisierung um sich greift, ist auf der anderen Seite stärkere 
Regionalisierung feststellbar. Nachdem traditionelle Regionalpolitik durch Umverteilung von 
Wachstumsüberschüssen in Problemregionen versucht hat, Ungleichgewichte abzubauen, 
haben sich mittlerweile solche zentralistischen Programme als nicht geeignet erwiesen, um 
regionale Stärken und Perspektiven zu erkennen und zu aktivieren. So gibt es mittlerweile 
eine Rückbesinnung auf "endogene Potenziale", wobei sich das Augenmerk besonders auf 
qualifikatorische und kulturelle Ressourcen richtet. Die wichtigsten Stichworte dabei sind 
regionale Entwicklung durch Innovation und Qualifikation. Regionale Kulturen - als Gesamt-
heiten unterschiedlicher, räumlich differenzierter Lebensweisen - werden entwicklungsrele-
vant. Wenn Erneuerungsstrategien für Regionen artikuliert werden, wird in letzter Konse-
quenz Kompetenzentwicklung in den Mittelpunkt gestellt.  
 
Der Begriff Region ist allerdings gegenüber Versuchen einer Definition äußerst sperrig. Es 
gibt verschiedenste Zugänge (Scheff 1999,18) z.B.:  
 
- Territoriale, d.h. an Raumgrößen wie Pendlerströmen oder Einzugsgebieten orientierte, 
- administrative, also auf Gebietskörperschaften oder Verwaltungseinheiten wie Kreise, 
aber auch Kammern oder Arbeitsämter bezogene, 
- funktionale, ausgehend von spezifischen Problemen wie Verkehr, Warenumschlag, oder 
eben auch Bildungsangeboten. 
 
Die Diskussion um Raumentwicklung hat pointiert, dass jedes Problem zur Konstruktion von 
spezifischen Regionen zu anderen Abgrenzungen führt. Es geht letztlich um ökonomische, 
soziale, politische und kulturelle Zusammenhänge, welche über Kommunikations- und Inter-
aktionsstrukturen Lebens- und Wirtschaftsräume konstituieren. 
 
 
2. Netzwerke als Regulationsstrategie 
 
Die bildungsökonomische Diskussion hat herausgearbeitet, dass für diesen Sektor weder der 
Markt, als Forum individueller Unternehmens- und Käuferentscheidungen, noch ein hierar-
chisch steuernder Staat erfolgreich sein können. Eine Lösungsalternative für neue gesell-
schaftliche Vermittlungs- und Entscheidungsformen wird in der Diskussion um Netzwerke als 
Regulationsmechanismen "dritter Art" pointiert. Netzwerke stützen sich vorrangig nicht auf 
monetäre oder hierarchische Verhältnisse, sondern auf Kontextbedingungen wie Vertrauen, 
Anerkennung und gemeinsame Interessen. Über einzelne Kooperationsaktivitäten hinaus 
sind Netzwerke relativ kontinuierliche Kopplungen der beteiligten Akteure. Sie setzen auf 
kommunikative Beziehungen, welche sich nicht in Geld- oder Marktverhältnisse auflösen.  
 
Es muss unterschieden werden zwischen Netzen, Kooperationen und Institutionen. Erst 
wenn Interaktionen kontinuierlich werden, entstehen daraus Netzwerke, welche den beteilig-
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ten Akteuren eine Vertrauensgrundlage für den Ausgleich von Interessen geben. Unter-
scheidbar sind aufsteigende Niveaus des Grades sozialer Kopplung. Wenn Netzwerke auf 
Kontinuität gestellt und formalisiert werden, ergeben sich Kooperationsverbünde mit gemein-
samen Zielsetzungen und Aktivitäten. Dies ist noch abzusetzen gegenüber juristisch 
normierten Formen der Gebietskörperschaften, wie sie sich in den territorialen Institutionen 
des politischen Systems darstellen. Die Gebietskörperschaften können aber auch selbst Teil 
eines Netzwerkes werden. Kompetenznetzwerk und Kooperationsverbünde bewegen sich 
also in einem Spannungsfeld von öffentlichen Institutionen und der Selbstbindung und 
Kooperation der Beteiligten. (Abb. 1). 
 
 
 
 
        
    juristische   Körperschaften 
Institutionen 
 
 
 
 verbindliche  Verbünde 
Kooperationen 
 
 
        
    kontinuierliche  Netzwerke 
Interaktionen 
 
 
Abb.1: Niveaus sozialer Kopplung 
 
Durch die Diskussion um Netzwerke wird gleichzeitig ein gesellschaftliches Beziehungsgefü-
ge akzentuiert, das gerade angesichts vorherrschender Individualisierungstendenzen ge-
meinschaftliche Verantwortung betont. Dabei darf nicht unterschlagen werden, dass es auch 
mögliche Probleme und Risiken von Netzwerksteuerungen geben kann. Netzwerke sind kei-
neswegs ein Allheilmittel für Regulationsdefizite. Es gibt nach „Marktversagen“ und „Staats-
versagen“ auch so etwas wie „Netzwerkversagen“. Außerdem sind Macht und Konflikt in 
Netzwerken keineswegs aufgehoben, sondern möglicherweise nur verlagert. Eine Reihe von 
Problemen können zu „Netzwerkversagen“ führen (Abb. 2). 
 
 
- Abstimmungsbedarf einer großen Zahl von Akteuren 
- steigender Zeitbedarf 
- fehlende Kontinuität 
- wachsende Koordinationsprobleme  
- zunehmender Verhandlungsaufwand  
- Fortbestehen von Macht und Hierarchie 
- Leugnen oder Verschieben von Konflikten  
Abb. 2: Risiken eines Netzwerkversagens 
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3. Netzwerke lebensbegleitenden Lernens 
 
Für regionale Lernkulturen und die entsprechenden Arbeits- und Lebensperspektiven sind 
die vorhandenen und zu entwickelnden Lernchancen zentrales Moment. Es geht also darum, 
eine Infrastruktur für miteinander vernetzte Lernangebote zu sichern und zu entwickeln.  
 
Solche Ansätze sind in der Bundesrepublik Deutschland in verschiedensten Zusammenhän-
gen, z. B. unter der Thematik "regionale Bildungslandschaften" in Nordrhein-Westfalen oder 
beim Aufbau von Weiterbildungsverbünden in Schleswig-Holstein vorgeschlagen worden. 
 
Netzwerke sollen zum einen der regionalpolitischen Entscheidungsfindung dienen; zu diesen 
koordinierenden Funktionen können gehören: 
 
- Bedarfsklärung, 
- Planung und Empfehlung von Schwerpunktsetzungen, 
- Abstimmung der Angebote, 
- Erstellung regionaler Programme, 
- Anregung zur Kooperation und zur Sicherung der Kontinuität der Angebote, 
- Entwicklung der Lerninfrastruktur, 
- Mittelverteilung 
- Vergabe öffentlicher Initiativprojekte, 
- Verknüpfung mit der Wirtschaftsförderung. 
 
Solche Formen regionalpolitischer Entscheidungen müssen zum andern ergänzt werden 
durch Unterstützungsleistungen, welche träger- und einrichtungsübergreifend sichergestellt 
werden müssen; zu solchen Supportstrukturen mit mehr administrativen und technischen 
Funktionen gehören: 
 
- Information und Transparenz, 
- Beratung und Werbung, 
- Curriculum- und Materialerstellung, 
- Qualifizierung des Personals, 
- Bereitstellung dezentraler Ressourcen, 
- Kontaktvermittlung zu Bildungsinstitutionen und Unternehmen, 
- administrative Koordination einzelner Projekte,  
- Gemeinsames Marketing, 
- Qualitätssicherung und Evaluationsansätze. 
 
Kompetenznetzwerke beruhen also auf Interaktionsstrukturen, die der Entscheidungsfindung 
und der Unterstützung von Lernmöglichkeiten dienen. Diese können formalisiert und instituti-
onalisiert werden, in Kooperationsverbünden, welche ihre Kontinuität gewährleisten.  
 
Es gibt typische Entwicklungsverläufe, wie sich riskante Interaktionen zu relativer Stabilität 
verschieben können. Ein möglicher Prozess geht von einzelnen Absprachen über teils ver-
traglich abgesicherte und dann auch längerfristige Zusammenarbeit zu regionalen Allianzen 
führen kann.  
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          Vertrauensgrad 
 
 
  Phase I       Phase IV 
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Absprachen       regionale Allianzen 
 
 
Abb. 3: Entwicklung von Netzwerken und Kooperationsstrukturen 
(geändert nach Wildemann 1997, 421) 
 
Für Lernnetzwerke entwickelt sich ein solcher Prozess nach vorliegenden empirischen Ana-
lysen (Faulstich u.a. 2000) oft von weichen Kooperationen durch gemeinsame Öffentlich-
keitsarbeit, über Beratungsaktivitäten hin zu abgestimmten Formen der Qualitätssicherung. 
Es ist selbstverständlich, dass instabile Zwischenlagen fortbestehen und die Übergänge ris-
kant bleiben, weil sich divergierende Interessen nicht aufheben. Ausgelotet werden immer 
wieder neu überschneidende Interessen, durch die Netzwerke und Kooperationen zu win-
win-Spielen werden. 
 
Eingebracht in Netzwerkaktivitäten und Kooperationsverbünde werden akteurspezifische 
Interessen und Expertise. Zusammenarbeit beruht dabei .auf der Unterschiedlichkeit der Be-
teiligten. Aufbauend auf dem regional verteilten Wissen können Netzwerke als multiplen 
Zentren von Expertise entstehen. Sie konstituieren „Communities of practice“ resultierend 
aus kulturellen Traditionen. Dabei verschieben sich die Netzwerkstrukturen: Forschungsinsti-
tute und Entwicklungsabteilungen sind nicht mehr die hauptsächlichen oder gar ausschließli-
chen Wissenserzeuger. Auch im Spektrum der Wissensnutzer – bei spezialisierten Industrie-
firmen und Handwerksunternehmen, bei Softwarefirmen und Designstudios, aber auch in 
Verwaltungen und Anwalts- und Notarsbüros – entsteht ein - meist implizites - Wissen. Dies 
zu identifizieren, zu explizieren, zu diffundieren, zu kombinieren und zu modifizieren ist die 
Leistung der Wissensvermittler: traditionell der Beratungsfirmen, der Massenmedien und der 
Weiterbildungsträger, die sich zunehmend informationstechnischer Instrumente wie Daten-
banken, Informationsdienste und Expertensysteme bedienen. Regionale Wirtschaftskreisläu-
fe beruhen immer mehr auf der polyzentrischen Produktion, Distribution und Implementation 
von Wissen. Wettbewerbsfähigkeit ist dann Resultat  durchaus immer wieder neu prekärer 
Kooperation von Experten.  
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4. Anforderungen an Netzwerke 
 
Ein nicht-reduktionistisches Konzept regionaler Wissenserzeugung und -vermittlung geht 
also über bloße Ökonomie hinaus und berücksichtigt regionale Kulturen, Erfahrungen als 
Grundlage von Wissensaneignung.  
 
Regionale Netzwerke sind riskante Kooperationstrategien, die immer wieder gefährdet sind 
und sich auflösen und neu entstehen. Längerfristig arbeitende Verbünde haben eine Reihe 
von Strategien entwickelt, welche Kontinuität sichern sollen. 
 
- Institutionelle Dauerförderung 
- weitere Fördermittel von Land, Bund oder EU  
- Zuschüsse der Träger 
- Finanzierung durch beteiligte Unternehmen 
- Akquisition weiterer Projekte 
- eigene Einnahmen 
Abb. 4: Kontinuitätsstrategien 
 
Nach bisher vorliegenden Erfahrungen müssen Netzwerke lebenslangen Lernens, wenn sie 
erfolgreiche Impulsgeber für "lernende Regionen" sein wollen, einige organisatorische 
Merkmale aufweisen: 
 
- Regionale Initiative 
- Flexibilität der Strukturen 
- „Bottom up“ – Steuerung 
- Geringe Hierarchie 
- Direkte Kommunikation 
- Neutrale Koordination 
- Offenheit des Leistungsspektrums 
- Verknüpfung verschiedener Politikfelder 
Abb. 5: Netzwerkerfordernisse 
 
Unter diesen Bedingungen sind die Netzwerke Voraussetzungen, um bezogen auf das Kon-
zept LLL Lernanstöße zu geben, Lernmöglichkeiten aufzuzeigen und vorzuhalten, Lernanrei-
ze zu schaffen und Lernzeiten zu sichern. 
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Susanne Kretschmer und Christina Below 
 
Lebensbegleitendes Lernen: 
Modularisierung 
 
1. Ausgangssituation 
 
Im Kontext „Lebensbegleitendes Lernen“ ist das System der beruflichen Bildung mit der For-
derung nach Modernisierung und Flexibilisierung konfrontiert. Neue Organisationsformen 
und Lernkonzepte sind gefragt, die die formellen und informellen Lernprozesse verbinden 
und auf individuell vorhandenen Kenntnissen und Fähigkeiten aufbauen. 
 
Folgende Aspekte skizzieren den Handlungsbedarf: 
 
# Das bisherige Bildungssystem ist nicht prozessorientiert und bietet wenig Orientie-
rung. Es fehlt ein Steuerungsinstrument. 
# Berufliche Qualifikationen außerhalb regulärer Erstausbildung und Weiterbildungsbe-
rufe werden in der Regel nicht anerkannt zertifiziert und sind somit kaum verwertbar. 
 
 
2. Modularisierung – mehr Chancen auf Bildung 
 
Modulare Qualifizierungskonzepte erfüllen die Forderungen nach flexiblen Bildungswegen, 
indem sie es ermöglichen, bei individuellen Voraussetzungen anzuknüpfen.  
 
Sie können von der Berufsvorbereitung über die Nachqualifizierung bis zur beruflichen Wei-
terbildung, von Qualifizierungsprojekten für Jugendliche bis zu Angeboten der Erwachse-
nenbildung in Volkshochschulen und Universitäten sowie von SGB III - geförderten Integrati-
onsmaßnahmen bis zu regulären Ausbildungs- und Weiterbildungsgängen eingesetzt wer-
den.  
  
Module in diesem Sinne verstanden beschreiben die wesentlichen Kompetenzbereiche eines 
Berufsbildes und weisen berufliche Handlungskompetenzen aus. Durch die Orientierung an 
Berufsbildern werden Qualitätsmerkmale vorgegeben für das schrittweise Erwerben von Ab-
schlüssen in anerkannten Berufen sowie das Erwerben von Weiterbildungsabschlüssen.  
Modularisierung verbindet Aus- und Weiterbildung und schafft Übergänge. Module können in 
einem Berufsbild zur Ausbildung gehören, während sie bei einem anderen Berufsbild zur 
Zusatzqualifikation werden können.  
 
Modulare Qualifizierung richtet sich an Menschen, die individuelle Wege des Lernens be-
schreiten wollen bzw. die derartige Möglichkeiten für ihre weitere Entwicklung benötigen. 
Hierbei handelt es sich um Personen mit den unterschiedlichsten Lebensbiographien unab-
hängig von ihrer Vorbildung, von vorhandenen Bildungsabschlüssen und ihrer derzeitigen 
Situation.  
Ein besonderes Augenmerk gilt jedoch auch sogenannten (bildungs-)benachteiligten Perso-
nengruppen, z.B. Personen ohne formale Bildungsabschlüsse, Personen mit individuellen 
(diskontinuierlichen) Bildungskarrieren, Frauen beim (Wieder-) Einstieg in den Beruf, Men-
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schen ausländischer Herkunft (Migranten), Personen mit sozialen und persönlichen Brüchen 
(Insassen und Entlassene von Haftanstalten, Therapieeinrichtungen). 
 
Modulare Qualifizierung ist gleichfalls arbeitgeberfreundlich. In zeitlich überschaubaren und 
inhaltlich in sich geschlossenen Einheiten können sich Arbeitnehmer/innen weiterbilden, die 
Wahl der Module als auch die zeitliche Reihenfolge kann an betriebliche Erfordernisse ange-
passt werden. Die Kopplung mit betriebspraktischen Erfahrungen stellt ein wichtiges Quali-
tätsmerkmal modularer Konzepte dar. 
 
Modularisierung unterstützt das lebensbegleitende Lernen und zeigt Wege dafür auf. Somit 
werden auch Personen angesprochen und einbezogen, die sonst oft von Weiterbildung aus-
geschlossen sind. Durch die Gliederung der Bildungsinhalte in Module erhöht sich die 
Transparenz über individuelle Leistungsziele und individuellen Leistungsstand (u.a. auf dem 
Weg zu einem Berufsabschluss). 
 
Allerdings muss dabei beachtet werden, dass modularisierte Qualifizierungen durch ihre in-
dividuelle Gestaltbarkeit und die hohe Flexibilität einen erhöhten Koordinations- und Bera-
tungsaufwand auf der Seite der Bildungsanbieter bedeuten. 
 
Deshalb müssen Strukturen geschaffen werden, die eine modulare Qualifizierung begleiten 
und steuern. Dazu gehören 
 
• die Feststellung individuell vorhandener Kenntnisse und Fähigkeiten, um im Hinblick auf 
das Nachholen eines Berufsabschlusses, die Lernbedarfe zu definieren und auf dieser 
Grundlage individuelle Qualifizierungspläne für jeden Teilnehmer zu entwickeln.  
Das Feststellungsverfahren ermöglicht zudem die formale Anerkennung beruflicher Fä-
higkeiten, die dann in einem Qualifizierungspass zertifiziert werden. 
 
• die Qualifizierungsberatung, um einen individuellen Qualifizierungsweg zu planen, ei-
nen Qualifizierungsplan zu erstellen und die verschiedenen Lernorte zu verknüpfen 
 
• das Durchführen von Modulprüfungen, mit denen die einzelnen Module abgeschlos-
sen werden. Eine Modulprüfung stellt den Nachweis über die vorhandenen/erworbenen 
Qualifikationen dar, die Modul für Modul in einem Qualifizierungspass zertifiziert werden. 
Eine Modulprüfung fragt nicht nur Kenntnisse ab, sondern prüft auch die Fähigkeit zur 
Anwendung des Gelernten und erfasst die sogenannten Schlüsselqualifikationen  
 
• die Lernberatung zur Steuerung, Begleitung und Stützung des Lernprozesses. Sie ist 
insbesondere für die oft lernungewohnten Zielgruppen von größter Bedeutung. Die Lern-
beratung muss mit dem Einstieg in eine modulare Qualifizierung, nach dem Feststel-
lungsverfahren oder einer Modulprüfung einsetzen und dient der Orientierung im Qualifi-
zierungsprozess. Die Lernberatung erfolgt zu fachspezifischen und lernorganisatorischen 
Fragen. 
 
• Einführung eines Qualifizierungspasses als Nachweisinstrument. 
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3. Der Qualifizierungspass – als Nachweis von Lernprozessen und als Steuerungsin-
strument des Bildungsweges 
 
Wer lebensbegleitendes Lernen fordert, muss sich mit neuen Formen der Zertifizierung aus-
einandersetzen. Die Einführung eines Qualifizierungspasses stellt hierfür ein geeignetes 
Instrument dar. 
 
Der Qualifizierungspass ist ein persönliches Dokument, das den Nutzer/die Nutzerin beglei-
tet und von der Berufsvorbereitung bis zur Nachqualifizierung oder Weiterbildung eingesetzt 
werden kann. 
Im Qualifizierungspass werden Module zertifiziert und weitere berufsspezifische Qualifikatio-
nen, berufsübergreifende Zusatzqualifikationen, berufliche Vorerfahrungen, Schulabschlüsse 
sowie sonstige Fähigkeiten und Kenntnisse, die für die berufliche Tätigkeit verwertbar sind, 
erfasst.  
Der Qualifizierungspass ist Strukturierungshilfe bereits während des Qualifizierungsprozes-
ses und wird im Rahmen einer Feststellung, nach einer Modulprüfung, bei einem Assess-
mentverfahren oder zu Beginn einer Qualifizierung ausgegeben.  
Für die Zulassung zur Externenprüfung nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG), Hand-
werksordnung (HwO) oder dem jeweils geltenden Landesschulgesetz ist der Qualifizierungs-
pass Nachweis, dass die Voraussetzungen erfüllt sind.  
Der Qualifizierungspass ist ein Instrument zur Sicherung von Qualität und Transparenz für 
abschlussbezogene modulare Qualifizierung. 
 
• Der Qualifizierungspass stellt eine Möglichkeit dar, berufliche Kompetenzen unterhalb 
eines anerkannten Berufsabschlusses zu dokumentieren und "vorzeigbar" zu machen.  
 
• Der Qualifizierungspass strukturiert einen möglichen Weg zum Nachholen eines Berufs-
abschlusses, indem im Qualifizierungspass weitere Schritte aufgezeigt werden. Gerade 
für die Zielgruppe der Un- und Angelernten ist es wichtig, einzelne Schritte zu planen und 
nach und nach absolvieren zu können. 
 
• Der Qualifizierungspass kann für alle genutzt werden, die eine Ausbildung (Studium) ab-
brechen, an einer Berufsvorbereitung, einer Nachqualifizierung oder einer Maßnahme 
der Arbeitsförderung teilnehmen. 
 
• Der Qualifizierungspass gibt die Möglichkeit, berufliche Qualifikationen und Erfahrungen, 
die außerhalb traditioneller Aus- und Weiterbildung erworben wurden, zu dokumentieren 
und zu sammeln. 
 
Damit können Personen, die individuelle Bildungswege gehen, erstmalig umfassend alle Sta-
tionen ihres beruflichen und persönlichen Werdegangs darstellen.  
 
Der Qualifizierungspass wird durch Bildungseinrichtungen, Qualifizierungsträger und Betrie-
be ausgegeben.  
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4. Netzwerke als Instrument zur Implementierung und Qualitätssicherung für modul-
arisiertes Lernen 
 
Lebensbegleitendes Lernen setzt eine hohe Selbststeuerung der Lernenden voraus. Für eine 
eigenständige Wahl des „richtigen Weges“ ist jedoch auch eine „Sichtung“ der Wahloptionen 
erforderlich: durch eine nachvollziehbare Struktur des Weiterbildungssystems und entspre-
chende Hilfestellungen (Beratung, Datenbanken etc.).  
 
Allerdings ist auch deutlich geworden, dass ein so flexibles System seine Vorteile gegenüber 
herkömmlichen Formen der Qualifizierung erst vollständig zeigen kann, wenn ein regionaler 
Konsens besteht, auf breiter Basis modulare Qualifizierung anzubieten. 
 
Dazu müssen sich private und öffentliche Bildungsanbieter mit den regionalen Akteuren der 
beruflichen Bildung (Kammern, Gewerkschaften, Verbände, Arbeitsämter und zuständige 
Stellen der öffentlichen Verwaltungen) vernetzen, mit einander kooperieren, um an der Mo-
dernisierung von beruflicher Bildung im Kontext von „lebensbegleitendem“ Lernen mitzuwir-
ken.  
Modularisierung trägt somit auch zu einer Veränderung auf der Bildungsanbieterseite bei.  
 
Die Vernetzung dient  
 
• dem Aufbau eines modularen Qualifizierungs- und Weiterbildungssystems, das den indi-
viduellen Bedürfnissen von Nutzern und aber auch den Anforderungen von Betrieben 
bzw. den Bedingungen in den jeweiligen Branchen und Regionen gerecht wird 
 
• der Qualitätssicherung durch Verbreitung der regional bzw. bundesweit anerkannten 
Qualitätsstandards und Verfahren zur Modularisierung  
 
• der Einführung des Qualifizierungspasses als Zertifizierungsinstrument für individuelle 
Formen des Lernens  
 
• der Entwicklung von Beratungs- und Serviceangeboten für individuelle Bildungsnachfra-
ger sowie die Einführung eines Verfahrens zur Validierung von beruflichen Vorerfahrun-
gen als Grundlage für den passgenauen Einstieg in modulare Qualifizierungsangebote 
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Günther Dohmen 
 
Zertifizierung 
 
 
Ausgangspunkt:  
 
In der modernen Wissens-, Lern- und Bildungsgesellschaft müssen alle Menschen ihr Leben 
lang lernen, um ein menschenwürdiges soziales und  beruflich erfolgreiches Leben führen zu 
können. 
Dieses lebenslange Lernen kann in den verschiedensten Formen und an den verschiedens-
ten Lernorten stattfinden und seine Ergebnisse müssen jeweils in einer fairen und gerechten 
Weise zertifiziert und gesellschaftlich anerkannt werden. 
 
Leitfragen: 
 
1. Was sind die wesentlichsten Funktionen und Leistungen des Zertifizierungssystems ? 
2. Wo und wie behindert die derzeitige Zertifizierungspraxis eine angemessene Anerken-
nung und Entwicklung des lebenslangen Lernens aller?  
3. Welche Änderungen und Ergänzungen sind notwendig, um die Zertifizierung in Zukunft 
gezielter für die Förderung des lebenslangen Lernens aller fruchtbar zu machen ? 
 
I.  Funktion und Leistungen der Zertifizierung 
 
Funktion:                          
Zertifizierung 
- bestätigt Ergebnisse von Lern-/Qualifizierungs-/Bildungsprozessen, 
- bezieht sie auf öffentlich anerkannte Kriterien/Standards und 
- begründet/verbessert beruflich-gesellschaftliche Einstiegs- und Aufstiegschancen. 
 
Leistungen: 
- Durch Zertifizierung werden das persönliche Lernen und die dadurch bewirkten Wis-
sens- und Kompetenzentwicklungen bewertet und klassifiziert. Dadurch werden Lern-
leistungen vergleichsfähiger und wettbewerbsoffener.. 
 
- Zertifizierung fördert die gesellschaftliche Anerkennung bestimmter, durch autorisierte 
Institutionen/Veranstaltungen/Personen induzierter und festgestellter Lernleistungen. 
Dadurch wird die Motivation zur Nutzung dieser Lernangebote und zu entsprechen-
den Lernleistungen  wesentlich gefördert. 
 
- Durch Zertifizierung des Erwerbs bildungspolitisch erwünschter Kenntnisse und Wert-
vorstellungen wird (auch bei fehlendem persönlichen Interesse) das entsprechende 
Lernen, Verstehen und Verhalten gefördert. Das ist ein wesentlicher Sozialisierungs-
beitrag zur Sicherung der Kontinuität politisch-gesellschaftlicher, weltanschaulich-
kultureller, wirtschaftlich-technischer Strukturen und Traditionen. 
 
 - 99 - 
  
- Durch die formalisierte Verbindung von pädagogischen Lernleistungsbeurteilungen 
mit gesellschaftlichen Berechtigungen werden Wissen, einschlägige Qualifikationen 
und Schlüsselkompetenzen anstelle von Standes-, Geschlechts-, Rasse-, Religions-, 
Partei- und Klientelzugehörigkeiten zu wesentlichen Kriterien für den Zugang zu be-
sonders begehrten Positionen, Vergütungen und Privilegien in der Gesellschaft.  Das 
ist ein wesentlicher Ansatz zu mehr gesellschaftlicher Chancengerechtigkeit. 
 
- Durch Bestätigung und gesellschaftliche Anerkennung von Lernergebnissen können 
sich die Identitätsbildung, das Selbstvertrauen und die persönliche Lebensqualität der 
Lernenden signifikant verbessern.   
 
 
II.  Grenzen und Mängel der Zertifizierungspraxis im Hinblick auf die Entwicklung des 
lebenslangen Lernens aller 
 
Allgemeines Grundproblem: 
 
Seit der Entstehung des Prüfungswesens in Deutschland  (z.B. bei der Einführung des würt-
tembergischen Landexamens am Ende des 16. Jahrhunderts oder der Einführung der Abi-
turprüfung in Preußen am Ende des 18. Jahrhunderts) wird kritisch das Grundproblem disku-
tiert, 
- ob und wie man über eine gezielte Wissensprüfung hinaus die „Bildung“, d.h. die 
„Reife“ und die für die Übernahme beruflich-gesellschaftlicher Funktionen notwendi-
gen persönlichen Kompetenzen, in objektivierbarer Weise feststellen kann und soll 
und 
- wie bzw. wieweit eine durch die Verknüpfung von Prüfungs- und Berechtigungswesen 
bedingte Ausrichtung von Lehre und Lernen auf eine vorwiegend noten- und zeug-
nisbezogene Wissenseinprägung, d.h. die einseitige Konzentration auf das, was ge-
prüft wird und prüfbar ist, vermieden werden kann.(Dohmen 1961)   
 
Die Erinnerung an dieses strukturelle Spannungsverhältnis zwischen „Bildung“ und „Prüfung“ 
kann ein Bewusstsein der Relativität von Prüfungen und Zertifizierungen wach halten und vor 
Selbstgerechtigkeiten bei der pädagogischen Beurteilung von Menschen bewahren.  
 
 
Spezifische Probleme zur Förderung des lebenslangen Lernens aller 
 
- Objektivierende, juristisch abgesicherte und bürokratisch erlassene Prüfungsordnun-
gen und Zertifizierungsrichtlinien können nur langsam und umständlich an schnelle 
Veränderungen der Anforderungen in der modernen Arbeits-, Lebens- und Medien-
welt angepaßt werden. Die entsprechenden Zertifikate sind daher selten up to date. 
Sie bleiben immer wieder hinter dem sozialen Wandel zurück.  Das begrenzt und re-
lativiert entsprechend die Relevanz zertifizierter Lernergebnisse für die aktuelle Le-
bens- und Berufsbewährung. 
 
- Zertifizierungen, die den erfolgreichen Abschluss fachbezogener Lernwege an Schu-
len und Hochschulen bestätigen, erfassen zu wenig die fachübergreifend-
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aufgabenbezogenen Umsetzungskenntnisse und komplexen Problemlösungsfähig-
keiten, die in der Lebens- und Berufspraxis jeweils gefordert werden.(Renkl 1994) 
Das heißt: die Transfer-, Anwendungs- und Verwertungsmöglichkeiten dessen, was 
unterrichtsfachbezogen gelernt, geprüft und zertifiziert wird, sind relativ begrenzt. 
Damit wird die Legitimation einer Zuteilung von beruflich-gesellschaftlichen Berechti-
gungen auf der Grundlage einer Zertifizierung zum Teil gesellschaftlich irrelevanter 
Lernergebnisse zu einem sich verschärfenden Problem. 
 
- Die im schulischen Rahmen erwerbbaren  Zertifikate beziehen sich vorwiegend auf 
Ergebnisse theoretischen Lernens, besonders auf die verbale Präsentation von unter-
richtlich vermitteltem und im Gedächtnis gespeichertem Wissen (Straka 2000). Die 
große Zahl der Menschen, die mehr aus der Verarbeitung praktischer Erfahrungen 
und Fälle lernen, werden durch diese Prüfungs- und Zertifizierungsansätze 
benachteiligt und nicht für ihr (anderes) lebenslanges Weiterlernen motiviert. 
 
- Zertifizierungen, die sich vor allem auf die gedächtnismäßige Wissensspeicherung 
beziehen, setzen im Zeitalter der modernen Datenspeicher und Informationstechno-
logien unzeitgemäße Akzente. (J.U.Schmidt 1999) Wichtiger als die Zertifizierung der 
eloquenten Reproduktion kodifizierten Wissens ist für die moderne Arbeitswelt und 
Gesellschaft eine Bewertung der Fähigkeit zur kreativen Selektion, Kombination, 
Deutung und Neukonstruktion des jeweils in akuten Anforderungssituationen hilfrei-
chen und sinnvollen Wissens. Die modernen Erschließungs-, Konstruktions- und pro-
jektbezogenen Kommunikations- und Kooperationskompetenzen werden bei einseiti-
gen Wissens- und Gedächtnisprüfungen nicht angemessen erfasst. Die entsprechen-
de Vergabe von Zertifizierungen und gesellschaftlichen Startchancen verfestigt 
Selektionskriterien, die mit einer Förderung des notwendigen offenen Lernens und 
Weiterlernens aller kaum vereinbar sind. 
 
- Zertifizierungen sind in der Regel auf allgemeine Standards bezogen. Sie stellen glei-
che Anforderungen an ungleiche Menschen (Geißler/Orthey 1996). Sie werden damit 
der fortschreitenden Individualisierung des Lernens und der persönlichen Bildung 
nicht gerecht. 
 
- Die gängige Zertifizierung bezieht sich weitgehend auf Ergebnisse planmäßig organi-
sierter kollektiver Lernprozesse. Die für die Verwirklichung eines kontinuierlichen le-
benslangen Lernens aller besonders wichtige Fähigkeit zum bewussten selbstge-
steuerten Lernen wird dabei zu wenig berücksichtigt.(Dohmen 1997) 
 
- Bei einer vorwiegend auf das angeleitete Lernen in Bildungsinstitutionen bezogenen 
Prüfung und Zertifizierung kommen die für die Lebens- und Berufsbewährung beson-
ders wichtigen Kenntnisse und Kompetenzen, die informell im Lebens- und Arbeits-
vollzug erworben werden, zu wenig in den Blick.(Dohmen 1999) Dadurch droht die 
gesellschaftliche Kluft zwischen anerkannten und nicht anerkannten Kompetenzen 
und zwischen entsprechenden gesellschaftlichen Gruppen verfestigt zu werden. 
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III.  Notwendige Zertifizierungsveränderungen 
 
1. Die wirksame Förderung des notwendigen lebenslangen Lernens aller Bürgerinnen und 
Bürger macht eine offenere Anerkennung und Zertifizierung der auf verschiedensten 
Lernwegen erworbenen Kenntnisse und Kompetenzen notwendig. In diesem Zusam-
menhang einer stärkeren Konzentration auf Lernergebnisse müssen besonders die bis-
her nicht berücksichtigten Ergebnisse des von allen Menschen in ihrem Lebens- und Ar-
beitsalltag praktizierten informellen Erfahrungslernens festgestellt und durch entspre-
chende Zertifizierung bestätigt und gesellschaftlich anerkannt werden (Straka 2000).  
Das ist besonders schwierig, da dieses informelle Lernen stärker in die Vielfalt und Kom-
plexität des Lebens und Handelns in den verschiedensten Daseinsbereichen verwoben 
ist und seine Ergebnisse schwerer identifizierbar und objektivierbar sind. (Dohmen 2001) 
Dies fordert zur Erforschung und Entwicklung neuer Prüfungsverfahren und –methoden 
und zu einer entsprechenden Qualifizierung von Prüfern/Prüferinnen heraus.(Björnavold 
2000) 
 
2. Um die Kluft zwischen theoretischer Lernausrichtung und praktischen Lebens- und Be-
rufsanforderungen besser zu überbrücken, müssen das Lernen und die Prüfungen stär-
ker auf die Meisterung konkreter Arbeitsaufträge, praktischer Probleme, offener Situatio-
nen, authentischer „Fälle“ und sinnvoller Projekte bezogen werden und es müssen mehr 
entsprechende Wissenserschließungs-, Handlungs- und Aufgabenlösungskompetenzen 
getestet und zertifiziert werden. Dazu kann die Auswertung einschlägiger internationaler 
Erfahrungen mit handlungsorientierten „Performance-Prüfungen“, „Portfolio“-
Evaluationen bzw. „integrierten“, Theorie und Praxis verbindenden Prüfungen hilfreich 
sein.(Alheit/Pliening 1999; CAEL 1999) 
 
3. Um den mehr praxis- und erfahrungsbezogen lernenden Menschen auch bei der Fest-
stellung ihrer theoretischen Verarbeitungsfähigkeit besser gerecht zu werden, können im 
Zusammenhang mit Performance-Demonstrationen zur Feststellung praktischer Hand-
lungskompetenzen verbalisierte Reflexionen über das Warum des eigenen Aufgabenlö-
sungsverhaltens, die begründende Abwägung eventueller Handlungsalternativen und ei-
ne selbstkritische Ergebnisbeurteilung herausgefordert und beurteilt werden. (Dohmen 
2001) 
 
4. Um die Selbststeuerung und Eigenverantwortung der Lernenden auch in Prüfungs- und 
Zertifizierungsverfahren stärker zum Zuge kommen zu lassen, sollte sich die Feststellung 
von Lernergebnissen in Zukunft  mehr auf die selbständige Lösung von Problemen bzw. 
Arbeitsaufträgen, besonders auch die selbständig recherchierende Erarbeitung am PC,  
und auf die Darstellung und offene Erörterung der eigenen Lernerfahrungen und der Ein-
schätzung der dabei erworbenen Kompetenzen durch die Lernenden selbst (z.B. mit 
Portfolios, Qualifizierungspass etc) beziehen.(Mandell/Michelson 1990; Spillane 1999; 
Wettstein 1999)    
 
5. Um die wichtigen sozialen/kommunikativen Schlüsselkompetenzen angemessen zu er-
fassen, müssen sich Prüfungen und Zertifizierungen in Zukunft auch verstärkt auf ge-
meinsam zu bearbeitende Aufgaben/Projekte beziehen, die zu wechselseitiger Abstim-
mung, fairer Kooperation und gemeinsamem Management herausfordern.(Zucker 1999) 
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6. Zur faireren Anerkennung der verschiedensten Formen menschlichen Lernens wird es 
notwendig, in Zukunft mehr unabhängige, für jederman offene Prüfungsinstanzen einzu-
richten, die Lernergebnisse bzw. Kompetenzen ohne Rücksicht darauf, wo und wie sie 
erarbeitet wurden, feststellen und zertifizieren (Storan 1999). 
 
7.  Die stärkere Konzentration auf bildungswegunabhängige Kompetenzprüfungen bedingt 
auch eine Abkehr von allgemeinen „Abschlussprüfungen“ und die Öffnung für lernpro-
zessbegleitende Feststellungs- und Beratungsverfahren und kumulative bzw. auf kompe-
tenzprofilbezogene Module bezogene Prüfungen (Behrens u.a. 1999). In diesem Zu-
sammenhang bietet sich z.B. die Einbeziehung offener Zertifizierungsmöglichkeiten in 
moderne regionale und virtuelle Lern-Netzwerke mit vielfältigen Öffnungen und Verknüp-
fungsmöglichkeiten an.  (DfEE 1997; University for Industry 1998; A.P.P. 1995) 
 
8.  Die Schwierigkeit einer objektivierbaren und auch juristisch  unanfechtbaren Feststellung 
und Zertifizierung komplexer Kompetenzen könnte durch die Einbeziehung einer Mehr-
zahl verschiedener Prüfer/Beurteiler (z.B. aus Theorie und Praxis) und unterschiedlicher 
Feststellungsverfahren und Kompetenzerprobungen reduziert werden.(Björnavold 2000) 
 
9. Prüfung und Zertifizierung von Lernergebnissen (Kenntnissen/ Qualifikatio-
nen/Kompetenzen) müssen künftig im Zusammenhang der notwendigen Motivierung aller 
zum lebenslangen Lernen mehr den Charakter der Feststellung/ Bestätigung/ Anerken-
nung vorhandener Kompetenzen haben und mit Beratung und Förderung des weiteren 
Lernens verbunden werden. D.h. sie sollten weniger unter den Gesichtspunkten einer 
Auslese, einer Verleidung des Lernens und eines Ausschlusses von weiterführenden 
Lernmöglichkeiten als vielmehr der Feststellung und Förderung von Begabungen und der 
Ermutigung und Anregung für weitere, noch besser auf die persönlichen Voraussetzun-
gen und Interessen zugeschnittene Wege des Weiterlernens erfolgen.(Perker 1994; Dre-
xel 1997) 
 
10. Ein offeneres Lernen auf verschiedenen Lernwegen und an verschiedenen Lernorten zur 
gezielten Umsetzung eines lebenslangen Lernens aller und zur Entwicklung lebensbe-
währungsrelevanter Kompetenzen macht auch eine entschiedenere Lösung von fachsys-
tematisch überfrachteten Curricula und stärkere Ausrichtung auf lebensnahe Problemlö-
sungen notwendig. Erst ein freierer autonomerer Umgang mit bildungsbürokratischen 
Systemzwängen, besonders mit allgemeinen Wissenskanon-, Lehrplan- und Prüfung-
sordnungs-Vorgaben, kann die notwendige Fairness gegenüber den Menschen, deren 
gesellschaftlich wichtige Kompetenz und Leistungsfähigkeit durch traditionelle schulische 
Kriterien nicht angemessen erfasst werden, gewährleisten. 
 
11.  Eine bildungswegunabhängige Prüfung und Zertifizierung der für das Zurechtkommen in 
der modernen Welt wesentlichen Einsichten und Schlüsselkompetenzen, die jeweils situ-
ationsbezogen die nötigen Wissenserschließungs- und persönlichen Kompetenzpotentia-
le mobilisieren können, kann zum entscheidenden Hebel für eine fairere Leistungsbeur-
teilung und Berechtigungszuweisung und für ein breiteres „Empowerment“ auch der bis-
her weniger bildungsoffenen Bürger und Bürgerinnen werden. 
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12. Es geht bei diesen neuen Prüfungen nicht darum, Leistungsanforderungen zu reduzie-
ren, sondern verschiedenartige Leistungen differenzierter zu erfassen und damit mehr 
Leistungsgerechtigkeit zu sichern. Je mehr Lernleistung gefordert und je mehr sie zur 
Grundlage für gesellschaftliche Anerkennungs- und Berechtigungszuweisungen wird, 
desto notwendiger wird es,             
1. die Vielfalt verschiedener Lernformen und Lernleistungen fair zu berücksichtigen, d.h. 
nicht alles über einen Kamm zu scheren, und     
2. die Beurteilungskriterien möglichst stringent auf die Kenntnisse und Kompetenzen („li-
feskills“ Nickse 1980) zu beziehen, die man braucht, um in der modernen Lebens-, 
Berufs- und Medienwelt ein humanes, soziales und beruflich erfolgreiches Leben füh-
ren zu können. 
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Günther Hohlweg 
   
Lernen – ein Leben lang 
Neue Medien für lebenslanges Lernen 
 
Lebenslanges Lernen, berufliche Bildung, Ausbildung gewinnen in Zukunft immer mehr an 
Bedeutung. Die Zeiten sind vorbei, wo es hauptsächlich darauf ankam, eine gute schulische 
Grundausbildung und eine solide Berufsausbildung zu erhalten. Viel deutlicher als bisher 
wird es notwendig sein, immer wieder neue Inhalte ganz anderer Art aufzunehmen. Dieser 
Veränderungsdruck wird wesentlich erzeugt durch die zunehmenden Möglichkeiten der In-
formationstechnik, durch das Auftreten vollkommen neuer Technologien in unterschiedlichen 
Anwendungsbereichen, aber auch durch neue Arten der internationalen Wertschöpfung. Der 
Weiterbildungsbereich ist dabei am besten darauf vorbereitet, die Chance der modernen 
Technik optimal zu nutzen, beispielsweise  durch den vermehrten Einsatz der Multimedia-
technik. Eine solche Nutzung wird der Weltmarkt auch erzwingen, wenn man wettbewerbs-
fähig bleiben will. Auf der anderen Seite  ergeben sich dann auch interessante Wertschöp-
fungsperspektiven in diesem Bereich, die allerdings verbunden sind mit einer Ausdehnung 
der weltweiten Chancen zur Teilnahme an derartigen Ausbildungsformen (z. B. World Wide 
Teaching Network aufgebaut vom Siemens-Bereich Information and Communication Net-
works). Dies bedeutet zudem auch bessere Möglichkeiten für Menschen in anderen Ländern, 
die von überall auf der Welt her auf hohem Ausbildungs- und Wissensniveau mit uns konkur-
rieren werden. 
 
Denken wir nur an das Thema E-Business: Durch E-Business werden gesamte Unterneh-
men auf eine neue Grundlage gestellt. Die Veränderungen, die sich anfänglich durch E-
Business ergeben, wirken sich sowohl auf die internen als auch auf die externen Prozesse, 
dann auf die Organisation und schließlich auf jeden einzelnen Mitarbeiter aus. Zunächst 
einmal bedeutet das für die Mitarbeiter, Neues zu lernen. Doch allein die Beherrschung der 
Werkzeuge reicht nicht aus. Der Einzug der digitalen Medien in den Alltag des Unterneh-
mens ruft eine immer engere Verzahnung aller Prozesse hervor. Damit wird es für alle Betei-
ligten zunehmend wichtig, auch über die benachbarten Prozesse Bescheid zu wissen.  
 
Ebenso wird sich im Zeitalter von E-Business der Umgang mit Wissen deutlich verändern. 
Besonders in vernetzten und globalen Teams muss der einzelne Mitarbeiter vermehrt Wis-
sen teilen und vervielfältigen. Für die Unternehmen wird es zur erfolgsentscheidenden oder 
sogar überlebensentscheidenden Aufgabe, die eigenen Mitarbeiter so zu motivieren, dass 
sie die Veränderungen tragen und aktiv mitgestalten. Somit erhält sowohl für die Unterneh-
men als auch für die Mitarbeiter selbst die permanente Qualifizierung einen wichtigen Stel-
lenwert. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, muss die Bildung neue Wege gehen.  
 
Lernen hat sich immer mehr am Bedarf auszurichten und damit am Arbeitsplatz sowie an 
den jeweiligen Aufgaben zu orientieren. Im betrieblichen Alltag verschwindet mehr und mehr 
die Grenze zwischen Arbeit und Lernen. Wissen kann so ohne große Unterbrechung in den 
Arbeitsprozess unmittelbar einfließen.  Lernen wird ein Bestandteil unseres Lebens sein. 
„Lernstoff“ wird vergleichbar wie Strom und Wasser überall verfügbar sein. Manche bezeich-
nen ihn als „Fluid Learning“. 
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Gerade im Zeitalter des E-Business besticht die moderne Lernform über das Netz, das so-
genannte E-Learning. Sie zeichnet sich durch Schnelligkeit und Verfügbarkeit großer Men-
gen an Wissen für viele Lernende aus. E-Learning wird so ein Instrument zum Lernen im 
gesamten Unternehmen. Bei Siemens ist Web-basiertes Lernen am Arbeitsplatz, aber auch 
am häuslichen Bildschirm bereits Wirklichkeit geworden (z. B. SITRAIN vom Geschäftsbe-
reich Automation and Drives). Dabei werden auch Kunden und Zulieferer eingebunden. Au-
ßerdem verringert E-Learning Schnittstellen und unterstützt die im E-Business entscheiden-
de Durchgängigkeit von Prozessen.  
 
E-Learning ist für lebenslanges Lernen aber nicht das Allheilmittel. Viel wichtiger ist laut 
Hans-Rüdiger Pfister, Privatdozent an der technischen Universität Berlin, die Einbettung der 
Lernprozesse in einen sozialen Kontext, d. h. die Kooperation mit anderen Lernenden oder 
mit Tutoren. Weiterhin kann eine optimale Unterstützung des Lernenden in seinem Weiter-
bildungsprozess nur erreicht werden, wenn sämtliche Lernmethoden und –instrumente zu-
sammenwirken, eine sogenannte hybride Lern- 
form. Bei diesem Lernkonzept werden alle verfügbaren Ressourcen wie Web Based Trai-
ning, Web Based Information, Computer Based Training, Teletutoring, Telecoaching sowie 
Präsenzseminare und Workshops ähnlich einem Satellitenmodell genutzt. Jeder Komponen-
te fällt da eine andere Rolle zu. Es reicht keineswegs aus, nur elektronische Lernformen ein-
zuführen, um lebenslanges Lernen zu garantieren. Das gilt besonders dann, wenn es nicht 
nur um die Vermittlung von rein fachlichem Wissen geht, sondern auch beispielsweise um 
Einbringung von Erfahrungen.  
 
In erster Linie geht es darum, das „Image“ des Lernens zu verbessern. Da Lernen meist mit 
Schule verknüpft wird, lässt das teilweise negative Erinnerungen wach werden. Die Vorstel-
lungen vom Lernen müssen von Assoziationen des Schulfrustes befreit und mit positiv be-
setzter Lernerfahrung verknüpft werden, wie z. B. Lernfreude. Dies nutzte im Oktober 2000 
der Bildungsbereich von Siemens Qualification and Training, als er das Web-basierte Trai-
ning einsetzte, um weltweit alle Siemens-Mitarbeiter in unterhaltsamer Weise in die „Ge-
heimnisse“ des E-Business einzuführen. Mit dieser Methode wurde erreicht, dass in wenigen 
Stunden Lernzeit alle Mitarbeiter auf eine einheitliche Wissensbasis gelangen konnten. Hin-
zu kommt noch, dass alle Lerninhalte zweisprachig angelegt sind.  
 
Ein wichtiges Konzept besteht in der Modularisierung. Sie trägt zur Attraktivität und zur 
Selbstbestimmung des Lernens bei. Außerdem muss der Lernende dann keinen ganzen 
Lehrgang absolvieren. 
 
Das lebenslange Lernen wird getragen von verschiedenen Lernformen. Dabei kommt dem 
informellen Lernen eine große Bedeutung zu. Gerade die Weiterentwicklung des informellen 
Lernens kann einen erheblichen Beitrag im Zusammenhang mit dem lebenslangen Lernen 
leisten und dabei helfen, die Bildungskluft in der Bevölkerung abzubauen. 
 
Die Bildungsträger sind aufgefordert, ihre Lernangebote mediengerecht und zielgruppenori-
entiert umzusetzen. Lehrgangsfolgen und Lernbausteine sind aufzugliedern, damit die Ler-
nenden die für sie passende Lernmenüs zusammenstellen können. 
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Gerade die Bildungsverantwortlichen sollten dazu beitragen, eine neue Lernkultur zu vermit-
teln, die 
 
1. Freude am Entdecken und Lernen weckt, 
2. auf interessante Lernmöglichkeiten und –methoden hinweist,  
3. Aufbau von Lernservicenetzwerken unterstützt, 
4. einen Geist zur partnerschaftlichen Einbringung von Know-how in die gemeinsame Lern-
kultur hervorruft. 
 
Standen bisher Fragen der notwendigen Computertechnik, der Betriebssysteme, Netzdienste 
etc. im Vordergrund, werden beispielsweise Fragen über den Lernprozess immer wichtiger. 
Für die Unternehmen heißt das, es ist unmöglich über Wissen zu sprechen, ohne über Pro-
zesse zu reden, in dem die Mitarbeiter zusammenarbeiten, zusammen lernen, und einzeln 
oder im Team Wissen erzeugen. Unternehmen, die Wissen als wichtige Ressource betrach-
ten, pflegen einen Kommunikations- und Interaktionsstil, der lebenslanges, kontinuierliches 
Lernen und Wissensteilung unterstützt.  
 
Um die Lernkurve bei der Nutzung der elektronischen Informations- und Kommunikationsmit-
tel schneller zu durchschreiten, gilt es besonders psychologische Hürden zu überwinden. 
Manche Vorbehalte beruhen auf einer grundsätzlichen Technikskepsis. Andere auf der 
Angst, den neuen Techniken nicht gewachsen zu sein oder in der eigenen traditionellen Auf-
gabe überflüssig zu sein. Hier ist sowohl fachliche als auch persönliche Weiterentwicklung 
notwendig. Lernen der Zukunft ist aus betrieblicher Sicht ein überwiegend selbst organisier-
ter und bedarfsorientierter Prozess. Arbeits- und Lernumgebung gehen ineinander über. Ler-
nen aus Sicht der Betriebe unterstützt die Mitarbeiter in der „Performance“ ihrer täglichen 
Arbeit. Es lässt sich nicht durch ein systematisches Curriculum festlegen. Der Lernprozess 
entsteht weitgehend „just in time“ bzw. „on demand“. Lernen erfolgt an realen Problemen 
oder authentischen Arbeitsaufgaben (kundenspezifische Aufgaben). 
 
Aus dieser Sichtweise ist Lernen ein konstruktiver Prozess. Es ist kein Prozess des Empfan-
gens und Speicherns von vorgegebenen Informationen im Rahmen einer vom Lehrenden 
vorgedachten Lernstrategie. 
 
Wissen wird sehr unterschiedlich aufgenommen. Untersuchungen haben gezeigt, dass Ler-
nende dazu neigen, neues Wissen und neue Erfahrungen so lange zu transformieren, bis es 
zu dem vorhandenen Wissen und ihren Einstellungen adaptiert ist. 
Das übermittelte Wissen kann dann deutlich von der Auslegung dieses Wissens beim Ler-
nenden abweichen. 
 
Entscheidend ist letztlich die Entwicklung einer Lernkultur, die mit einer breiten Akzeptanz 
und Bereitschaft zum Lernen als kontinuierlichen Prozess verknüpft ist. Lebenslanges Ler-
nen kann eine gemeinsame Vision bilden, die das Lernen zur Selbstverständlichkeit für den 
Einzelnen, für die Organisation und für die Gesellschaft werden lässt. Derzeit sind wir auf 
Grund der Innovationsgeschwindigkeit in einem kontinuierlichen Veränderungsprozess. Ler-
nen findet innerhalb einer Veränderung statt, deren Ziel nicht absehbar ist.  
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Im betrieblichen, bedarfsorientierten Lernprozess ist das Netz zukünftig die Lernumgebung, 
die gleichzeitig die Plattform zur Kommunikation und Kooperation der Beteiligten darstellt. 
Handlungskompetenz, die auf Lernen im Netz ausgerichtet ist, muss durch individuelle Kom-
petenzen ( wie z. B. Lernbereitschaft, Suchen von individuellen Informationen), durch Re-
cherchefähigkeiten und Verknüpfung von Informationen verstärkt und gefördert werden. 
  
Besonders bei der Entwicklung von Lernprogrammen stand die Faszination der Technik dem 
eigentlichen Verständnis für den Lernprozess entgegen. Diese Betrachtungsweise weicht 
immer mehr einem besseren didaktischen Design und dem voranschreitenden Entwick-
lungsprozess der Lernprogramme zur Erweiterung des Einsatzbereiches. 
 
Mit dem Einsatz der neuen Medien geht ein Subjektwechsel bei der Steuerung des Lernens 
einher. Der Lernprozess wird nicht mehr unmittelbar vom Lehrer organisiert. Der Lerner greift 
auf Grund eigener Entscheidungen auf Lernprogramme, Informationsquellen etc. zu, die ihm 
die neuen Medien in unterschiedlicher Weise anbieten. Er erwirbt Wissen durch erkundende 
und selbständige Aktivitäten. Durch dieses selbstorganisierte Lernen bestimmt der Lerner 
nach seinen Wünschen und Lernbedingungen das Lerntempo, die Auswahl und Intensität mit 
der er sich dem Thema widmet sowie Lernort und –zeit. Dazu ist es notwendig, dass der 
Lerner mit entsprechenden Werkzeugen ausgestattet ist, damit er sein vermehrtes Wissen 
neu modellieren, reorganisieren und konstruieren kann und somit selbständig beispielsweise 
grafische und vernetzte Wissensstrukturen gestalten kann. Ein bekanntes Werkzeug für ein 
Knowledge-map ist Mind Man46. Somit wird die Lernumgebung zur Projektionsfläche für die 
eigenen Gedanken, Perspektiven sowie System- und Prozessbeziehungen. 
 
Die Mitarbeiter müssen sich darauf einstellen, dass Lernen zu einem selbstverständlichen 
Bestandteil ihres Berufslebens wird, für den sie selbst die Verantwortung übernehmen müs-
sen. Sie haben frühzeitig zu begreifen, ihren eigenen Lernprozess selbst zu gestalten, ei-
genständig in Abhängigkeit der wechselnden Anforderungen zu bewerten und Einsichten in 
ihr eigenes Lernvermögen zu gewinnen. 
 
Selbstorganisiertes Lernen wird eine der wichtigsten Lernformen in der Zukunft sein. Es setzt 
ein gutes Strukturwissen voraus und wird erst effizient, wenn die Lernenden über gewisse 
Schlüsselqualifikationen verfügen, um Lernbedarf zu erkennen, Lernschritte zu planen und 
auszuführen sowie Lernforschritte einzuschätzen. Selbstorganisiertes Lernen muss erst ge-
lernt werden. Ein Ziel der Siemens Berufsausbildung beispielsweise ist es, selbstgesteuertes 
Lernen zu ermöglichen und zu fördern, so dass auch Personen mit geringerer Lern- und 
Lernorganisationskompetenz diese Fähigkeiten sich aneignen können. Hierzu werden die 
Einrichtungen zu offenen Lehr- und Lernsituationen, in denen die Lerner (z. B. Auszubilden-
de) ihren erweiterten Handlungsspielraum selbstgesteuert nutzen. Dafür sind zeitliche Frei-
räume während der Ausbildung geschaffen. Innerhalb eines in Gruppenarbeit  und unter 
Betreuung eines Ausbilders ablaufenden selbstorganisierten Erfahrungsaustausches  wer-
den soziale Lernprozesse ermöglicht und sogleich  durch Wiederholungs- und Übungspha-
sen vertieft.   
 
                                                 
46 Mind Man ist eine registrierte Schutzmarke von Michael Jetter 
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Im selbstorganisierten Lernprozess übernimmt der Lernende eine umfassende Verantwor-
tung für seinen Lernprozess. Er wird sein eigener Lehrer und übernimmt damit alle didakti-
schen Aufbereitungs- und Gestaltungsarbeiten. Das didaktische Handwerkzeug gehört mit 
zu den Schlüsselqualifikationen, die jeder braucht, der selbstorganisiert lernen will. Die Lern-
ziele werden je nach Einschätzung dessen, was erforderlich ist, selbst bestimmt oder auf 
neue Umstände hin korrigiert. Dazu ist es erforderlich, dass der Lernende selbst erkennt, 
was er lernen muss. Er muss sein Defizit erkennen, dass er durch sein eigenes Handeln zu 
überwinden hat. Zur Selbstmotivation ist die persönliche Bedeutung des zu erwartenden 
Lernergebnisses wichtig. Eine wesentliche Voraussetzung für selbstgesteuertes Lernen ist, 
dass der Lerner über gewisse Strukturelemente verfügt, über die das Neue eingefügt werden 
kann. Diese Advanced Organizer wie beispielsweise Mind Man, die Wissen strukturieren, 
sind vom Lerner zu erarbeiten. Solch ein Advanced Organizer bereitet den Lerner geistig auf 
Informationssuche vor.  
 
Die Handlungskompetenz der Lerner in einer netzgestützten Lernumgebung wird entschei-
dend von seinen Telematik-Kompetenzen (Informations- und Telekommunikations-
Qualifikationen) bestimmt. Erfolgreiche Lernende können ihre Lernsituation positiv gestalten. 
 
Die persönliche Lernstrategie wird auf Grund der Lernerfahrung bewertet und notfalls opti-
miert. Sie kommt erst richtig zum Tragen, wenn Lernende den Einsatz ihrer Strategien selb-
ständig lenken. In Abhängigkeit von der Lernstrategie werden die Schritte des Lernprozesses 
vom Lernenden selbst geplant und entsprechend den wechselnden Anforderungen gesteu-
ert.   
 
Mit Einführung der neuen Medien ergeben sich verschiedene Herausforderungen. Einerseits 
müssen Lehrer und Ausbilder für den Umgang mit diesen Technologien geschult werden. 
Andererseits ist dafür zu sorgen, dass der pädagogische Wert bestehender Lehrmittel erhal-
ten bleibt. Grenzen sind dem netz- und Web-basierten Lernen gesetzt, wenn es sich um mo-
torische Fähigkeiten, Verhaltensweisen und Einstellungen handelt. Sind kognitiv geprägte 
Einstellungen noch mittels Lernsoftware trainierbar, so stößt das Training affektiv geprägter 
Einstellungen auf größere Schwierigkeiten. Ebenso lassen sich persönliche Verhaltenswei-
sen im direkten Umgang mit anderen Personen nur mit Präsenzseminare erleben und auf 
der Basis von Feedback verändern.  
 
Aussagen zur Lerneffizienz sind zur Zeit noch nicht befriedigend zu beantworten. Dies ergibt 
sich wohl erst langfristig. Ein Modellversuch über innerbetriebliche Qualifizierung an- und 
ungelernter Arbeitnehmer in einem stahlerzeugenden Unternehmen hat gezeigt, dass die 
Arbeit am Bildschirm hoher Konzentration bedarf und deshalb zeitlich begrenzt sein soll. Bei 
dieser Untersuchung hat sich auch ergeben, dass solche technischen Lernhilfen, wie z. B. 
CBT- Programme, die Weiterbildung bereichern und erweitern, aber die soziale Lernform, 
wie beispielweise Gruppenarbeit, nicht ersetzen können. Insbesondere bei lernungewohnten 
Mitarbeitern scheint der Sozialbezug des Lernens unverzichtbar zu sein. Lange Zeit ließen 
sich viele Ideen aus  der CD-ROM-Produktion übers Netz nicht realisieren. Außerdem wurde 
bei der Gestaltung von Webseiten auf grafische und typografische Feinheiten nur wenig 
Rücksicht genommen, wodurch die Seitengestaltung unübersichtlich und überladen war. Das 
aber ist längst nicht mehr so. Auch das Problem mit den Datentransferraten, die kurze Lade-
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zeiten verlangten und damit nur kleine Dateien ermöglichten, gehört längst der Vergangen-
heit an.   
  
Das Anforderungsprofil des Bildungspersonals wird sich weg vom Bildungsreferenten hin zu 
der Rolle eines „Lernberaters“ mit Trainerfunktion wandeln. Als Konsequenz daraus muss 
eine Weiterqualifizierung dieser Personengruppe in Richtung Moderatorentraining oder ähn-
lichem erfolgen. Außerdem werden auch die Anforderungen an seine fachliche Qualifikation 
steigen, weil arbeitsplatznahes  Lernen das Bildungspersonal mit der betrieblichen Realität 
konfrontiert und es sich auf ihm unbekannte Einrichtungen und Maschinen einstellen muss. 
Eine weitere Anforderung an die Bildungsleute ergibt sich durch individuelle Anfragen von 
Lernenden, die jetzt über andere Kommunikationswege wie beispielsweise E-Mail verfügen. 
 
Zu den Kosten von netzbasiertem Lernen gibt es verschiedene Kalkulationsansätze. Allen 
diesen Überlegungen gemeinsam ist, dass Präsenzseminare teurer sind als Web-basierte 
Lernmöglichkeiten, weil  Dienstausfall und Reisespesen zu den Seminarkosten hinzugerech-
net werden müssen und außerdem netzbasiertes Lernen durch einen häufigeren Einsatz 
kostensenkend wirkt. Hinzu kommt noch der besondere Nutzen von netzbasierten Lernmög-
lichkeiten, der beispielsweise in der schnellen Verfügbarkeit und Wiederholbarkeit von Lern-
teilen besteht. 
 
Wir werden in Zukunft an jedem beliebigen Ort auf der Welt die Möglichkeit haben, auf Hun-
derte von Präsentationen, Videos und Lernprogrammen der verschiedensten Anbieter zu-
zugreifen, an Kursen und Schulungen weltweit teilzunehmen und mit vielen Experten disku-
tieren zu können. Solch ein System kann als „Marktplatz für Wissen“ bezeichnet werden, der 
für jeden verfügbar ist. Die Angebote dieses Marktplatzes werden ergänzt von öffentlichen 
und privaten Bildungseinrichtungen, die miteinander konkurrieren, um so eine effektive und 
individuelle Weiterbildung zu ermöglichen. 
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Richard Stang / Ekkehard Nuissl / Heino Apel / Susanne Kraft / Svenja Möller 
 
Neue Medien und lebenslanges Lernen 
 
1. Aktuelle Trends 
Gesellschaftliche Transformationsprozesse, wie wir sie seit Mitte der 1980er Jahre von der 
„Industriegesellschaft“ zur „Informationsgesellschaft“ bzw. zur „Wissensgesellschaft“ feststel-
len können, bedingen vielfältige Innovationen und positive Veränderungen, aber auch Her-
ausforderungen für die Menschen durch erhöhte Kompetenzzumutungen. Eine der zentralen 
Herausforderungen sind in diesem Zusammenhang die Neuen Medien. 
„Multimedia“, „Hypermedia“, „digitale Medien“, „Neue Informations- und Kommunikations-
techniken“ usw. – die Begriffe zur Beschreibung der sich verändernden Medienwelt sind viel-
fältig. Wenn hier von Neuen Medien gesprochen wird, so ist damit die breite Palette von 
technischen Informations- und Kommunikationsoptionen sowie Gestaltungsmöglichkeiten auf 
der Basis von Informations- und Kommunikationstechniken gemeint. Im Mittelpunkt steht 
dabei der Computer als Universalmedium mit seinen vielfältigen Optionen wie Multimedia 
und dem Internet als Informations- und Kommunikationsplattform. Aber auch das digitale 
Fernsehen als multioptionale Unterhaltungsmaschine und das Telefon als überall verfügba-
res Kommunikationsinstrument – mit seinen neuen Funktionen wie Wap-Handys, zukünftig 
auf der Basis von UMTS – lassen sich unter diesem Begriff fassen. 
Ein wichtiges Kennzeichen der Neuen Medien sind neben der Digitalisierung deren multime-
diale Optionen, die sich in einem System durch Verknüpfungen verbinden lassen. Darin un-
terscheiden sie sich von den traditionellen Medien wie Hörfunk, analoges Fernsehen, Video, 
Overhead-Folien, Dias usw. Diese multimedialen Optionen lassen die Neuen Medien auch 
als ideale Bildungsmedien erscheinen.   
Die Entwicklung Neuer Medien hat dazu geführt, dass die Generierung, Verarbeitung und 
Verbreitung von Informationen zum zentralen Wirtschaftsfaktor geworden sind. Betrachtet 
man die sektorale Entwicklung der Beschäftigung, wird dies beeindruckend deutlich. Heute 
arbeiten bereits über 50 Prozent der Erwerbstätigen im Bereich der Informationsdienstleis-
tungen, im Bereich Produktion knapp 25 Prozent, im Dienstleistungsbereich über 20 Prozent 
und in der Landwirtschaft unter fünf Prozent (vgl. BMBF 1998, S. 17). Anfang der 1950er 
Jahre lagen die Bereiche Informationsdienstleistungen und Landwirtschaft noch auf gleicher 
Höhe, bei knapp unter 20 Prozent.  
Es ist aber nicht nur die Arbeitswelt, die sich durch die Informations- und Kommunikations-
techniken verändert hat, längst ist unsere gesamte Lebenswelt davon durchdrungen. Die 
Innovationszyklen werden immer kürzer und die Produktion von Information immer umfang-
reicher. Im Zusammenhang mit dieser Zunahme von Information wächst die Bedeutung an 
Informationsaufbereitung, Wissensgenerierung und nicht zuletzt Wissenstransfer in der Ge-
sellschaft.  
Lebenslanges Lernen wird zur Voraussetzung bei der Bewältigung zukünftiger Anfor-
derungen, die unter anderem durch die technische Entwicklung gestellt werden.  
Der kompetente Umgang mit den Neuen Medien wird zu einer zentralen Herausforderung; 
d.h., dass neben den technischen Fertigkeiten, die Kompetenzen der Nutzung der Neuen 
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Medien zur Kommunikation und kreativen Gestaltung sowie die Fähigkeit zur kritischen Beur-
teilung der Möglichkeiten und Grenzen der Neuen Medien entwickelt werden müssen. Im 
Kontext des lebenslangen Lernens bedeutet dies, dass ausgehend von der Schule über die 
berufliche Ausbildung und die Hochschule zunehmend der Weiterbildung, sei es im berufli-
chen Kontext oder im Kontext allgemeiner Erwachsenenbildung, eine wichtige Funktion bei 
der Entwicklung dieser Kompetenzen und Fertigkeiten zukommt. Auch Kultureinrichtungen 
wie Bibliotheken, Museen usw. werden in Zukunft als Orte des „informelle Lernens“ an Be-
deutung gewinnen. Der Bedarf an Medienkompetenz in diesem umfassenden Sinne ist nicht 
mit dem Ende der Erwerbstätigkeit abgeschlossen, sondern durch die Bedeutung der Neuen 
Medien im Alltag darüber hinaus von großer Wichtigkeit. 
Der kompetente Umgang mit den Neuen Medien wird in Zukunft gleichzeitig eine Vorausset-
zung für den Zugang zu Bildung werden. In dem Maße, in dem medienbasierte Bildungsan-
gebote an Bedeutung gewinnen und über das Internet angeboten werden, ist deren Nutzung 
abhängig von Medienkompetenz. Es gibt zwar verstärkt Initiativen wie „Schulen ans Netz“, 
„Senioren in der Informationsgesellschaft“, „Frauen in der Informationsgesellschaft“ oder 
„Bibliotheken ans Netz“, durch die eine Supportstruktur zur Förderung der Medienkompetenz 
in der Gesellschaft geschaffen werden soll, doch fehlt es an einer übergreifenden Bildungs-
strategie, die das Feld „Neue Medien und lebenslanges Lernen“ in den Blick nimmt. 
Die Entwicklung der letzten Jahre vom Computer Based Training (CBT) zum Web Based 
Training (WBT) hat gezeigt, wie die technischen Entwicklungen auch die Potenziale medien-
basierten Lernens erweitern. E-Learning – als neuestes Schlagwort in der Diskussion – steht 
für die integrative Perspektive von computerputergestützten Lernprogrammen und netzba-
sierten Lernplattformen. Es gibt Einschätzungen, die vor allem zwei Formen netzgestützter 
Lernangebote für die Zukunft prognostizieren. Zum einen das selbstgesteuerte Lernen im 
Zugriff auf Lernmaterialen wie zum Beispiel durch einen Lernsoftware-Server und das tuto-
riell begleitete Lernen wie z.B. in einem Online-Kurs (vgl. u.a. Bruns/Gajewski 2000: 8). Es 
werden sich sicher unterschiedliche Entwicklungen herauskristallisieren, doch wird im flexib-
len Mix der verschiedenen Möglichkeiten medienbasierter Lernsysteme, die sich perspekti-
visch auch in virtuelle Lernumgebungen integrieren lassen, die Zukunft liegen. 
Prognosen bezogen auf den europäischen E-Learning-Markt sehen einen immensen Zu-
wachs der Nutzung von Online-Schulungen in den nächsten Jahren. So prognostiziert zum 
Beispiel IDC bis 2004 ein jährliches Wachstum von knapp 100 Prozent, d.h. die Ausgaben 
von europäischen Unternehmen für E-Learning sollen von ca. 320 Millionen US-Dollar im 
Jahr 2000 auf knapp 4 Milliarden US-Dollar im Jahr 2004 steigen (vgl. Frantzen 2001). Doch 
so wie die Unternehmen der New Economy nach der Boomphase verbunden mit der Inter-
net-Euphorie unter Druck geraten sind, beginnt auch der aufgeheizte Markt des E-Learning 
zu bröckeln. Erste Unternehmen dieser Branche mussten in den letzen Monaten Konkurs 
anmelden. Diese Marktirritation hat aber nicht nur etwas mit der allgemeinen Verunsicherung 
bezogen auf Neue Technologien zu tun, sondern auch mit dem Fehlen von Qualitätsstan-
dards für das E-Learning und sinnvollen didaktisch-methodischen Konzepten.  
An diesem Problem lassen sich die Defizite der Entwicklung im Bereich „Neue Medien und 
Lernen„ festmachen. Die letzten Jahre waren davon geprägt, dass die Entwicklung von me-
dienbasierten Lernsystemen vor allem „technology driven„ und nicht „education driven„ wa-
ren, d.h. Technologien wurden oft in nicht-pädagogischen Kontexten entwickelt. Erst danach 
wurde versucht, pädagogische Konzepte an die Technik anzupassen, nicht umgekehrt. Hier 
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ist dringend ein Perspektivenwechsel notwendig, will man Neue Medien als effektive Lehr-
/Lernmittel entwickeln. 
Die Neuen Medien werden mit Sicherheit in Zukunft einen wichtigen Bildungsfaktor im Kon-
text des Lebenslangen Lernens darstellen. Doch muss in diesem Zusammenhang die Frage 
gestellt werden, wo Möglichkeiten und Grenzen Neuer Medien liegen, wo Lernzugänge und 
Lernmöglichkeiten zu verbessern sind, um sie sinnvoll in ein übergreifendes System von Bil-
dungs- und Lernangeboten zu integrieren und innovative Lernarrangements zu entwickeln. 
 
2. Möglichkeiten und Grenzen der Neuen Medien im Kontext von lebenslangem Ler-
nen 
Die technische Unterstützung von Lehr-/Lernprozessen ist so alt wie die organisierte Bildung. 
Immer wieder gab es Neuerungen, die das Lernen erleichtern sollten; so reichen z.B. die 
Hilfsmittel für das Rechnen von den einfachen Rechenbrettern der alten Ägypter über den 
Rechenschieber bis zum Taschenrechner und dem Computer heute. Technische Neuerun-
gen führten vor allem in den letzten fünfzig Jahren immer wieder zu technikbasierten Ansät-
zen in der Bildung. So kam z.B. in den 1960er Jahren der ‚programmierte Unterricht‘ auf. Auf 
der Grundlage des Behaviorismus sollte das Lernen dem Stimulus-Response-Muster folgen. 
Lernangebote wurden in Abfrageeinheiten zerlegt, die dann auf Papier oder über lineare 
Computerprogramme abgearbeitet werden konnten.  
Die Leistungssteigerung der Computer führte dann zur ‚Computergestützten Instruktion‘, bei 
der besonders durch positive Rückmeldungen der Lernerfolg gesteigert werden sollte. Im 
Kontext von Computer Based Training ist dieser Ansatz als ‚drill & practice‘ bekannt gewor-
den und findet sich auch noch heute als Basis vieler Lernprogramme. Die Entwicklung hin zu 
Multimedia ließ die Programme immer ausgefeilter werden. Durch intelligente tutorielle Sys-
teme sollen heute flexible Anwendungsmöglichkeiten für die Bildung geschaffen werden.  
Die Erweiterung um netzbasierte Konzepte, wie sie sich beim Telelearning mit seinen 
Varianten des Open Distance Learning, Teletutoring und Teleteaching zeigen, hin zum Web 
Based Training ist ein weiterer Schritt, die Neuen Medien als Lernmedien zu etablieren. Eine 
neue Perspektive werden dreidimensionale virtuelle Lernwelten eröffnen, in denen die Nut-
zer/innen selbständig agieren und ihren Interessen entsprechend ihr Lernen und ihre Bildung 
organisieren können. Diese Entwicklung erscheint vor allem unter der Perspektive des Le-
benslangen Lernens von großer Relevanz, da im Rahmen dieser Diskussion immer wieder 
„autonome Lernende“ ins Feld geführt werden. Betrachtet man sich allerdings derzeit z.B. die 
Lernangebote im Internet, zeigt sich, dass diese auf sehr traditionellen Lehr-/Lern-Konzepten 
basieren: dem Lernenden wird mit dem bereitgestellten Lernmaterial die Struktur vorgege-
ben, Selbststeuerung ist nur im Bezug auf zeitliche Organisation des Lernprozesses – dies 
meistens allerdings auch sehr eingeschränkt – gegeben.   
Trotz aller Ansätze lässt sich heute feststellen, dass sich der Einsatz Neuer Medien bislang 
noch nicht übergreifend in der Bildung durchgesetzt hat. Dies liegt u.a. daran, dass es kaum 
schlüssige didaktisch-methodische Konzepte gibt, die die Neuen Medien in umfassende 
Lernsettings integrieren. Wie ein solches Lernsetting aussehen könnte, beschreibt zum Bei-
spiel Michael Kerres mit dem Konzept der medialen Lernumgebung: „Es ist dies ein bewusst 
gestaltetes Arrangement technischer Medien und Hilfsmitteln als Teil einer sozialen und ma-
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teriellen Umgebung, die Lernangebote und Dienstleistungen bereit hält, und in der das me-
diengestützte Lernen im Vordergrund steht„ (Kerres 1998, S. 16). 
Multimediale Informationssysteme, CBT-Anwendungen oder netzbasierte Kommunikations-
werkzeuge können in eine solche Lernumgebung integriert sein. „Multimediale Lernumge-
bungen ermöglichen damit dem Lernenden 
• den Abruf (gespeicherter) multimedialer Informationen (auch über Netze), 
• deren Bearbeitung und Konstruktion, 
• die Interaktion mit multimedialen  Informationen und  
• die interpersonelle (telemediale) Kommunikation“ (Kerres 1998, S. 17). 
Die Entwicklung in Richtung solcher integrierten medialen Lernumgebungen wird in den letz-
ten Jahren verstärkt vorangetrieben. Dabei können die Neuen Medien unterschiedliche Rol-
len einnehmen, als: 
• Lerngegenstand, 
• Lernwerkzeug, 
• Lernmedium (vgl. ausführlicher: Steinmetz 1999, S. 816). 
Es lassen sich verschiedene Typen von Neuen Medien beschreiben, die in den unterschied-
lichsten Lehr- und Lernprozessen zum Tragen kommen können:  
• kommunikationsbasierte Medien (z.B. Newsgroups, WWW-Foren, Chat-Rooms, E-Mail), 
• informationsbasierte Medien (z.B. Datenbanken, Handbücher, Lexika auf CD-ROM-
Basis; geographische Informationssysteme), 
• werkzeugbasierte Medien (z.B. multimediale Softwaretools zur Bild-, Ton- und Videobe-
arbeitung und für Autorensysteme), 
• lehr-/lernbasierte Medien (von ‚drill & practice‘-Programmen bis zum ‚collaborative lear-
ning‘ auf Lernplattformen), 
• Simulationen (zum virtuellen Experimentieren). 
Zu unterscheiden ist in diesem Zusammenhang, ob die Bildungsmedien offline auf CD-ROM 
oder online über Internet bzw. Intranet angeboten werden. Dies ist insofern von großer Rele-
vanz, als Lernsoftware auf CD-ROM ganz andere Lehr-/ Lernoptionen ermöglicht als Tele-
learning-Angebote im Internet. Festzustellen ist derzeit ein Trend zum Web Based Training, 
da dies flexiblere Kommunikationsoptionen bietet.  
Die Palette der Lehr-/Lernoptionen stellt auch eine besondere Qualität neuer Bildungsme-
dien dar, denn ein einziges optimales Lehrverfahren, das für jeden Lernendentyp ideal ist, 
gibt es nicht. Verschiedene lerntheoretische Ansätze vom „Behaviorismus“ über den „Kogni-
tivismus“ bis hin zum „Konstruktivismus„ haben auch zur Entwicklung unterschiedlicher di-
daktisch-methodischer Konzepte bei der Entwicklung von computergestützten Bildungsme-
dien geführt (vgl. u.a. Kerres 1998, S. 45ff). So bieten bei ,drill- & practice‘-CBTs basierend 
auf behavioristischen Ansätzen Reiz-Reaktions-Ketten die Grundlage von Lernen. Aus kon-
struktivistischer Sicht bilden Simulationen einen idealen Zugang zum Lernen, der sich darauf 
bezieht, dass Lernende Wissen in Bezug zu realen Alltagssituationen aktiv konstruieren.  
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Obwohl sich gerade dieser Lernzugang als effektiv erweist, liegen hier bei der medialen Um-
setzung Probleme. Die Gestaltung möglichst authentischer Situationen ist für den Lernpro-
zess zwar von großer Bedeutung, aber in der technisch-medialen Umsetzung äußerst auf-
wendig. Deshalb fehlt es bislang in Deutschland an Angeboten, die z.B. szenarioorientiert E-
Learning-Modelle didaktisch-methodisch aufbereiten. Eine Ausnahme bildet zum Beispiel die 
Wirtschaftssimulation CABS (Computer aided business simulation) der Firma Virtual Mana-
gement. Sie zeigt auf, wie sich spielerisch komplexes Wissen in Simulationen aneignen 
lässt.  
In den USA wird seit Jahren an den unterschiedlichsten Institutionen an Konzepten der sze-
nariobasierten Lernumgebungen gearbeitet. Neben dem Massachusetts Institute for Techno-
logy (MIT) in Boston und dem Center for Lifelong Learning and Design (L3D) in Bolder (Colo-
rado) ist hier an erster Stelle das Institute for the Learning Sciences (ILS) an der 
Nothwestern University in Chicago zu nennen, dessen interdisziplinär zusammengesetzte 
Mitarbeiterstab unter der Leitung von Roger Schank an der Entwicklung und Umsetzung von 
computerbasierten „goal-based scenarios“ arbeitet. Diese werden nicht nur für den Einsatz in 
universitären Lernarrangements, sondern auch für betriebliche Aus- und Fortbildungszwecke 
sowie den Consumer-Markt entwickelt.  
Neben den zielgerichtet auf Lernprozesse ausgerichteten Bildungsmedien entwickeln sich 
derzeit im Internet Wissensplattformen wie zum Beispiel „Wissen.de“, die sozusagen Platt-
formen des informellen Lernens darstellen. Dort können Informationen abgerufen, konkrete 
Fragen bearbeitet und mit anderen Interessierten oder Experten diskutiert werden. Orts- und 
zeitunabhängig lassen sich hier individuelle Lernprozesse jenseits didaktische Aufbereitung 
selbstgesteuert initiieren.  
Die Neuen Medien ermöglichen einen Perspektivenwechsel im Lernprozess, wenn die Lern-
umgebungen und Wissensplattformen offen und nicht nach einem abzuarbeitenden Curricu-
lum gestaltet sind. Die Initiierung von Lernprozessen geht nicht mehr auf den „push“ von 
Lehrenden zurück, sondern auf den „pull“ der Lernenden. Diese Verlagerung der Verantwor-
tung für die Qualität des Lernprozesses auf den Lernenden, stellt nicht nur eine Freiheit dar, 
sondern ist gleichzeitig eine Kompetenzzumutung. 
Wie gezeigt bieten die Neuen Medien vielfältige Lernoptionen und einige Veränderungen im 
Lehr-/Lernprozess, doch gleichzeitig lassen sich u.a. folgende Probleme feststellen: 
Problematik der Kosten: gute medienbasierte Lernsysteme erfordern einen hohen Entwick-
lungsaufwand. Die Materialien, die zur Wissensvermittlung genutzt werden sollen, müssen 
permanent auf den neuesten Stand gebracht werden, will man „just in time“-
Bildungsangebote anbieten; 
Problematik der Kompetenz: die Lernenden müssen über die Lernkompetenz verfügen, mit 
den Neuen Medien zu lernen; gleichzeitig bedarf es bei den Lehrenden neuer Kompetenzen, 
z.B. beim Teletutoring; 
Problematik der Qualität: bislang fehlt es an übergreifenden Qualitätsstandards bezogen auf 
E-Learning; 
Problematik der Didaktik: die didaktischen Modelle vieler E-Learning-Anwendungen orientie-
ren sich an traditionellen didaktischen Designs, die Möglichkeiten der Neuen Medien werden 
oft nicht ausgeschöpft; die Orientierung an klassischen Fernstudien-Modellen, wobei der 
 - 117 - 
  
Lehrstoff nur elektronisch verschickt, die Kommunikation nach wie vor auf die Lehrenden hin 
orientiert ist, überwiegt derzeit; 
Problematik des sozialen Kontextes: in Zeiten zunehmender Individualisierung kommt die 
Möglichkeit der orts- und zeitunabhängigen Nutzung der Neuen Medien zwar vielen entge-
gen, doch wächst gleichzeitig auch das Bedürfnis nach sozialem Austausch, dem das me-
dienbasierte Lernen nur bedingt gerecht wird.  
Problematik der Ausgrenzung: da das Lernen mit Neuen Medien einer technischen Grund-
ausstattung bedarf, ist es nicht für alle privat finanzierbar. 
Die Neuen Medien werden im Prozess des lebenslangen Lernens an Bedeutung zunehmen, 
doch werden sie traditionelle Lehr-/Lernformen nicht vollständig ersetzen. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass in der Integration von Bildungsmedien und sozialen Austauschprozessen, 
also in der Verbindung von medienbasiertem und Präsenzlernen, eine der zentralen zukünf-
tigen Herausforderungen für das Bildungssystem liegen wird. 
 
3. Zukünftige Entwicklungsoptionen  
Die alltäglichen Anforderungen, mit Neuen Medien umgehen zu können, nehmen wie gezeigt 
stetig zu. Ob im beruflichen Kontext oder in der alltäglichen Lebensorganisation, die Neuen 
Medien sind selbstverständlicher Bestandteil des Alltags. Doch es fehlt in breiten der Bevöl-
kerung oft die Kompetenz im sozialen und technischen Umgang mit den Neuen Medien. 
Auch wenn sich z.B. die Zahlen von Internetanschlüssen in Deutschland permanent steigern, 
ist es nur ein bestimmter Ausschnitt der Bevölkerung, der die Neuen Medien kompetent nut-
zen kann. Potenziell stehen die neuen technischen Möglichkeiten allen offen, doch betrach-
ten wir z.B. die Nutzung des Internets wird deutlich, dass es Exklusionen (Digital Divide) auf-
grund von Alter, Geschlecht, Bildung, regionaler Verortung und nicht zuletzt aufgrund der 
technischen Kompetenz, aber auch der kulturellen Medienkompetenz gibt. So zeigt z.B. die 
ARD/ZDF-Online-Studie 2000, dass zwar der Nutzer/innenanteil in der Bevölkerung zunimmt 
(von 6,7 Prozent 1997 auf 28,6 Prozent 2000), sich diese Steigerung bezogen auf bestimmte 
Bevölkerungsgruppen jedoch sehr unterschiedlich darstellt (Eimeren/Gerhard 2000). So sind 
u.a. Geschlecht, Bildung und Alter offensichtlich Faktoren, die Einfluss auf die Nutzung der 
Online-Medien haben.  
Dafür mag es unterschiedliche Gründe geben, wie z.B.: 
• die Kosten für die technische Ausstattung können nicht von allen aufgebracht werden 
(soziale Dimension), 
• ein Großteil der Bevölkerung ist erst spät in der Biographie mit Medien und vor allem den 
Neuen Medien konfrontiert worden (generationenspezifische Dimension), 
• der Technikzugang von Frauen ist oft nur unzureichend gefördert worden (geschlechts-
spezifische Dimension), 
• die technische Versorgung (z.B. mit modernen Netzen) sowie Nutzungsangebote sind in 
ländlichen Regionen nicht optimal ausgebaut (regionale Dimension). 
Gesamtgesellschaftlich gesehen geht es also primär darum, eine digitale Spaltung der Ge-
sellschaft zu verhindern (vgl. Perillieux u.a. 2000). Denn nur dadurch können die Optionen 
der Medienunterstützung von lebenslangem Lernen von allen genutzt werden.  
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Vor dem Hintergrund der Optionen des Einsatzes Neuer Medien auf den verschiedenen E-
benen lebenslangen Lernens sind es vor allem folgende Bereiche, in denen zukünftig Verän-
derungen notwendig sind: 
 
Kulturtechnik Medienkompetenz 
Neben Lesen, Schreiben und Rechnen entwickelt sich der kompetente Umgang mit den 
Neuen Medien immer mehr zu einer Kulturtechnik. Diese Perspektive erfordert es, Medien-
kompetenz nicht nur als technische, sondern vor allem als kulturelle Kompetenz anzusehen. 
Deshalb scheint auch die Verengung des Themenfeldes „Neue Medien und Lernen“ auf be-
rufliche Qualifizierung eher kontraproduktiv.  
Empfehlung: Der Umgang mit Neuen Medien sollte auf allen Ebenen der Bildung, d.h. 
auch in der kulturellen und politischen Bildung gefördert werden. Besonders für diese 
Bereiche bedarf es einer verstärkten Förderung, wenn offene Prozesse des lebenslan-
gen Lernens unterstützt und Medienkompetenz im umfassenden Sinne in der Bevölke-
rung entwickelt werden sollen. 
 
Lernmedien 
Die didaktisch-methodischen Potenziale der Neuen Medien sind bislang noch nicht ausge-
schöpft. Während in den USA Grundlagen- mit Anwendungsforschung und Praxisumsetzung 
vernetzt werden, geschieht dies in Deutschland nur zögerlich. Die vielfältigen Förderpro-
gramme bedingen die Tendenz, dass an den unterschiedlichsten Stellen an den gleichen 
Problemlösungen gearbeitet wird und  viele ähnliche Lösungen entwickelt werden. Dabei 
werden oft die Notwendigkeit und die Synergieeffekte interdisziplinärer Zusammenarbeit ig-
noriert. 
Während heute der Einsatz virtueller Umgebungen für die Produktentwicklung z.B. in der 
Automobilindustrie entwickelt wird, spielen Bildungskontexte hier keine Rolle, da hier die 
Entwicklungskosten zu hoch erscheinen. Doch in Anbetracht der wachsenden Bedeutung 
von Wissen per se für die gesellschaftliche Entwicklung scheint dies ein erhebliches Defizit in 
der strategischen Ausrichtung der Förderungspraxis.     
Empfehlung: Die interdisziplinäre Grundlagen- und Anwendungsforschung bezogen 
auf den Einsatz Neuer Medien in allen Bildungsbereichen, die für das lebenslange 
Lernen relevant sind, sollte stärker als bisher koordiniert und finanziell gefördert wer-
den.  
 
Lernarrangements 
Die Bedarfe der Lernenden in Bezug auf Bildungsprozesse gehen immer stärker in Richtung 
Individualisierung und Flexibilisierung. Das bedeutet, dass Lernarrangements für unter-
schiedliche Lerntypen zur Verfügung gestellt werden müssen. D.h.: 
• Menschen, die vor allem im sozialen Diskurs lernen wollen, werden weiterhin die Mög-
lichkeit haben wollen, dies in klassischen Präsenzkursen zu tun, 
• Menschen, die stärker individualisiert lernen wollen, werden Angebote nachfragen, die 
orts- und zeitunabhängig genutzt werden können. 
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Die Neuen Medien werden in diesem Kontext zu einem wichtigen Lernwerkzeug, dessen 
Nutzung allerdings eine spezifische Kompetenz bei den Lernenden voraussetzt.  
Empfehlung: Lernen mit Neuen Medien sollte im Kontext einer umfassenden Bil-
dungsstrategie gleichberechtigt mit anderen Bildungsoptionen weiterentwickelt wer-
den und nicht gegen diese ausgespielt werden.  
 
Lehr-/Lernkonzepte  
Während im Kontext des ‚lebenslangen Lernens’ autonome Lernende und Lehrende als 
Lernbegleiter in vielen pädagogischen Diskursen Hochkonjunktur haben, kommt die E-
Learning-Welt sehr klassisch daher, den Lernenden wird mit dem bereitgestellten Material 
alles detailliert vorgegeben, die Fragestellungen liegen fest, die Antworten sind auf multiples 
Kreuzen eingeschränkt. Die einzige Selbststeuerung besteht darin, dass die Lernenden ent-
scheiden dürfen, wann sie sich die Texte und Materialien herunterladen, bzw. wann sie sich - 
natürlich innerhalb einer eng definierten Marge - in das WBT einloggen.  
Empfehlung: Um den pädagogischen Mehrwert von Neuen Medien im Kontext des le-
benslangen Lernens zum Tragen zu bringen, bedarf es verstärkt der Entwicklung ler-
nendenorientierter medienbasierter Lehr-/Lern-Konzepte, die weit über den heutigen 
Stand hinausgehen.   
 
Rolle der Lehrenden 
Lehrende sind nicht mehr nur als Wissensvermittler gefragt, sondern auch als Berater und 
Mitlernende im Lernprozess. Besonders in Bezug auf die Anwendung Neuer Medien wird es 
vorkommen, dass Lernende in einzelnen Bereichen eine höhere Kompetenz haben als die 
Lehrenden. Dies gilt es didaktisch und methodisch zu nutzen.  
Pädagog/innen, z.B. in der Weiterbildung, werden in Zukunft verstärkt unter anderem folgen-
de Kompetenzen brauchen: 
• Moderation von Lernprozessen,  
• Beratung von Lernenden nach deren Bedürfnissen,  
• Gestaltung und Organisation anregender Lernarrangements.  
Vor allem vor dem Hintergrund des Bedeutungszuwachses von Neuen Medien werden die 
Anforderungen an die Lehrenden hinsichtlich flexibler Gestaltung von Lernarrangements 
deutlich.  
Empfehlung: Um die kompetente Begleitung lebenslanger Lernprozesse zu sichern, 
sollte eine Aus- und Fortbildungsoffensive „Neue Medien in der (Weiter-)Bildung“ für 
Pädagog/innen gestartet werden, die alle Säulen des Bildungssystems umfasst. 
  
Situation der Lernenden 
Die Motivationslagen und Interessen von Lernenden an medienbezogenen Angeboten kön-
nen sehr unterschiedlich sein. Das Problemgefüge des Alltags durch technisch-ökonomisch 
verursachte Veränderungen im privaten bzw. beruflichen Bereich ist oft der zentrale Bezugs-
punkt für Menschen, sich für ein Bildungsangebot zu entscheiden. Es mag beruflich für sie 
notwendig sein oder der Befriedigung persönlicher Interessen dienen. Oft fungieren z.B. Bil-
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dungsangebote von Weiterbildungseinrichtungen im Bereich der Neuen Medien, um Ängste 
im Umgang mit Neuen Medien abzubauen. Selbstverständlich gibt es auch viele Menschen, 
die keinerlei Berührungsängste mit den Neuen Medien bzw. längst Erfahrungen mit ihnen 
gemacht haben. Je nach Interessen und Voraussetzungen der Lernenden können die Erwar-
tungen auch hier sehr unterschiedlich sein. Die verschiedenen alltäglichen Lebenskontexte 
führen zu einer immer stärkeren Ausdifferenzierung der Bildungsinteressen. Bildungsbiogra-
phie, Lerntyp, aktuelle Problemlagen sind entscheidende Faktoren für die Erwartungshaltun-
gen, auf die auch bei der Gestaltung medienbezogener Lernarrangements und Angebote 
Rücksicht genommen werden muss. 
Empfehlung: Um effektive medienbasierte Lernangebote zu entwickeln, werden mehr 
Erkenntnisse darüber benötigt, wie Menschen mit Neuen Medien in Abhängigkeit von 
ihren Lernstilen und Lernkompetenzen lernen. Die anwendungsbezogene Lernfor-
schung bezogen auf Neue Medien muss intensiviert und verstärkt gefördert werden.  
 
Rolle von Institutionen 
Die konzeptionelle Integration Neuer Medien in die Bildung erfordert auch ein Umdenken in 
den Einrichtungen. Die traditionelle Zuordnung in den EDV-Bereich ist längst zu einem 
Hemmschuh für eine Weiterentwicklung von institutionsübergreifenden Konzeptionen für den 
Einsatz von Neuen Medien geworden. Obwohl die Bedeutung des Themas erkannt worden 
ist, fehlt es noch an organisationalen Strategien und vor allem an strategischer Planung.  
In manchen Einrichtungen gibt es Ansätze, Neue Medien in die Breite der Angebote zu integ-
rieren und auch eigene Telelearning-Angebote zu entwickeln. Gegenwärtig zeigt sich z.B. in 
Weiterbildungseinrichtungen auch ein verstärkter Trend zu offenen Angeboten, wie z.B. In-
ternet-Café. Außerdem erweitert sich das Spektrum der Anbieter, welche die Vermittlung von 
Medienkompetenz als ihre Aufgabe ansehen. Zum Beispiel treten neben die traditionellen 
Anbieter von Weiterbildung heute private, kommerzielle Anbieter, aber auch öffentliche Ein-
richtungen wie Bibliotheken und Museen.  
Dies erscheint vor allem im Hinblick auf informelles Lernen von Relevanz. Menschen sollten 
an immer mehr Orten die Möglichkeit erhalten, Neue Medien kennen zu lernen ohne dabei 
unter großen Lerndruck zu geraten. 
Empfehlung: Offene Zugänge zu den Neuen Medien sollten verstärkt gefördert werden. 
Dies sollte in einem Netzwerk von Institutionen geschehen, um möglichst vielen Inte-
ressenlagen der Menschen gerecht zu werden.  
 
Vernetzung 
Forschungseinrichtungen, Bildungsinstitutionen und  Wirtschaftsunternehmen arbeiten der-
zeit an der Entwicklung und Implementierung von Lösungen für E-Learning und Wissensma-
nagement, dies allerdings mit unterschiedlichen Interessen. Aktuell scheinen die Perspekti-
ven der Marktgängigkeit und der kurzfristigen finanziellen Effizienz („es muss sich rechnen“) 
die Entwicklungen zu bestimmen. Doch langfristig gesehen, darf Bildung nicht unter diesen 
Kurzeit-Perspektiven betrachtet werden, will Deutschland im globalen Kontext konkurrenzfä-
hig bleiben.  
Empfehlung: Es müssen langfristige Perspektiven für die Entwicklung einer „Lernen-
den Gesellschaft“ entwickelt und gefördert werden, in denen die Interessen der ver-
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schiedenen Bereiche vernetzt werden, allerdings unter dem Primat der gesellschaftli-
chen Entwicklung und nicht nur unter dem Primat der Marktentwicklung.   
 
Bildungssystem 
Der Einsatz der Neuen Medien ist in der Tendenz zeit- und ortsunabhängig und führt mit 
Hinblick auf das Internet perspektivisch zu einem globalen Bildungsmarkt. Dies wird vorerst 
nur bedingt Auswirkungen auf die Bildungsstruktur in Deutschland haben, wenn sich auch 
schon bezogen auf die Hochschulbildung Konkurrenzen abzeichnen. Ein anderer Aspekt der 
für das Bildungssystem von großer Relevanz werden könnte, ist die Frage nach der strikten 
Trennung der Bildungsbereiche (Schule, berufliche Ausbildung, Hochschule, Weiterbil-
dung/Erwachsenenbildung). Unter der Perspektive des lebenslangen Lernens könnte sich 
diese Trennung als Hemmnis der Weiterentwicklung des Bildungssystems erweisen. 
Empfehlung: Die bereits begonnene Diskussion über ein zukunftsfähiges Bildungs-
system sollte unter Einbezug der Möglichkeiten der Neuen Medien intensiviert und die 
derzeitige Versäulung des Bildungssystems durchlässiger gemacht werden.     
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Günther Dohmen 
  
Zukunftsperspektiven und offene Fragen zur Rolle der neuen Informations- und Kom-
munikationstechnologien bei der künftigen Entwicklung des lebenslangen Lernens  
 
Ausgangsthese: - Die modernen Technologien können zu Konsequenzen für die Zukunft des 
menschlichen Lernens und der Weiterbildung führen, die dringend einer gezielteren Klärung, 
Untersuchung und Erprobung bedürfen. 
 
Besonders wichtig erscheint in diesem Zusammenhang eine offene kritische Auseinander-
setzung mit den folgenden Fragen: 
 
1.  Wenn die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien sowohl die Speicherung 
einer fast unbegrenzten Fülle von Informationen in vernetzten Datenbanken wie den 
schnellen Abruf der jeweils benötigten Wissensbausteine ermöglichen, - wieweit verliert 
damit die Wissensvermittlungsfunktion der Bildungsinstitutionen ihre zentrale Bedeutung 
und wird eher zu einer ergänzenden Funktion ? Und wieweit wird in diesem Zusammen-
hang die Fähigkeit zum gezielten Suchen, Auswählen, Verarbeiten und Kombinieren von 
Daten, Informationen und kodifiziertem Wissen für die Lösung konkreter Aufgaben und 
Probleme zur zentralen Schlüsselkompetenz für das lebenslange Lernen ? Das heißt: 
wieweit kann und soll in Zukunft die Vermittlung „fertigen Wissens“ didaktisch zurücktreten 
gegenüber der Anregung und Anleitung zum erkundend-forschend-recherchierenden Ler-
nen und zur kreativen Umsetzung des jeweils akut erarbeiteten Wissens in situative  
Handlungsstrategien und Verhaltensänderungen ? 
 
2.  Wenn die modernen Technologien ein frei navigierendes Lernen in offenen Netzwerken 
ermöglichen, - wieweit wird damit neben dem traditionellen linearen Lernen und fachsys-
tematischen Wissensaufbau ein flexibles anforderungsbezogenes  „Hyperlernen“ mit 
wechselnden Einstiegs- und Verzweigungsmöglichkeiten - und seine Förderung - notwen-
dig ? Und wieweit hat das dann relativierende Konsequenzen für die fachbezogene Auf-
bereitung und Vermittlung des Wissens ? 
 
3.  Wenn sich durch die elektronische Erschließung der verschiedensten Lernangebote,  
Lernmaterialien und Lernhilfen eine breitere Vielfalt der Lernoptionen anbietet und eine 
freiere Zusammenstellung individueller „Lernmenüs“ möglich wird, - wieweit verliert dann 
die didaktische Bemühung um die Entwicklung optimaler gleicher Lehrgänge für größere 
Gruppen als Grundform unterrichtlicher Lehre ihre Berechtigung ?  Und wieweit fordern 
die verschiedenen alternativen elektronischen Zugangs-, Selektions- und Verzweigungs- 
und Verknüpfungsmöglichkeiten zu einer neuen Grundform des lebenslangen Lernens 
heraus, die durch ein stärker von den Lernenden selbst gesteuertes suchend-
fokussierendes Lernen bestimmt wird, dessen Zusammenhang nicht mehr durch eine „ob-
jektive“ (curriculare) Ordnung des Wissens vorgegeben ist, sondern von den Lernerinnen 
und Lernern jeweils aus  ihren eigenen Frage-, Problem- und Interessenzusammenhän-
gen entwickelt werden muss ? Und was bedeutet das für die Konsistenz des lebenslan-
gen Lernens ? 
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4.  Wenn die neue digitale Kommunikationstechnik eine integrative  Nutzung von Text, Ton, 
Grafik, Bild und Film möglich macht und wenn die Lerner und Lernerinnen mit modernen 
Digitalkameras auch selbst Bild, Ton und Text  aufnehmen und am PC bearbeiten kön-
nen, - wieweit kann und soll damit die Entwicklung bzw. produktive Ausgestaltung multi-
medialer Lernmaterialien und Lernprogramme stärker zu einer Aufgabe der Lernenden 
selbst werden ?  Wenn virtuelle Lernumwelten leichter als reale Umfelder von den Ler-
nenden  konstruktiv mitgestaltet werden können, wieweit ergeben sich damit ganz neue 
Möglichkeiten und Anforderungen eines unabhängigeren, selbstbestimmteren Lernens ? 
Und wieweit führt das zu Lern-Überforderungen für viele Bürger/innen ?   
  
5.  Wenn alle an gemeinsame Server bzw. Intranets angeschlossenen Teilnehmer in einem 
virtuellen Kommunikationsprozess abwechselnd zu Gebenden und Nehmenden, zu Leh-
renden und Lernenden werden können und wenn jeder seine Gedanken, Meinungen, 
Fragen, Positionen elektronisch publizieren und öffentlich zur Diskussion stellen, aus aller 
Welt Stellungnahmen, Urteile, Korrekturen, Ergänzungen erhalten und selbst jederzeit zu 
fremden Präsentationen Stellung nehmen und die Vorlagen anderer weiterentwickeln 
kann, - wieweit führt das zu neuen Chancen und Problemen der Demokratisierung, Dere-
gulierung und Entsystematisierung des lebenslangen Lernens ? 
  
6.  Wenn  als Konsequenz aus den neuen Möglichkeiten einer von realen  räumlichen  Ein-
gebundenheiten unabhängigen elektronischen Informationsvermittlung und Kommunikati-
on ein neues Lernen in globalen Horizonten möglich wird, - wieweit können dann in Zu-
kunft auch elektronisch präsentierte und nicht real erfahrene Lernorte, Lernpartner und 
Lernsituationen neue multikulturelle Lernprozesse auslösen ? 
 
7.  Wenn die für das moderne „situative Lernen“ notwendigen herausfordernden Problemsi-
tuationen über Medien gezielter präsentiert und in Computersimulationen verschiedene 
Lösungsmöglichkeiten anschaulich durchgespielt und erprobt werden können, - wieweit 
bieten diese virtuellen Präsentationen von „goal-based scenarios“ eine neue virtuelle 
Spielart des „learning by doing“ und ermöglichen damit wichtige Erweiterungen und Er-
leichterungen eines praxisnäheren situativen Lernens ? 
 
8.  Wenn es die neuen Technologien ermöglichen, am Bildschirm konstruktiv Objekte zu ma-
nipulieren, Situationen zu simulieren, Schauplätze, Museen, Ereignisse virtuell zu besu-
chen und erkunden, vertraute Wirklichkeitsbezüge, Wahrnehmungsstrukturen, Denkwei-
sen und Deutungsmuster aufzubrechen und virtuell zu überschreiten und damit Erfahrung 
und Phantasie, Lernen und Spiel, Physikalisches und Symbolisches, Technik und ästheti-
sches Design in neuer Weise zusammenzubringen, - wieweit kann sich daraus für das le-
benslange Lernen eine neue Dimension des kreativen, phantasiebezogen-spielerisch-
ästhetischen Lernens erschließen, die aus dem Mühlrad der Qualifizierung für Beruf und 
Karriere heraus und zu ganzheitlicheren Lebensperspektiven, schöneren Bildern, huma-
neren Emotionen und künstlerischeren Erfahrungen hinführt ? Und wieweit ermöglicht 
diese virtuelle Realitätsüberschreitung die Entwicklung von Kompetenzen, die in der Be-
rufs- und Alltagswelt nicht herausgefordert werden ? Wieweit kann dann auch durch die 
spielerische Flexibilisierung der Kontextbezüge der Transfer kontextgebundenen Wissens 
und Könnens erleichtert werden ? 
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9.  Wenn ein Autor nicht mehr etwas in einsamer Konzentration Ausgereiftes drucken und als 
gebundene Schrift verteilen lässt, sondern schon einen Entwurf ins Internet und damit in 
die öffentliche Diskussion eingibt und wenn der Entwurf dann in gemeinsamer Erörterung 
ausreifen bzw. sich weiterentwickeln kann, und wenn sogar jeder, der den Text in irgend-
einem Entwicklungsstadium gedruckt haben will, ihn jederzeit über seinen PC-Drucker 
selbst ausdrucken kann, - wieweit führt das zu einem neuen offeneren, kommunikativeren 
Publizieren in Lern- und Erkenntnisbildungs-Zusammenhängen, das klassische Autoren-
rechte obsolet werden lässt? 
 
10. Wenn sich alle Pädagogen darüber einig zu sein scheinen, dass die neuen vielfältigen 
virtuellen Kommunikations- und Kooperationsmöglichkeiten die face-to-face-Kontakte und 
die unmittelbaren Kommunikationen bei realen Treffen, Arbeitsgemeinschaften etc. nicht 
ersetzen können, welche neuen Kombinations- und Kompensationsformen zwischen indi-
viduellem Lernen am häuslichen PC, virtuellen Kommunikationskontakten mit fernen 
Partnern und face-to-face-Kommunikation und gemeinsamem Lernen in sozialer Grup-
penarbeit werden sich dann in Zukunft in einer umfassenderen Lernumwelt entwickeln ?  
Wieweit bleiben persönliche Begegnungen und unmittelbare mitmenschliche Erfahrungen 
und Auseinandersetzungen mit lebendigen Menschen für ein bildendes Lernen notwen-
dig? 
    Wie lassen sich reales und virtuelles interaktives Lernen und ein realer und ein virtueller 
Lern-Service sinnvoll kombinieren ? 
Und wie können. die neuen Technologien als Teile der gesamten Lebens-, Arbeits- und 
Medienwelt lernender Menschen am besten mit den verschiedensten anderen Lernanstö-
ßen in der modernen „Lerngesellschaft“ kombiniert werden? 
 
11.Wenn mit der wachsenden Bedeutung der neuen Informations- und Kommunikations-
technologien ein neues Bildungsgefälle („digital divide“) droht, - wie kann dagegen eine 
breitere „Medienkompetenz“ entwickelt werden ? Und wie kann eine zur Vermittlung der 
didaktischen und technischen Medienkompetenz notwendige Ausbildung von Experten, 
Beratern, Tutoren, Moderatoren etc. so organisiert werden, dass die Techniker mehr di-
daktische und die Pädagogen mehr technologische Kompetenz entwickeln ? Wie kann die 
Engführung zu einer nur auf die technische Mediennutzung ausgerichteten Kompetenz 
vermieden werden ? Wie kann die Medienkompetenz plausibel eingebettet werden in eine 
umfassendere Lernkompetenz, die sich auf das menschliche Lernen mit seinen verschie-
denen Formen, Lernorten, Medien und Bedeutungen im Ganzen bezieht ?  
     Welche technischen Vereinfachungen (Hardware-Bausteinsysteme für Laien ?) und wel-
che für jedermann verständliche didaktischen Vermittlungen sind notwendig, um ein mul-
timediales lebenslanges Lernen aller zu ermöglichen ? 
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Professionalität der in der Weiterbildung Tätigen  
 
1. Lebenslanges Lernen und Pädagogische Kompetenz 
 
 
Lebenslanges Lernen setzt für seine Realisierung erwachsenenpädagogische Professionali-
tät beim Lehrenden voraus. Notwendig für professionelles Handeln sind Konzepte und Stra-
tegien, um pädagogische Wirklichkeit beschreiben, diagnostizieren, interpretieren und gestal-
ten zu können. Nur dadurch, dass die Perspektive der Lehrenden auf die lernenden Erwach-
senen, ihre Potenziale, ihre Möglichkeiten, ihre Interessen und auf die Anforderungen, denen 
sie genügen wollen, orientiert ist, kann sich lebenslanges Lernen als kulturelle Anforderung 
realisieren.  
 
Gerade die sich permanent ändernden systemischen Bedingungen in der Erwachsenenbil-
dung und Weiterbildung bei gleichzeitiger Forderung nach einer hohen Qualität machen es 
notwendig, dass eine wissenschaftliche Aus- und  Weiterbildung  sowie eine berufsprakti-
sche Qualifizierung der Lehrenden gesichert sind. Über das Studium und die Weiterbildung 
der erwachsenenpädagogisch Tätigen  sind Reflexions-, Gestaltungs- und Innovationspoten-
tiale herauszubilden und so erwachsenenpädagogische Standards zu sichern. 
 
Auf die folgenden sechs Tätigkeitsbereiche in der Erwachsenenbildung/Weiterbildung haben 
sich Studium, Aus- und Fortbildung zu konzentrieren: 
 
- Lehre: Sie bleibt im Zentrum der Erwachsenenbildung, verändert sich aber: Moderation, 
Lernberatung, erhöhte Methodenkompetenz bei verringertem Wissens-know-how kenn-
zeichnen den notwendigen „Umbau“ von Lehre. Unverzichtbar bleibt dennoch der Erwerb 
einer didaktisch-methodischen Kompetenz, also der Fähigkeit, ausgewählte oder vorge-
gebene Inhalte didaktisch aufzubereiten, dazu Ziele zu formulieren und für den konkreten 
Unterricht einen adressatenorientierten, inhalts- und zieladäquaten Methoden- und Me-
dieneinsatz zu planen. Dafür sind auch Kenntnisse aus der Lernpsychologie unentbehr-
lich. 
- Management: Die Relevanz von Management nimmt zu; sie betrifft Institutionen, zuneh-
mend aber auch das Management der eigenen Arbeitskraft. Zum Management gehören 
Marketing, Öffentlichkeitsarbeit, Führung, Organisation, Finanzen etc. 
 
- Planung: Die Anforderungen an eine adressatenorientierte Planung von Fort- und Wei-
terbildungsangeboten nehmen zu: der Planungsaufwand erweitert sich um die Verbin-
dung von selbstorganisierten Lernprozessen und offerierten Lehrangeboten. Im Zuge ei-
ner „Modularisierung“ erhöhen sich die Anforderungen an eine stofforientierte und lerner-
bezogene Stringenz. 
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- Mediale Produktion: Je mehr Lernende im virtuellen Raum auf vorfabrizierte und neben-
läufig-interaktive Medienangebote zurückgreifen, desto mehr wird die Kompetenz und 
Aktivität von Lehrenden in der Produktion von medialen Angeboten gefragt sein. Hier 
entsteht ein völlig neuer „Lehrbereich“, der Kompetenzen im Umgang mit Medien ebenso 
wie neue didaktische Kompetenzen erfordert.  
 
- Weiterbildungsberatung: Die personenbezogene Beratung wird sich ausdifferenzieren 
und die in einer Region vorhandenen Netzwerkstrukturen mit in das eigene Angebot ein-
beziehen müssen. Sie muss gekennzeichnet sein von einer Zuständigkeit, nicht aber von 
einer ausschließlichen Verantwortung für den Lernprozess des/der zu Beratenden. 
 
- Theoretische Reflexion und Selbstreflexion: Die veränderte Rolle der Lehrenden gegen-
über den Lernenden erfordert  
In einem noch höheren Maß als bisher die Kompetenz zu Selbstreflexion und Selbsteva-
luation bei den pädagogisch Tätigen. Eine notwendige Voraussetzung dafür sind theore-
tische Grundlagen, die sich auf die Bedingungen lebenslangen Lernens und erwachse-
nenpädagogischer Biographieforschung beziehen. 
 
2. Diskussion der Weiterbildungs-Professionalität 
 
Die Professionalitätsentwicklung hat in der Weiterbildung/Erwachsenenbildung eine kurze 
Geschichte, sie ist begrifflich, konzeptionell eingeleitet worden durch Wolfgang Schulenberg 
mit einem Aufsatz „Erwachsenenbildung als Beruf“(1972). Vorgedacht wurde allerdings be-
reits in der Weimarer Republik von damaligen Volksbildnern wie Tews (1981), Weitsch 
(1927), Hartmann u.a. (1972, 1982). Auch im damaligen Vereinswesen sind entsprechende 
Anforderungen formuliert worden. 
 Die Professionalisierungsdebatte hat sich nach Beginn in den 50er Jahren (vgl. Gier-
ke/Loeber-Pautsch 2000) erst in den 70er Jahren mit den Weiterbildungs- und Erwachse-
nenbildungsgesetzen (Faulstich 1991, 1995, 1996) in den Ländern konkretisiert. In den 80er 
Jahren durch eine anhaltende Arbeitslosigkeit bedingt, startete die damalige Bundesregie-
rung eine Qualifizierungsoffensive, die zur projektorientierten beruflichen Umschulung und 
Fortbildung führte (Strunk 1988) und  in den 90er Jahren in den neuen Bundesländern noch 
einmal einen Höhepunkt erlebte (Faulstich 1993, Meier 1993, Bosch/Neumann 1993, Kuwan 
1999). Die kompakte Entwicklung dieser beruflichen Weiterbildung ist sehr spät oder gar 
nicht von Professionalitätsforderungen begleitet worden und mündete dann in eine Qualitäts-
kritik an die Weiterbildung (Gieseke 1994). Neue Qualitätsstandards veränderten in den 90er 
Jahren nachhaltig die Strukturen, die jetzt von der betrieblichen zur beruflichen Weiterbildung 
auch die öffentliche Erwachsenenbildung erfasste (z. B. QUEM 1993, Dröll 1999 a/b, Litera-
tur- und Forschungsreport Weiterbildung 33).  
Unter dem Fokus lebenslangen Lernens geht es gegenwärtig darum, Qualität durch Profes-
sionalität zu erreichen. Konzepte für veränderte Lernkulturen, die den individualisierten An-
sprüchen auch an komplexen Verwertungsansprüchen und unterschiedlichen Lernniveaus 
besser gerecht werden, verlangen nun eine grundständig bessere erwachsenenpädagogi-
sche Ausbildung. In der „entgrenzten“ Weiterbildungslandschaft (J. Kade 1997) kann sie a-
ber nicht allein durch die Verbände und Betriebe organisiert werden, sondern die Universitä-
ten sind  gefordert. In der Kommission Erwachsenenbildung der Deutschen Gesellschaft für 
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Erziehungswissenschaft sind 1995 und 1998 diese Fragen bearbeitet worden (Derichs-
Kunstmann/Faulstich/Tippelt 1996, Derichs-Kunstmann/Faulstich/ Wittpoth 1999). 
 
Der bisherige Diskurs zur Professionsdebatte lässt sich unter vier Punkten bündeln: 
1. Professionalisierung und Verberuflichung 
2.  Professionalität und  Organisationen 
3. Professionalität als Kompetenz 
4. Profession und Wissen. 
 
2.1 Professionalisierung und Verberuflichung 
 
Mit Professionalisierung wird ein Konzept für die Weiterbildung beschrieben, das den Diskurs 
aus der Berufssoziologie aufnahm. Der Anspruch war, im Sinne des Hartmannschen Kon-
zeptes von der Arbeit über den Beruf zur Profession einen Entwicklungsverlauf zu beschrei-
ben, der Qualifizierung, Forschung, Theoriebildung und spezifische ethische Verantwortung 
in Programmplanung und Lehre als Anspruch und Leitprogramm für eine Zukunft  bündelt 
(Hartmann 1972, 1982; Oevermann 1996, Koring 1987, Gieseke 1991, Nuissl 1995). Der 
Lehrerberuf war dabei nie als Bezugspunkt gedacht, weil allein die institutionellen, organisa-
torischen Bedingungen und das Fehlen von Lehrplänen zu völlig anderen Arbeitskonstellati-
onen führen. Erwachsenenbildung als Suchbewegung, als Dienstleistung, als Forum, als 
Qualifizierung, als mediales Lernpaket, als Wissenressource, als Trainings- oder als Reflexi-
onsangebot schafft komplexe Lernkulturen, die situationsspezifisch auszulegen sind. Der 
Teilnehmer, weil er Nachfrager ist, stand dabei immer im Mittelpunkt. Professionalisierung 
war und ist in diesem Sinne selbst Programm, die sich noch nicht aus den bildungspoliti-
schen Bestimmungen befreien konnte. Die Spezifik pädagogischer Prozesse als Interaktion 
und Intervention mit spezifischen Anforderungen, da sie auf das jeweilige Handeln und Ver-
halten Einfluss nimmt, Wirkungen hat und eingreift ins subjektive Leben, verlangt besondere 
Reflexivität, Ethik, Folgeabschätzungsfähigkeit, da die Lernprozesse über Beratung die In-
terventionen intensivieren, bei gleichzeitig konstruktivistisch begründeter Verantwortungszu-
rücknahme.  
Professionalisierung als Programm ist empirisch in verschiedenen Studien der 80er und 90er 
Jahre in verschieden Handlungsfeldern (Vath 1975, Peters-Tatusch 1981, Arnold 1983, Jüt-
ting u.a. 1992, Harney/Jütting/Koring 1987, Gieseke 1989, Schmidt-Lauff 1999, Dröll 1999c) 
untersucht worden. Diese Untersuchungen belegen den völlig offenen Programmcharakter. 
So arbeitet Vath in einer frühen Studie heraus, dass die Professionalisierung sich erst einmal 
als Verberuflichung darstellt, Peters-Tatusch hat durch eine Stellenanalyse in überregionalen 
Zeitungen das nachgefragte Handlungsprofil für die Weiterbildung erschlossen, um die Be-
darfe zu erfassen. Jütting hat beschrieben, wie die lehrenden Tätigkeiten mit den planenden 
Tätigkeiten im Anforderungsprofil zu verbinden sind. Gieseke betont die fehlende pädagogi-
sche Wissensentwicklung bei den neu eingestellten hauptberuflichen Mitarbeitern, so dass 
aus den institutionellen Sozialisationsprozessen das genutzte Wissen erst entstehen muss. 
Alltagswissen, Erfahrungswissen wird zur entscheidenden Ressource (Dewe 1996). Dieses 
führte in den frühen Phasen der Entwicklung zu einem engen Pädagogikbegriff, der allein die 
Lehr-Lernsituation darunter fasst und die planerischen Aufgaben, die den wesentlichen Tä-
tigkeitsinhalt der neuen Hauptberuflichen ausmachte als organisatorische Tätigkeiten davon 
abspaltete. 
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 In der Untersuchung von Schmidt-Lauff wird dagegen die professionelle Grenzziehung für 
die betriebliche Weiterbildung als problematisch beschrieben, da die Interventionsinteressen, 
den Bildungsprozess überschreiten. Drölls Studie beschreibt die neue Selbständigkeit, die 
trägerübergreifend angelegt ist als Freiberuflichkeit, die faktisch Hauptberuflichkeit ist. Ver-
änderungsprozesse sind auf der Ebene von Beruflichkeit vor allem als neue ausdifferenzierte 
Freiberuflichkeit zu begreifen, Programmplanung wird allerdings nicht mehr als organisatori-
sche Tätigkeit, begriffen, sondern als Angleichungsprozess im regionalen Umfeld, mit Ent-
scheidungsoptionen vor den verbandbezogenen oder institutionellen Zielperspektiven (Gie-
seke 2000). Dennoch  kann eine Angleichung der Tätigkeitsprofile bei aller Vielfalt der orga-
nisatorischen und institutionellen Strukturen beobachtet werden (siehe dazu auch Wittpoth 
1997). 
Professionalisierung als Prozess befindet sich demnach gegenwärtig in der Situation, eine 
neue freiberufliche Hauptberuflichkeit herausgebildet zu haben, wobei sich die Anforde-
rungsprofile institutionenübergreifend entwickeln, ohne dass aber die spezifische Zielbindung 
an die Träger und Institutionen aufgeben wird. Die Professionalisierung durch berufliche So-
zialisation, die noch für die 80er Jahre bestimmend ist, wird durch ein größeres Qualifizie-
rungsinteresse über Wissens- und Kompetenzerwerb in eine weitere Entwicklung gebracht. 
Dieser Prozess individualisiert sich aber zunehmend und bedarf begleitend struktureller sys-
temischer Entscheidungen. 
 
2.2 Professionalisierung und Verbände/Betriebe/Institutionen 
Die Professionalisierung war nur eine indirekte staatliche Entscheidung z. B. über Länderge-
setze, aber auch diese formulieren eine plurale Weiterbildungsstruktur. Der Professionalisie-
rungsprozess ist also, in diese Richtungen gehen die Analysen (Weinberg 1980), von den 
Verbänden vollzogen worden, sie haben in diesem Zusammenhang die entscheidenden 
Fortbildungaktivitäten hervorgebracht47. Die auf diesen Kontext bezogenen Diskurse werden 
theoretisch als planerisch, disponierendes Berufshandeln, als wissenssoziologische Position 
oder als professionelles Handeln im berufs- und betriebspädagogischen Kontext beschrieben 
(Nittel 2000). Dieser Prozess hat sich durch die europäischen und spezifischen Förderungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit noch einmal ausgedehnt und wird als entgrenzte Weiter-
bildung interpretiert. Bereits jetzt wird in der Literatur die vielleicht berechtigte Kritik laut, dass 
Anforderungen und Probleme, die nach verantwortlichen Entscheidungen und Problemab-
wägungen verlangen, in einen Weiterbildungs- und/oder Beratungsbedarf umformuliert wer-
den. Die angedockte  oder besser beigeordnete Weiterbildung, also Weiterbildung, die an 
einem Verband, einer Organisation oder einem Betrieb angeschlossen wird, wird so zu ei-
nem innerorganisatorischen Instrument der Problembewältigung. Harney (1998) hat am Bei-
spiel des Krankenhaussystem die Differenz von pädagogischen und  betrieblichen Hand-
lungslogiken herausgearbeitet. Die klassischen Stabsstellen werden entweder outgesourced 
oder im internen Markt als spezielle Dienstleistung neu strukturiert. Unter dem Aspekt von 
Professionalität werden die eigenen Tätigkeiten in den Organisationen jeweils anders disku-
                                                 
47 Brokmann-Nooren/Grieb/Raapke 1995, Bundesinstitut für Berufsbildung 1989ff., Bundesinstitut für 
Berufsbildung 1991, Deutsches Institut für Erwachsenenbildung 1998ff., Deutsches Institut für Fern-
studien 1990-1993, Evangelische Arbeitsstelle 1975, Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen 
Volkshochschul-Verbandes 1977ff., Studienbrief Erwachsenenbildung der Universität Kaiserslautern 
1996-1998.) 
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tiert als unter professioneller Perspektive. Professionalität wird so gesehen als neuer struktu-
rierender Ansatz deutlich (Nuissl 1992, 1999). 
Im Unterschied zum Kompetenzerwerb im Arbeitsvollzug ist die berufliche Weiterbildung auf 
Standards, Zertifizierung angewiesen. Wenn Verwertung und Umsetzung unmittelbarer nicht 
nur aufeinander bezogen, sondern aufeinander abgestimmt sind, geraten die jeweiligen Lo-
giken in einen irritierenden, anregenden oder/und verändernden Austauschprozess. Nittel 
unterscheidet bezogen auf diesen Diskurs zwischen expliziten und impliziten Bildungsein-
richtungen (Nittel 2000). Eine Spezifik für die Handhabung von Professionalisierung sind 
häufiger Begriffswechsel, wie von der Weiterbildung zur Personalentwicklung oder zum Per-
sonalmanagement usw. und die jeweils institutionen- und trägerspezifischen Bezeichnungen 
der Mitarbeiter/innen mit ihren besonderen aufgabenspezifischen Ausdifferenzierungen. Die-
se Vielfalt an Bezeichnungen auch für gleiche Tätigkeiten verweisen auf die Spezifik des 
Lernens, aber auch des Lehrens und des konzeptionellen Planens einer bestimmten Organi-
sation In dieser Begrifflichkeit ist die Philosophie des Lernens und des Lehrens bereits mit 
eingelassen. Sie präsentiert sich aufgrund der pluralen und marktbestimmten Strukturen in 
seiner ganzen Breite. 
Die Organisationsentwicklungstheorien im Weiterbildungsbereich arbeiten über beratendes 
Lernen an der Modernisierung der Weiterbildungsinstitutionen, was die organisatorische 
Strukturen, als auch die durch die Institutionen übernommenen planerischen Instrumenta-
rien, soweit sie Fragen institutioneller Profilbildung, Angebots- und Nachfrageprofilierung 
betrifft (Schäffter 1998, Schäffter/von Küchler 1997, Zech 1997). Bildungsmanagement und 
Marketing gehen neu ins professionelle Profil ein (Nuissl 1998, Nuissl/von Rein 1995). Empi-
rische Studien zeigen in Ausschnitten, wie sich diese Modernisierungsprozesse bei bestimm-
ten Institutionen entwickeln, worauf sie sich konzentrieren (Schiersmann u.a. 1999) und wie 
institutionelle Zieldimensionen und professionelles Handeln aufeinander bezogen sind, also 
funktionelle Äquivalenz aufweisen (Gieseke/Gorecki 2000). Als inhaltlicher Prozess ist es der 
Prozess der Verbetriebswirtschaftlichung, der zu einem organisatorischen Neudenken mit 
Profilbildung führte (Nuissl 1994, Meisel 1994), ein  Reformulieren  des Betriebsbildes einlei-
tete und dabei für den Leitungsbereich neue professionelle Anforderungen stellte. Ein we-
sentlicher Motor ist seit den 90er Jahren dafür auch die Qualitätssicherung, die staatliche 
und  kommunale Regulierungen ersetzt (Arnold 1997; von Küchler/Meisel 1999a, 1999b). 
Modellversuche zeigen hier die ganze Spannbreite der Entwicklungen. Neue Fortbildungs-
konzepte (Studientexte für Erwachsenenbildung) wurden entwickelt und verbreitern die 
Kompetenzanforderungen für das Personal in der Weiterbildung. Die sich dabei entwickeln-
den Vorstellungen von Weiterbildung als Dienstleistungsbereich (Schlutz 1997), wo die po-
tentiell Interessierten erst einmal als Kunden und dann als Teilnehmer gesehen werden, ver-
langt auch neue theoretische Anstrengungen (Nittel 1999). Die Qualitätsstandards sind aus-
zuweiten und differenzieren die Qualifikationsanforderungen weiter aus. Davon ist nicht nur 
der Leitungsbereich, sondern  auch der Programmentwicklungs- und Planungsbereich 
betroffen, der jede nachgeordnete Strukturierung von Lernsituationen als Kurs bis zum e-
learning beeinflusst.  
 
2.3 Professionalität als Dozenten-Trainer-Beraterkompetenz 
 
Seit den 80er Jahren gibt es einen Stop der Verberuflichung, aber eine Ausdehnung des 
Weiterbildungsmarktes, u.a. mitbedingt durch die Qualifizierungsoffensive. Eine neue Tätig-
keitsstruktur entsteht mit einer Vielfalt an institutionellen Konzepten. Eine stärkere Beachtung 
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des Dozenten, der Trainer etc. aus professionskonzeptioneller Sicht beginnt (Bastian 1997). 
Professionalisierung wird von Professionalität unterschieden. Professionalität wird definiert 
als „die Fähigkeit nutzen zu können, breit gelagerte, wissenschaftlich vertiefte und damit viel-
fältige abstrahierte Kenntnisse in konkreten Situationen angemessen anwenden zu können. 
Oder umgekehrt betrachtet: in eben diesen Situationen zu erkennen, welche Bestandteile 
aus dem Wissensfundus relevant sein können.“ (Tietgens 1988,  37) 
Das interdisziplinäre Wissen und der Situationsbezug, die hermeneutische Auslegung einer 
pädagogischen Situation oder der pädagogische Fall (Kade 1990) beschreiben einen neuen 
Ansatz für professionelles Handeln. Der Beratungsbegriff wird jetzt auch für die Fortbildung 
benutzt. In den 90er Jahren wird von Kemper/Klein (1998) ein Ansatz erprobt und Beratung 
als individuelle Lernprozessbegleitung beschrieben. Allerdings wird in  größeren Untersu-
chungen ( außer bei Dieckmann (1976), der die spezifische Berliner Situation im Blick hat) 
die Kursleiter-/Dozentensituation nicht - wie noch in den 70er Jahren (Knoll 1975, 
Kühn/Preuss 1976, Kühn/Preuss/Wolf 1976, Müller/Schradin, Pröpper 1975)  – weiter ver-
folgt. 
 Professionalität meint bezogen auf die Kursleiter-/Dozententätigkeit im betrieblichen Kontext 
jetzt auch neues Methodenbewusstsein, neue Vortragsstile, moderierendes Lernen, Lernen 
mit Brainstorming-Charakter. Projektarbeitsformen setzen sich durch (Döring 1990, Siebert 
2001). In den 90er Jahren nimmt die Ausdifferenzierung der Dozententätigkeiten noch ein-
mal zu, die Qualitätssicherungssysteme oder neu eingeführtes Qualitätsmanagement präzi-
sieren die jeweiligen Anforderungen an Qualität und führen die Perspektive zu den Institutio-
nen. Das Vernetzungsinteresse wird neu verbunden mit dem Nachdenken über neue Lern-
kulturen für die veränderte Lernarrangements in einer sich herausbildenden Dienstleistungs-
gesellschaft Profile verlangt (Faulstich/Vespermann/Zeuner 2001, Heuer 2001, Giese-
ke/Käpplinger 2001) und zur Neubegründung professioneller Standards herausfordert, die 
jetzt sowohl die Breite der Dozentenprofile als auch das Bildungsmanagement und die Pro-
grammplaner/innen betrifft. 
 
2.4 Professionalität und Wissen 
Professionalität setzt Wissen zu den anstehenden Handlungsfeldern voraus. Dabei wird nur 
theoretisch erwogen, ob es technologische Aspekte pädagogischen Handelns gibt, um die-
ses dann wie zu erwarten zu verneinen (Wimmer 1996). Der folgenreiche Transfer von Wis-
sen aus anderen Disziplin, wenn er nicht aus der Perspektive einer Bildungs- oder Qualifizie-
rungstheorie formuliert wird, schwächt eine bildungswissenschaftliche Perspektive. Das Indi-
viduum mit seinen spezifischen Lehr-Lernproblemen kommt so nicht in den Blick. Auch wer-
den institutionelle organisatorische Profilentwicklungen in Bildungsinstitutionen, wenn sie 
eben nicht eine bildungswissenschaftliche Perspektive haben, nicht die Professionalität stär-
ken. Harney kontrastiert hier interessant die situativen Aspekte professionellen Handelns im 
betrieblichen Kontext (Harney 1996). Dieser Aspekt notwendigen fortgeschrittenen differen-
zierten bildungswissenschaftlichen Denkens lässt sich demonstrieren an der Nutzung von 
soziologischem Forschungswissen, wo es kontraproduktiv wird. In Studien über Arbeitslosig-
keit wurde in den 80er Jahren nachgewiesen, dass Arbeitslosigkeit ein gesellschaftlicher 
Faktor ist und die verschiedenen Qualifizierungsmaßnahmen vor allem systemische oder 
statistische Interessen befriedigen, die Zahlen niedrig zu halten. Da eigentlich nur soziologi-
sche Forschungsergebnisse vorlagen, schien dieses auch für eine reflexive erwachsenenpä-
dagogische Perspektive allein richtig zu sein. Analyse von Lehr-Lernsituationen (z. B. Kejcz 
u.a. 1979-1981, Arnold/Kade/Nolda/Schüßler 1998), bildungsbiographische Untersuchungen 
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(Ahlheit 1990, Alheit/Glass 1986, Siebers 1996, Gieseke/Siebers 1996) führen zu neuem 
Grundlagenwissen, die auf den Eigensinn von Lern- und Bildungsprozessen verweisen. Die 
individuellen Problemlagen, die sich in den Kursen zeigten, waren so nicht als Wissen über 
Lerngeschichten der Individuen aus pädagogischer Perspektive präsent. Die Interventionen 
beschrieben systemische gesellschaftliche Perspektiven, die aber kein Wissen für pädagogi-
sches Handeln zur Verfügung stellen. Es gab kurzschlüssige Reaktionen unter Pädagogen, 
die gesellschaftlich strukturelle Entscheidungen und pädagogisch professionelles interpreta-
tives Handeln so miteinander zusammenführten, das die Individuen durch strukturelle Inter-
pretationen aus dem Blick gerieten. Darauf weisen erwachsenenpädagogische Studien hin 
(Meier u.a. 1998, Gieseke/Jankofsky/Lüken 1989, Gieseke/Jaudas/Pralle 1991, Am-
bos/Schiersmann 1996). 
 
Bildungsbiographiestudien, Untersuchungen zu differenten Bildungsinteressen und Lehr-
Lernhandeln aus der gender-Perspektive in den 90er Jahren beginnen hier Lücken zu 
schließen, obwohl besonders soziale Lernprozesse als komplexe Interaktions-,  Vermitt-
lungs- und Aneignungsprobleme sichtbar werden, hinsichtlich der Erforschung aber auch 
methodische Probleme aufweisen (Kejcz/Nuissl u.a. 1979-1981, Ar-
nold/Kade/Nolda/Schüßler 1998, Nolda 1996, Siebert/Dahms/Karl 1982, REPORT 40/1997). 
Analysen zum Planungshandeln in Bildungsinstitutionen (Gieseke/Gorecki 2000), als Institu-
tionenanalyse (Schiersmann u.a. 1998) und als systemische oder regionale Analysen (eine 
Übersicht bei Tippelt 1999, Körber u.a. 1995) haben hier den Fokus verändert und schaffen 
interdisziplinär angelegte, aber unter dem Bildungsfokus angelegte Studien. 
 
3. Empfehlungen  
 
Die beschriebenen Veränderungstendenzen in der professionellen Arbeit der in der Weiter-
bildung Tätigen unterliegen Differenzierungsphänomenen. So ist ein Phänomen der Un-
gleichzeitigkeit zu beobachten, wonach in einigen Bereichen noch eher traditionelle Arbeits-
formen und Bewusstseinsformen vorliegen, in anderen innovative Ansätze – nicht immer 
ganz freiwillig – Realität werden (vgl. Schlutz 1999). Auch unterscheiden sich die  Tätigkeits-
bereiche  bei den verschiedenen Trägern und Institutionen durch die jeweiligen Zielperspek-
tiven, wenn sich auch das professionelle Wissen trägerübergreifend konstitutiert. Die Vernet-
zungsprozesse in den Regionen zwischen den verschiedenen Erwachsenenbildungs- und 
Weiterbildungsinstitutionen wird diesen Prozess der differenzbezogenen Angleichung noch 
weiter vorantreiben. Die dafür notwendige professionelle Kommunikationsfähigkeit setzt eine 
gemeinsame Begriffsbildung und geteiltes Wissen voraus, um handlungsfähig zu sein und 
gemeinsam pädagogische Qualitätsstandards zu sichern. 
 
Die künftigen Anstrengungen, die Professionalität der in der Weiterbildung Tätigen mit Blick 
auf das Lebenslange Lernen weiterzuentwickeln und zu verbessern, richten sich vor allem 
auf die wissenschaftliche Aus- und Fortbildung, aber auch die praktische Vermittlung von 
Kompetenzen und Qualifikationen.  
 
3. 1 Wissenschaftliche Ausbildung 
 
Die Universität und hier die Erziehungswissenschaften sind gefordert, im Rahmen der Teil-
disziplin Erwachsenenpädagogik  Studiengänge in Kombination mit anderen Fächern anzu-
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bieten. Bestehende Studiengänge sind dabei weiterzuentwickeln, neue und weitergehende 
Ansätze zu konzipieren.  
Zwei Studiengangstypen und ein offeneres Konzept sind anzustreben: 
a) Studiengang „Weiterbildung“ 
Ein grundständiger Studiengang, der ein Hauptfach mit zwei Nebenfächern oder zwei 
Hauptfächern koppelt, sollte auf die Programmplanung- und Managementaufgaben sowie 
die Beratung, aber auch auf das Lehren und Lernen in der Weiterbildung vorbereiten. 
Dazu gehört als Grundlage die theoretische und empirische Erarbeitung der Lehr- und 
Lernprozesse im Erwachsenenalter in verschiedenen Kontexten, die Zusammenhänge 
von Lernen in Sozialisationsprozessen und in Arbeitsprozessen. Dabei ist insbesondere 
Gewicht auf eine integrative Einbettung  neuer Medien und medialer Anforderungen zu 
legen. Neben Erziehungswissenschaft/Schwerpunkt Erwachsenenpädagogik sind Be-
triebswirtschaft, Soziologie, Psychologie und Kulturwissenschaften für Fächerkombinati-
onen denkbar. Der Studiengang bietet sich für alle hauptberuflich durchzuführenden Tä-
tigkeiten in der Planung, in der Begleitung, der Lehr-/Lernarrangements, in der Qualitäts-
sicherung und der Beratung an. Er schließt mit einem Diplom oder BA und MA ab. 
b) Zusatzstudiengang „Erwachsenenpädagogik“ 
Ein Zusatzstudiengang über 4 Semester, der berufsbegleitend studiert werden kann, soll-
te für alle frei- und/oder nebenberuflich Tätigen in der Erwachsenenbildung/Weiterbildung 
angeboten und für deren Tätigkeit unter bestimmten Bedingungen auch verbindlich wer-
den. Voraussetzung für die Teilnahme ist ein abgeschlossenes Hochschulstudium  oder 
eine nachgewiesene längere und qualifizierte einschlägige Berufstätigkeit. . Seit Beginn 
der Umsetzung eines solchen Zusatzstudienganges Mitte der 90er Jahre wird dieser be-
sonders von Interessierten aus der freien und der betrieblichen Weiterbildung nachge-
fragt und auch abgeschlossen. 
Eingebunden in die Studiengänge sollten Konzepte „Forschenden Lernens“ sein, die in Ver-
bindung mit Hochschulen, Forschungsinstituten, Fortbildungen und Praxisevaluationen 
denkbar sind. Konzepte forschenden Lernens, gerade empirische Kleinprojekte, aber auch 
Grundlagenforschung in Langzeitstudien zu Bildungsverläufen, individuellen Wissensa-
neignungs- und Verarbeitungsprozessen, sowie Wirkungsanalysen von Lehrarrangements 
können nur umgesetzt werden, wenn die Professionsvertreter in den Institutionen solche 
Vorhaben unterstützen. Dieser Prozess hat begonnen, er kann sich nur weiter etablieren, 
wenn sich ausreichend erwachsenenpädagogische Kompetenz entwickeln kann und damit 
entsprechende Fragestellungen für die Forschung artikuliert werden. Solche Aktivitäten for-
schenden Lernens sind jedoch auch durch Zugangsbedingungen und gezielte Fördermaß-
nahmen zu unterstützen.  
 
 
3.2 Praktische Ausbildung 
 
Die praktische Ausbildung erfolgt derzeit im Großen und Ganzen nach dem Prinzip des 
„Learning by doing“, vermengt mit sporadischen Fortbildungskursen und Anleitungen. Die 
universitären Ausbildungsgänge enthalten mehr oder weniger große Anteile von Praktika, die 
in Erwachsenenbildungseinrichtungen absolviert werden. 
 
Für die berufspraktische Ausbildung der Beschäftigten in der Weiterbildung sind zwei Wege 
auf- und auszubauen: 
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a)  Fortbildungsangebote der übergreifenden Weiterbildungsverbände und Trägerorganisati-
on sind zu fördern, systematisch weiterzuentwickeln und auf ein vergleichbares Qualitäts-
niveau zu bringen. Dabei ist besonderes Gewicht weniger auf die fachdidaktische als 
vielmehr diejenigen Kompetenzbereiche der Erwachsenenbildung zu legen, die übergrei-
fend gefordert sind: Lehre, Management, Planung, mediale Produktion und Beratung. Die 
verbands- und trägerinternen Fortbildungsangebote sind teils als intern zu definieren (z.B. 
in tendenzorientierten Weiterbildungsorganisation), teilweise zu öffnen und generell anzu-
bieten. Eine zentrale Agentur hat die Information und Beratung zur Fortbildung zu über-
nehmen und die Qualitätssicherung zu betreiben. 
b) Auf Bundesebene ist daran zu denken, eine berufspraktische Ausbildungsakademie für 
die Weiterbildung zu gründen und aufzubauen. Sie hätte - eher ähnlich wie Lehrerfortbil-
dungsseminare - insbesondere für Leitungskräfte in der Weiterbildung die Aufgabe, in 
kompakten Lehrgängen praktische Grundqualifikationen in erforderlichen Tätigkeitsberei-
chen zu vermitteln. Eine solche Weiterbildungsakademie kann durch anteilige Finanzie-
rungen von Bund, Ländern und Weiterbildungsorganisationen breit getragen und imple-
mentiert werden. 
 
Eine berufspraktische Ausbildung (vergleichbar dem Referendariat) ist in der Weiterbildung 
wenig sinnvoll; sowohl die Einstiege als auch die Tätigkeitsfelder und Beschäftigungsverhält-
nisse ermöglichen hier eine konsistente Konzeption. Umso wichtiger ist es, die Systeme der 
berufsbegleitenden Fortbildung innerhalb der Trägerorganisationen, in Zusammenarbeit mit 
den Universitäten und im Zusammenhang mit dem Aufbau einer Ausbildungsakademie zu 
ermöglichen. 
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Der „Deutsche Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen“ hatte in seinem Gutach-
ten „Zur Situation und Aufgabe der deutschen Erwachsenenbildung“ 1960 gefordert, dass 
langfristige systematische Seminarkurse für Erwachsene in Zusammenarbeit zwischen 
Hochschulen und Volkshochschulen erbracht werden sollten. Er empfahl damit die Ausbrei-
tung einer Praxis, die sich an den Universitäten in Göttingen und Berlin bewährt hatte und 
damals aktuellen hochschulpolitischen Positionen ebenso entsprach wie dem Erbe der Uni-
versitäts-Ausdehnungs-Bewegung.  
 
Mit dem Arbeitskreis Universitäre Erwachsenenbildung entstand 1971 ein Verein, in dem 
sich Hochschullehrer und Erwachsenenbildner, Universitäten und Weiterbildungsträger mit 
dem Ziel zusammenfanden, eine Beteiligung der Universitäten am lebenslangen Lernen zu 
fördern. 
Wie häufig in Gründungsepochen waren mittel- und langfristige Wunschvorstellungen nicht 
unmittelbar zu revidieren. Man träumte von einer Umwandlung der bisherigen Erststudien-
universität mit ihren einmaligen Abschlüssen und ihrem Lizenzmonopol für höhere Berufe in 
ein Dienstleistungsunternehmen, das sich an den wissenschaftlichen Bedürfnissen einer 
Region orientiert und dafür ein Programm lebenslangen Lernens, d. h. miteinander verknüpf-
te Erstausbildungs- und Weiterbildungsstudiengänge anbietet. Solche erscheinen im Gefolge 
der Explosion des Wissenswerten, der Verlängerung der Lebenszeiten und der Verkürzung 
der Arbeitszeiten und der dadurch immer spürbarer werdenden Alterung vorhandener Fertig-
keiten und Kenntnisse als unausweichlich notwendig, will man den Veränderungen und dem 
Wandel von Gegenwart und Zukunft gerecht werden.  
 
1. Ausgangslage 
 
So fühlten sich einzelne Hochschulen und viele Hochschullehrer immer wieder aufgerufen 
über Weiterbildungsangebote nicht nur die Studenten der Erstausbildung an den Leistungen 
der Universität teilhaben zu lassen, sondern auch Erwachsene, die ihre Kompetenzen in der 
Berufs- und Lebenspraxis erworben hatten. Zunächst ging es dabei um Weiterbildung im 
Sinne einer Hochschulaufgabe neben Forschung und Lehre. Häufig war das verknüpft mit 
der Vision, dass aus den Hochschulen Servicezentren für ein lebenslanges Lernen sowohl 
im Hinblick auf Berufstätigkeit als auch für die Lebensführung werden könnten, derer sich 
keineswegs nur Hochschulabsolventen bedienen könnten.  
1983 artikulierte der Wissenschaftsrat Empfehlungen zur Errichtung einer zentralen Einrich-
tung in den Hochschulen, welche für die Zusammenarbeit mit der Berufspraxis in Wirtschaft 
 
  
und Verwaltung zuständig sein sollte. 1997 folgte eine umfassende Standortbestimmung 
berufsbezogener wissenschaftlicher Weiterbildung. Im Rahmen einer Neuordnung der Hoch-
schulen wurden der Weiterbildung ebenso wichtige Aufgaben zugewiesen wie bei der künfti-
gen Entwicklung des Wissenschaftssystems in Deutschland.  Für vielerlei Stimmen zur In-
tensivierung des Weiterbildungsengagements der Hochschulen steht der Bericht „Fort- und 
Weiterbildung“ des Wissenschaftlich-technischen Beirats der Bayerischen Staatsregierung 
von 1999. Die maßgebenden Positionen formuliert die Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung und Forschungsförderung in ihrem Bericht „Erstausbildung und Weiterbildung“ 
2000. 
 
Aus diesen Zusammenhängen resultiert der Gedanke an eine Verortung der Hochschulen 
innerhalb ihres Einzugsbereichs durch Weiterbildungsangebote, die auf dort anzutreffende 
Adressaten zugeschnitten waren. Im regionalen Umfeld konnte man Interessenten an „Pro-
dukten“ der Hochschule ansprechen, die um ihrer beruflichen Entwicklung  willen danach 
fragten, ebenso wie Senioren, die sich angesichts ihrer nachberuflichen Lebensphase uni-
versitären Arbeitsergebnissen widmen wollten. Solche Entwicklungstendenzen fügten sich zu 
dem Gedanken an eine Regionalisierung auch der Erstausbildung in vielen Hochschulen-
neugründungen, welche Jugendliche und junge Erwachsene zu wohnortnaher Qualifikation 
an unterschiedlichen Hochschultypen anregen wollten. Daneben blieb der Transport wissen-
schaftlicher Arbeitsergebnisse von Hochschulen in ihr regionales Umfeld über vielgestaltige 
Kooperationsbeziehungen und unterschiedliche Verbundsysteme sicher zu stellen. 
 
Den überregionalen Wissenstransfer erbringen Hochschulen weitgehend über Leistungen in 
der Erstausbildung, aufgrund derer Forschungsergebnisse und Arbeitsmethoden wie die von 
den Absolventen erworbenen Kompetenzen in die verschiedensten gesellschaftlichen Berei-
che überführt werden. So gestalten sie zugleich  eine Wissensgesellschaft und bedienen 
einen Markt, der nicht wie jeder andere ist. Hier versorgen Weiterbildungsträger zahlreiche 
Zeitgenossen mit Orientierungswissen und Lebenshilfen.  
 
Zwischen neuen Forschungsergebnissen und altvertrauten Kenntnissen haben Hochschulen 
aufgrund ihrer tagtäglichen Praxis von Forschung und Erstausbildung einen gewissen Leis-
tungsvorteil bei der beruflichen und wissenschaftlichen Weiterbildung. Damit viele Hochschu-
len in diesem kooperativen Weiterbildungssystem Fuß fassen können, bedarf es aber einer 
kompetenten „Gelenkstelle“, die zwischen den wissenschaftlichen Weiterbildungsmöglichkei-
ten an Hochschulen und dem breiten Angebotsspektrum bei anderen Marktteilnehmern für 
die erforderlichen Abstimmungen sorgt und Ausgewogenheit des „Marktes“ gewährleistet. 
 
Soweit Hochschulen mit ihren Weiterbildungsangeboten eine Balance zwischen Wissen-
schaft und Praxis innerhalb der über Jahrzehnte gewachsenen Gegebenheiten der kompen-
satorischen Volksbildung, der allgemeinen Erwachsenenbildung und der beruflichen Weiter-
bildung im deutschsprachigen Raum herstellen, bereichern sie die Infrastrukturen lebenslan-
gen Lernens um einen Umschlagplatz für zukunftsoffene Forschungsergebnisse und um 
wissenschaftsbasierte Orientierungsdaten für Verhalten und Handeln. Sie wirken daran mit, 
dass Sinnperspektiven eröffnet, Verantwortung eingefordert und Humanität verbürgt werden 
- all dies sind ja die kennzeichnenden Leistungen der Erwachsenenbildung in unserer Ge-
sellschaft. Auf diese Weise entsprechen die wissenschaftlichen Weiterbildungsangebote der 
Hochschulen Anforderungen einer Wissensgesellschaft.  
 
  
 
Neuerdings sehen Ländergesetze die Hochschulen hinsichtlich ihrer Weiterbildungsaufgaben 
nicht mehr nur programmatisch, sondern auch rechtswirksam in der Pflicht.   Ob künftighin 
Hochschulen ihre Produkte als Anregungen für ein lebenslanges Lernen innerhalb der Netz-
werke organisierter und informeller Weiterbildung positionieren, bedarf also höchster Auf-
merksamkeit. Eine Konstituierung entsprechender Organisationseinheiten am Rande beste-
hender Hochschulstrukturen erscheint eher unzureichend. In allen Bereichen der Hochschu-
len bleibt die Bereitschaft zu wecken, sich der Weiterbildung als Aufgabe neben Erstausbil-
dung und Forschung zu stellen und mit vielgestaltigen Angeboten wissenschaftlicher Weiter-
bildung substanziell am lebenslangen Lernen mitzuwirken. Mit verbreitetem Beifall für derar-
tige Zumutungen ist nicht von vornherein zu rechnen, wenn man nicht zugleich überzeugen-
de Argumente für hochschulspezifische Leistungen in der Weiterbildung transportiert. Inte-
ressierte bedürfen der Anleitung, wie man sich damit befreundet, wie man sie durchsetzt und 
dauerhaft aufrechterhält. 
 
2. Wissenschaftliche Weiterbildung als Hochschulaufgabe 
 
Erstausbildung und Forschung als polare Handlungsfelder von Hochschulen reichen nicht 
mehr aus, um den berechtigten Erwartungen gegenüber diesen Top-Institutionen des Bil-
dungswesens zu genügen. Qualifizierungsaufträgen einerseits kann man nur entsprechen, 
soweit die für Lebensbildung und für Berufsausübung vermittelten Orientierungsdaten nicht 
veralten und soweit in zurückliegenden biographischen Phasen erworbene Kenntnisse er-
neuert werden können. Diesen Bedingungen entspricht wissenschaftliche Weiterbildung. Die 
Universitäten öffnen sich ihr zögernder als die Fachhochschulen, wenn es darum geht, 
Chancen zu eröffnen, zuvor Erfahrenes zu erneuern und einmal Erlerntes aufzufrischen. In 
dieser Hinsicht steht wissenschaftliche Weiterbildung an den Hochschulen gerade dafür, 
dass es gelingen kann, in unserer Zeit sich wandelnder Kenntnisbestände und Lebensver-
hältnisse sowohl den gesellschaftlichen Aufträgen an die Hochschulen gerecht zu werden als 
auch dem Sachverhalt zu genügen, dass es Einrichtungen des Bildungsbereichs sind, an 
denen Wissenschaft vermittelt wird.  
 
Die beruflichen Qualifizierungsaufträge geraten in eine eigentümliche Balance mit dem 
hochschulspezifischen Bildungsanspruch. Dieser gewährleistet den Kontakt eines jeden mit 
den Wandlungen von Wissen und Können in unterschiedlichen Lebenskonstellationen, Bil-
dungsgängen und Berufskarrieren. In diesem Sinne steckt in breiten Dienstleistungen für das 
lebenslange Lernen der Schlüssel für die Zukunft von Hochschulen. Sie erbringen hochran-
gige Beiträge zu einer wissenschaftlichen Bildung, die man künftighin nur als lebensbeglei-
tend verstehen kann. Daraus ergeben sich die tagtäglichen Handlungsspielräume. 
 
Hochschulen gestalten Studiengänge und sorgen für die Verbreitung von wissenschaftlichen 
Berufseinmündungsqualifikationen. Daneben gibt es ein leistungsfähiges System von Bil-
dungseinrichtungen für nachschulische Lebenshilfen ebenso wie für die Weiterbildung in 
Beruf und Alltag. Insofern ist die Kundschaft außerhalb der Hochschulen wohlversorgt - 
durch Bildungswerke und Volkshochschulen, Kammern und Berufsverbände, welche eine 
nachschulische Lernnachfrage zu bedienen in der Lage sind - für eine Kundschaft, die sich 
zunächst nicht mit Wissenschaft zu befassen gedachte, jedoch wissenschaftlicher Orientie-
rungsdaten für ihr Leben bedarf. Diese Praxis führte schließlich dazu, dass einzelne Univer-
 
  
sitäten mit eigenen Beiträgen, mit volkstümlichen Vorträgen und Informationsveranstaltungen 
tätig wurden. Weit umfangreicher jedoch hat sich die Umsetzung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse in die Weiterbildung außerhalb der Hochschulen etabliert - durchaus auch unter 
substanzieller Beteiligung von Hochschulangehörigen.  
 
In allen gesellschaftlichen Bereichen anerkannte Orte hierfür sind die Akademien - ursprüng-
lich zwischen Kirche und Gesellschaft, inzwischen ebenso zwischen Wissenschaft und Ge-
sellschaft vermittelnd. An deren Veranstaltungen nehmen überwiegend akademisch gebilde-
te Publikumsgruppen teil. Bei der Verortung wissenschaftlicher Weiterbildung im Hochschul-
wesen wird es also darauf ankommen, sich des Ertrags dieser lebensbegleitenden Bildung 
der Akademien zu versichern. Mancherorts stellen sich dort sicher günstigere Rahmenbe-
dingungen für Diskurs und Dialog ein als in Hörsälen und Seminarräumen. Zudem kommt die 
Wertschätzung von Bildungsangeboten in Akademien, bei Berufsverbänden und Kammern 
darin zum Ausdruck, dass für Verwendungssituationen qualifizierende Lehrgänge stattfinden, 
zu denen sich ein Publikum zusammenfindet, welches die Leistung der Weiterbildung auch 
finanziell aufzuwiegen bereit ist. Die Hochschulen sollten sich hier „einklinken“ und ihre spe-
zifischen Beiträge damit verbinden. Gasthörer gab es seit jeher - darunter auch stets „ältere 
Semester“, welche über die Zugangsvoraussetzungen zur Universität verfügten. Sie lassen 
sich im Einzelfall zweifellos auch zu intellektueller Produktivität anregen, bei welcher Qualifi-
kationsbemühungen und Bildungsbereitschaft einander „hochschaukeln“. 
 
Weiterbildung an den Hochschulen kann ferner bei Ferienmaßnahmen einsetzen. Orientie-
rungskurse für Lehren und Lernen versprechen Zulauf. Die Hochschulen können Barrieren 
abbauen, welche manchem Weiterbildungswilligen noch den Zugang erschweren. Voraus-
setzungen sind Fernstudienangebote mit schriftlichen und audiovisuellen Informationsmög-
lichkeiten und zeitlich tragbare Präsenzphasen. Solche können es Weiterbildungswilligen 
ermöglichen, die Hochschulen beispielsweise auch an Wochenenden in Anspruch zu neh-
men. Zugleich wären der universitären Weiterbildung ihre Spielräume zwischen Qualifikati-
onskursen und Bildungsurlaub aufgewiesen. 
 
Die entscheidenden Möglichkeiten der Hochschulen in der Weiterbildung liegen jedoch darin, 
dass sie sich zu regionalen Koordinations- und Kommunikationszentren entwickeln. Dann 
fällt ihnen die Aufgabe zu, Balance zu schaffen, für Ausgewogenheit zu sorgen, Wissen-
schaft und Didaktik, neue Forschungsergebnisse und lang vertraute Kenntnisse in Bezug 
aufeinander zu präsentieren. Hochschulen haben hierbei einen gewissen Leistungsvorteil. 
Sie suchen tagtäglich, Qualifikationsaufträge und Bildungsansprüche miteinander in Bezie-
hung zu setzen und treffen bei ihren Weiterbildungsaufgaben auf weithin unbesetzte Gestal-
tungsspielräume. Bei dem Bemühen, diese auszufüllen, haben sich Partnerschaften über-
wiegend mit Einrichtungen der Wirtschaft, aber auch unter öffentlichen Institutionen vielerorts 
bewährt.  
 
 
3. Positionierung der Hochschulen am Weiterbildungs-„markt“ 
 
Eine Standortbestimmung der Hochschulen innerhalb des lebenslangen Lernprozesses der 
Studierenden geht aus von der Polarität ihrer Aufgaben bei der berufsbezogenen Erstausbil-
dung und der wissenschaftlichen Qualifizierung. Um beides angemessen zu unterstützen, ist 
 
  
die Mobilisierung der eigenen Lernenergien der Studierenden für jene Spanne ihrer Bil-
dungsbiographie, die sie an einer Hochschule erbringen, erforderlich. Dies beginnt bei einer 
differenzierten „Einlese“ in Studiengänge durch Orientierungsmaßnahmen, die bereits in der 
Kollegstufe einsetzen und durch eine individuelle Ausbildungsberatung und Studienbeglei-
tung bis hin zu einem Studierplan, dessen Effizienz in den ersten Semestern kontinuierlich 
evaluiert wird. Jede Zertifizierung des Studienerfolgs erfolgt studienbegleitend. Anregungen 
zu vielgestaltigem selbsttätigen Lernen werden sowohl bei der Aneignung der grundlegen-
den Wissenssystematik des Studienfaches als auch bei dessen Operationalisierung hinsicht-
lich Anwendung und Praxis übermittelt. Größte Aufmerksamkeit verdienen auffindendes Ler-
nen und selbsttätiges Erarbeiten gegenüber dem bloß rezeptiven Durchlaufen von Kursen. 
So können Studierende eine weitgehende Übereinstimmung ihrer eigenen Interessen mit 
den Zielen des Studiums erfahren.  
 
Hochschulen erlangen in der Abfolge lebenslangen Lernens Gewicht, soweit sie eine umfas-
sende theoretische und praxisbezogene Grundinformation ermöglichen. Dabei systematisie-
ren sie die erforderlichen Wissensbestände und vermitteln Kriterien zur Beurteilung von de-
ren Relevanz in den gesellschaftlichen Kontexten der Gegenwart und der Zukunft und in den 
professionellen Feldern der Wissensverwendung. So lassen sich als hochschulspezifische 
Anteile lebenslangen Lernens systematischer Kenntniserwerb, Informationsverarbeitung und 
Wissenschaftstransfer sowie Qualifikations-, Kompetenz- und Fertigkeitsfortschreibung be-
nennen. 
 
Eine Aufwertung des Segments der Hochschulausbildung innerhalb der lebenslangen Abfol-
ge von Lernphasen lässt sich durch die Erhebung von Studiengebühren verbunden mit groß-
zügiger Gewährung von Stipendien fördern. Das Interesse der Studierenden an den „Produk-
ten“ der Hochschulen würde auf diese Weise verstärkt. Zugleich gewöhnen sich die Studie-
renden an den Sachverhalt, dass Hochschulen Weiterbildungsangebote vorhalten, die kos-
tenpflichtig und in späteren Phasen lebenslangen Lernens von nicht zu unterschätzender 
Relevanz für die individuelle Bildungs- und Erwerbsbiographie sind.  
 
Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass an die Stelle weitgehender Beliebigkeit und Unver-
bindlichkeit ein existentielles Engagement der Studierenden hinsichtlich ihrer Bildungsbio-
graphie tritt. Auf ein eher „verschultes“ Grundstudium verbunden mit zahlreichen Möglichkei-
ten zur Bestätigung und Unterstützung der Leistungsfähigkeit folgen weiterführende, angelei-
tete und durch Beratung begleitete Vertiefungsangebote in den fortgeschrittenen Studien-
phasen. Hieran knüpfen die Hochschulen zunehmend Weiterbildungsimpulse. Auf diese 
Weise wäre sichergestellt, dass die Absolventen die Hochschulphase ihrer Lernkarriere 
schon mit dem Blick auf spätere Weiterbildungsmöglichkeiten abschließen. Weiterbildung 
erschiene dann deutlich als Teilbereich der „Lehre“ an Hochschulen.  
 
Man bräuchte dann später nicht zunächst bei Berufsverbänden und privaten Anbietern da-
nach fragen. Zudem wäre Sensibilität dafür vorhanden, dass nicht nur die Leistungen priva-
ter Weiterbildungsanbieter, sondern auch jene der Hochschulen Höchstpreise realisieren, 
sofern sie exzellent und hochprofiliert sind. Das verlangt von den Hochschulen Weiterbil-
dungsmaßnahmen, die auf den entsprechenden Märkten hervorstechen. Von einer bloßen 
Ausgliederung einzelner Teilfächer oder Vertiefungsbereiche aus Studiengängen mit dem 
Ziel, diese in die Weiterbildung zu „verlagern“, ist das nicht zu erwarten. Vielmehr sollte jedes 
 
  
Studium sein umfassendes Profil behalten und gerade dadurch Neugier wecken, in späteren 
Epochen der Bildungsbiographie nach Anregungen zur Weiterbildung Ausschau zu halten.  
 
Hochqualifizierte Angebote der Hochschulen gewinnen Profil als äußerst durchdachte Modu-
le, die als Weiterbildungsangebote miteinander vernetzt sind und so deutlich Bezug auf Er-
gebnisse der Erstausbildung erkennen lassen, dass sie als Bausteine gestufter Studiengän-
ge erscheinen könnten, die Erstausbildung und Weiterbildung künftighin verbinden werden. 
In der Weiterbildungslandschaft wahrgenommen werden Kontaktstudiengänge, die so adres-
satenorientiert wie problembezogen in die Bildungsbiographie der Absolventen des Erststu-
diums angesichts von je aktuellen Problemstellungen „passen“. Hier bedarf die Verknüpfung 
von Lernzeiten mit Erwerbszeiten ebenso der Aufmerksamkeit wie die Verbindung der Lern-
orte in Öffentlichkeit, Beruf und Lebensalltag.  
 
Aufgrund ihrer Erstausbildung an Hochschulen können die Interessenten an wissenschaftli-
cher Weiterbildung weitgehend selbsttätig mit bausteinartigen Anregungen hierzu umgehen 
und über deren Verteilung über die verschiedenen Lernphasen souverän befinden. Die Ver-
trautheit mit wissenschaftlichen Vorgehensweisen und mit komplexeren Problemstellungen 
gründet in kontinuierlichen individuellen Bemühungen („Studium“). Diese gewährleisten 
schließlich das Bekanntwerden mit neuen Verwendungsbereichen ebenso wie eine Auffri-
schung und Fortschreibung von Grundkenntnissen.  
 
Die Pluralität der Lernorte in der Weiterbildung führt zu einem äußerst ausdifferenzierten 
Gefüge privater und öffentlicher Anbieter. Aus Fallstudien, die das Bildungsverhalten über 
längere Lebensabschnitte verfolgen, ergibt sich, dass beruflich Erfolgreiche sich in späteren 
Lernphasen zunehmend von privaten Anbietern zur Weiterbildung anregen lassen (vgl. Frie-
bel, u. a.: a.a.O.). Deshalb bedürfen künftige Weiterbildungsaktivitäten der Hochschulen 
aufmerksamer Positionierung im Umfeld von Berufsverbänden, von akademischen Standes-
vertretungen, von Kammern, unterschiedlichsten Personalberatern und Organisationsent-
wicklern. Dabei sind qualitativ profilierte Weiterbildungsangebote zunächst wichtiger als eine 
quantitativ beeindruckende flächendeckende Präsenz auf dem Weiterbildungsmarkt.  
 
Berufsbezogene wissenschaftliche Weiterbildungsangebote der Hochschulen werden durch 
Zertifikate bestätigt und nachgewiesen. Diese drücken zunächst eine Bewertung der Leis-
tung der Teilnehmer aus. Sie ermöglichen auch eine qualitative Gewichtung der Weiterbil-
dungsmaßnahmen. Sobald es zu einer Art „Bildungspass“ für das lebenslange Lernen 
kommt, kann es zur Regel werden, sich der unterschiedlichsten Angebote auf dem Weiter-
bildungsmarkt zu bedienen. Hochschulabsolventen werden ganz allgemein Weiterbildung 
nachfragen. Absolventen des dualen Systems der Berufsausbildung begeben sich in Maß-
nahmen wissenschaftlicher Weiterbildung, von denen sie annehmen, dass sie ihnen „etwas 
bringen“. Hochschulen werden zu Instanzen, die zur Weiterbildung anregen und deren Teil-
nehmer begleitend unterstützen. Insofern zeigt sich das Gewicht der Hochschulen für das 
lebenslange Lernen auch an den „Wanderbewegungen“ ihrer Absolventen. Diese führen 
zunächst aus den Hochschulen in die Praxis. Pflegt man eine emotionale Beheimatung an 
der Universität der Herkunft und weckt man Interesse an wissenschaftlicher Weiterbildung, 
gelangen offene Problemstellungen, denen Absolventen sich in Beruf und Alltag gegenüber 
sehen als Forschungsimpulse in die Universität. Hochschulen gewinnen um so deutlicher 
 
  
Konturen für das lebenslange Lernen je intensiver Kontakte zu den Absolventen für eine sol-
che „Rückkoppelung“  aus dem Berufsleben in die Herkunftshochschulen sorgen.  
 
 
4. Probleme der Weiterbildungsbeteiligung von Hochschulen 
 
Eine gewisse Skepsis gegenüber einer „Ausdehnung“ des Hochschulstudiums auf die Wei-
terbildung nährt sich vor allem daraus, dass noch immer Weiterbildungsleistungen nicht im 
Rahmen der verpflichtenden Lehraufgaben des Hochschulpersonals erbracht werden. Auch 
können die äußeren Rahmenbedingungen an Hochschulen (Räume, Sauberkeit, Umgangs-
formen u.ä.) nicht immer so wahrgenommen werden, dass schon im Beruf befindliche Absol-
venten sich davon angezogen fühlen. Man könnte hier an spezielle Weiterbildungsinstitute 
denken, will man dauerhaft eine Tagungsstätten ähnliche Atmosphäre bieten. 
 
Bereits heute wird ein nennenswerter Beitrag zur berufsbezogenen wissenschaftlichen Wei-
terbildung von Fachhochschulen erbracht. Kooperation und Koordination unter den Hoch-
schulen beim lebenslangen Lernen bedürfen regionaler Bündelung im Sinne von Dienstleis-
tungen zum Wissens- und Technologietransfer. Dann erschienen Hochschulen für ihr regio-
nales Ausbildungs- und Weiterbildungsumfeld prägnanter als lebenslange Lernorte, die sich 
bei der Fortschreibung der je eigenen Bildungsbiographie von jedermann nutzen lassen. In 
deren Phasen ist Kompetenzverfall die Regel. Bislang wurde dieser über jeweils neue Hoch-
schulabsolventen wieder „aufgefangen“. Künftighin werden aber auch Berufserfahrene 
- stärker als bislang gewohnt - den Wandel in der Anwendung von Wissen und Technologie 
gewährleisten müssen. Weiterbildung an ihren Herkunftshochschulen vermittelt die hierfür 
erforderlichen Kompetenz aber wohl nur teilweise: 
 
„Um Weiterbildung und Wissensmanagement wird derzeit ein Mythos gewoben, der völlig 
unrealistische Erwartungen nährt. Das Entscheidende ist nicht, was man in Seminarräumen 
lernt, die Schulen und Hörsälen sehr ähnlich sind. Der größte Kompetenzfaktor ist immer die 
praktische Erfahrung mit den geforderten Aufgaben und das kann kein noch so guter Kurs 
ersetzen. (...) Was denken Sie, wer der bessere Unternehmer ist: Einer, der erfolgreich eine 
Firma gegründet und geführt hat - oder einer, der den Kurs „Existenzgründung“ an der Uni-
versität mit guten Noten abgeschlossen hat? (....) Was treibt denn die technische Entwick-
lung voran? Zu einem großen Teil doch das Abkupfern dessen, was andere schon entwickelt 
haben. Aber dazu muss man es erst einmal praktisch kennenlernen. Wie die vielen Japaner, 
die in den 70er Jahren in unseren Industriebetrieben unterwegs waren.                                                          
Oder wie Gottlieb Daimler bei seinen Lehr- und Wanderjahren in England. Sie alle haben 
praktische Erfahrungen gesammelt, keine Kurse besucht.(...) An den Universitäten und v. a. 
in der beruflichen Weiterbildung müssen wir weg von formalisierten Ausbildungsvorgängen, 
hin zur Berufspraxis. (...) Die gewerbliche Berufsausbildung macht es uns doch vor: 20% 
Unterricht, 80% Praxis. Das brauchen wir auch für höher Qualifizierte: eine Art duales Sys-
tem.“ (Staudt, E. Institut für angewandte Innovationsforschung, Bochum, a.a.O.) 
 
In der wissenschaftlichen Weiterbildung können Hochschulen praxisoffen ihr theoretisches 
und systematisiertes Wissen präsentieren. Das Studium bleibt von dessen Übermittlung, 
Aneignung und Verarbeitung dominiert. Dabei sollten aber unübersehbar Brücken zur 
Kenntnisanwendung und zur wissenschaftlichen Weiterbildung geschlagen werden.  
 
  
 
Eine weitergehende Verteilung von wissenschaftlicher Grundausbildung, fachlichem Kompe-
tenzerwerb und berufspraktischer Einübung über alle Phasen von Ausbildung und Weiterbil-
dung innerhalb eines lebenslang verstandenen Lernprozesses würde zwar die Hochschule 
über eine gewisse Randstellung beim lebenslangen Lernen hinaus gelangen lassen. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt finden derartige Visionen aber keine breite Akzeptanz in den Hoch-
schulen. Diesbezüglich ist noch ausgiebige Werbung bei den Hochschullehrern erforderlich. 
Das in Disziplinen gegliederte Wissen sollte zunächst hinsichtlich der Verwendungszusam-
menhänge für die Studenten perspektivisch werden - zugleich problembezogen und anwen-
dungsorientiert. So akzentuierte hochschuldidaktische Verfahren erscheinen langfristig ge-
eignet, Erstausbildung und Weiterbildung miteinander zu vernetzen, so dass jeder Ausbil-
dungserfolg an Hochschulen zu weiterbildenden Aktivitäten motiviert.  
 
Hochschulen schaffen die Voraussetzung hierfür, indem sie weiterbildende Angebote unter-
schiedlichster Gestalt bereithalten und deren Themenspektrum gezielt erweitern. Dabei ha-
ben sie die Auswirkungen derartiger Angebote auf das Beschäftigungssystem im Blick. Zwi-
schen wissenschaftlicher Ausbildung und  Berufstätigkeit gilt es zunächst variierende Über-
gänge zuzulassen. Bei der Rekrutierung von  Hochschulabsolventen als Beschäftigte sollten 
neben den bei der Erstausbildung erworbenen Diplomen auch Weiterbildungszertifikate be-
rücksichtigt werden. Langfristig ergeben sich daraus schließlich nicht nur arbeitsmarkt- und 
tarifpolitische Konsequenzen sondern auch hochschulinterne. Von modular gestalteten Lehr-
angeboten, von „Credit-Point“-Systemen, von Bachelor- und Master-Abschlüssen sowie von 
einer europaweiten Anrechnung von Studienleistungen werden Innovationen der „Lehre“ 
vom Studium bis in die Weiterbildung erwartet.  
 
Gegenwärtig entspricht das Verhalten der Studierenden jedoch derartigen Perspektiven nur 
begrenzt. Von jenen muss den Hochschulen zunächst Bedeutsamkeit für die gesamte Al-
tersabfolge lebenslangen Lernens zuerkannt werden. Flexible Wahlmöglichkeiten bei der 
Kombination von Wissensgebieten, die gegenwärtig noch über unterschiedliche Organisati-
onseinheiten und Studiengänge verteilt sind, tragen dazu bei. Bislang noch als alternativ 
geltende Studienformen können im tagtäglichen Hochschulbetrieb neue Perspektiven eröff-
nen - Fernstudien etwa oder Mediennutzung oder anwendungsbezogene Studienmaterialien. 
In Studien- und Prüfungsordnungen niedergelegte Pflichten werden nicht immer als hilfreich 
beim Kompetenzerwerb und als erhellend für dessen Praxisrelevanz empfunden. 
 
Hochschulen sollten ihre Ausbildungsfunktion im Zusammenhang mit ihren gesellschaftli-
chen Service-Leistungen verstehen. Ausgehend von Forschung und Lehre folgt daraus ein 
breites Engagement zugunsten von Maßnahmen einer problemoffenen und teilnehmerorien-
tierten wissenschaftlichen Weiterbildung. Dies wird in der Regel zu einer Verbesserung der 
beruflichen Entfaltungs- und Fortkommensmöglichkeiten von Hochschulabsolventen führen. 
Eine Hochschule erweist sich als lebenslanger Lernort jedoch nur, soweit sie ihren über-
kommenen Studienangeboten hochqualifizierte Beiträge zur Weiterbildung angliedert. Kurz- 
und mittelfristig liegt darin ihr unverzichtbarer Beitrag zum lebenslangen Lernen. Längerfristig 
werden sich  Synergieeffekte einstellen, die eine Einbeziehung der Hochschulen in die Ver-
bundsysteme zur Anregung lebensbegleitender Bildung nahelegen. 
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6. Resümee 
 
Eine Einbindung der Hochschulen in die Angebotsstrukturen für lebenslanges Lernen ver-
langt eine Reihe von Veränderungen in ihrer Struktur und in ihren Regularien: 
• Im Hinblick auf berufsbezogene wissenschaftliche Weiterbildung werden von einem Zerti-
fizierungspass (vgl. Expertise zum Thema Zertifizierung), von modularisiert gestalteten 
Lehrangeboten, von „Credit-Point“-Systemen sowie von Bachelor- und Magister-
Abschlüssen und von einer europaweiten Anrechnung von Studienleistungen nachhaltige 
Verbesserungen erwartet. 
• Die äußeren Rahmenbedingungen an Hochschulen können auf Standards gebracht wer-
den, von denen sich schon im Beruf befindliche Absolventen angezogen fühlen, wenn A-
kademien oder „An-Institute“ Weiterbildungsaufgaben wahrnehmen. Sie bieten in Koope-
ration mit Partnern aus der Wirtschaft und Verwaltung und mit Weiterbildungsträgern eine 
Tagungsstätten ähnliche Atmosphäre. Zugleich dienen sie als „Schnittstellen“ für Koope-
 
  
ration und Koordination unter den Hochschulen beim lebenslangen Lernen und als regio-
nale Dienstleistungszentren zum Wissens- und Technologietransfer. 
• Eine Erweiterung der „Lehre“ um modularisierte Kontakt-, Ergänzungs-, Aufbau- und Ver-
tiefungsstudien geht Hand in Hand mit der Positionierung von Hochschulen auf ihren regi-
onalen Weiterbildungs-„Märkten“ durch aktuelle wissenschaftliche Orientierungsveranstal-
tungen, exzellente Kurse und eine breite Palette von Maßnahmen, die u. a.  auch zur Er-
zielung von Einnahmen führen. 
• Weiterbildungsleistungen sollten im Rahmen der Lehrverpflichtung des Hochschulperso-
nals wahrgenommen werden, oder es könnte eine marktgerechte Honorierung aus erziel-
ten Einnahmen erfolgen. 
• Innovations- und forschungsintensive Hochschulsegmente sollten besonders befähigten 
Interessenten, auch aus der Berufspraxis, geöffnet werden. 
• Kontinuierliche Weiterbildung sollte für das Hochschulpersonal als Anspruch und Chance 
in die Aufgabendefinition aufgenommen werden. 
• Digitale Medien und Fernstudienelemente können verstärkt eingesetzt werden, um Hoch-
schulen als Lernorte in jeder Phase des Lebenslaufs zugänglich zu machen. 
 
